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Kein Schlussverkauf 

OBI-Beschäftigte verhindern Schließung der Nie¬ 
derlassung in Augsburg. Mitbestimmung ist im 
Heimwerkermarkt des Erivan Haub ein Fremdwort. 
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Reformen in Portugal 

Die Kommunistische Partei Portugal untersützt 
die derzeitige Regierung. Kleine Schritte sind ge¬ 
macht, für mehr wird gekämpft. 
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Ein Putsch für Erdogan 

Nach dem gescheiterten Aufstand einiger Militärs wird das NATO-Land Türkei in einen 
islamistischen Führerstaat umgebaut 







VERBOTENE ZONE 


Foto: Mark Ahsmann, wikimedia, CC BY-SA 3.0 


W ann hat es das schon 
einmal gegeben? Da 
putscht eine Hand¬ 
voll Militärs gegen die Regie¬ 
rung, der Aufstand scheitert bin¬ 
nen Stunden kläglich und der 
im Amt verbliebene Staatschef 
sagt anschließend danke für das 
„Geschenk Gottes? Der Präsi¬ 
dent des NATO-Mitgliedslan- 
des Türkei kann sich tatsächlich 
freuen. Der gescheiterte Coup 
vom 15. Juli liefert Recep Tayyip 
Erdogan den idealen Vorwand, 
für eine lange vorbereitete Säu¬ 
berungsaktion im Staatsappa¬ 
rat. Wer nicht zu hundert Pro¬ 
zent hinter dem „Führer“ steht, 
wie sich der Staatschef von sei¬ 
nen Anhängern nunmehr rufen 
lässt, der wird geschasst oder 
kommt in den Knast. 

Erdogan hat über die Mobil¬ 
funkanbieter und die Moscheen 
seine Anhänger zu Dauerprä¬ 
senz auf den Straßen aufgerufen 
und die Stimmung mit martia¬ 
lischen Tönen aufgeheizt. Der 
Präsident hat archaisch „Rache“ 
geschworen - seine Anhänger 
leisten Folge. Sie sind mit langen 
Messern unterwegs, lynchen an¬ 
gebliche Putschbeteiligte, miss¬ 
handeln Andersdenkende, stür¬ 
men Büros der prokurdischen 
Oppositionspartei HDP und 
alevitischer Vereine. Selbst die 
Anhänger der sozialdemokra- 
tisch-kemalistischen CHP sind 
vor dem islamistischen Mob 
nicht sicher. 

Der Staatsapparat schlägt 
derweil systematisch zu: In den 
ersten 72 Stunden nach dem 
mutmaßlichen Staatsstreich 
wurden nach Angaben der 
AKP-Regierung mehr als 7500 
Verdächtige festgenommen, da¬ 
runter mehr als 6000 Soldaten 
und 100 Polizisten. In Haft genom¬ 
men wurden 755 Richter und Staats¬ 
anwälte sowie 650 weitere Zivilisten. 
Am Montag tauchte eine Liste mit 
Namen von Journalisten auf, deren 


Festnahme vorgesehen ist - an der 
Spitze „ Cumhuriy et “ - Chefredakteur 
Can Dündar, der sich allerdings au¬ 
ßer Landes befindet. Mehr als 13 000 
Staatsbedienstete wurden suspendiert, 


darunter fast 8000 Polizisten und an 
die 3000 Justizbeamte. Für alle rund 
drei Millionen Staatsangestellten wur¬ 
de eine Urlaubssperre verhängt. Wer 
in den Ferien ist, muss diese abbre¬ 


chen und an seine Dienststelle 
zurückkehren. 

Nach Regierungsangaben 
sind bei den Auseinanderset¬ 
zungen 145 Zivilisten, 60 Poli¬ 
zisten und drei Soldaten getö¬ 
tet worden, mehr als 1500 Men¬ 
schen wurden verletzt. 

Unklarheit herrscht über 
die Zahl der Opfer: Hieß es 
zunächst, mehr als 100 „Put¬ 
schisten“ seien tot, korrigierte 
Regierungschef Binali Yildirim 
am Montag die Zahl deutlich 
nach unten. 24 sollen es nun¬ 
mehr gewesen sein. Unklarheit 
herrscht auch über die Verant¬ 
wortlichen und Hintermänner 
des Putsches für Erdogan. Der 
Staatschef hatte noch vor den 
ersten Festnahmen den Predi¬ 
ger Fetullah Gülen verantwort¬ 
lich gemacht. Der dementierte 
aus seinem Exil in den USA. 
Militärischer Anführer der 
Putschisten soll laut Ankara 
Ex-Luftwaffenchef Akin Öz- 
türk gewesen sein. Doch auch 
der dementierte nach seiner 
Verhaftung eine Beteiligung. 
Das mag eine Schutzbehaup¬ 
tung sein, muss es aber nicht. 
Am Ende bleibt die Frage, 
gab es überhaupt einen realen 
Putsch? In jedem Fall war es 
einer für und nicht gegen Er¬ 
dogan. Der steht so stark da 
wie nie. Linke und Kurden, 
politisch Andersdenkende 
überhaupt sind fortan vogel¬ 
frei. Die Verfassungsänderung 
für ein Präsidialsystem ist nur 
noch eine Formalie. 

NATO und Bundeswehr 
lobten zu Wochenbeginn die 
„professionelle Zusammenar¬ 
beit“ mit der türkischen Armee 
beim Kampf gegen die Terror¬ 
miliz IS in Syrien. Bundeskanz¬ 
lerin Angela Merkel mahnte lediglich, 
die Einführung der Todesstrafe in der 
Türkei mache einen EU-B eitritt des 
Landes unmöglich. 

Rüdiger Göbel 


Massaker am Nationalfeiertag 

Der Ausnahmezustand in Frankreich wird verlängert 


Der dritte Terroranschlag binnen 
18 Monaten hat am späten Abend 
des 14. Juli, Frankreich erschüttert. 
Während des Feuerwerks zur Feier 
des französischen Nationalfeiertages 
raste ein LKW in die Menschenmen¬ 
ge auf der Uferstraße von Nizza. Über 
eine Strecke von zwei Kilometern er¬ 
fasste das Fahrzeug Feiernde, darun¬ 
ter viele Kinder, während der Fahrer 
in die Menge schoss, bis er selbst von 
Polizisten tödlich getroffen wurde. 
84 Menschen wurden während der 
Amokfahrt getötet, über 200 verletzt. 

Der Täter, ein 31-jähriger Franzo¬ 
se tunesischer Herkunft, war den Be¬ 
hörden bisher nur als Kleinkrimineller 
aufgefallen. Die Terrororganisation IS 
übernahm die Verantwortung, es ist 
weiterhin nicht klar, ob es tatsächlich 


eine Verbindung zwischen dem Täter 
und dem „Islamischen Staat“ gab. 

Inzwischen wurden, unter ande¬ 
rem vom früheren konservativen Prä¬ 
sidenten Sarkozy, Vorwürfe laut, der 
Staat habe nach den Anschlägen auf 
„Charlie Hebdo“ und der Bataclan- 
Attacke vom November 2015 nicht 
hinreichende Vorkehrungen gegen 
weitere Attacken getroffen. Nach 
der landesweiten Gedenkminute am 
Montag wurde Premierminister Ma¬ 
nuel Valls in Nizza aus einer Men¬ 
schenmenge heraus ausgebuht und 
zum Rücktritt aufgefordert. Innenmi¬ 
nister Cazeneuve konterte mit einer 
Aufzählung von Gesetzesverschär¬ 
fungen und Maßnahmen, die seit Hol¬ 
landes Präsidentschaft vorgenommen 
worden seien, um „einer Herausforde¬ 


rung entgegenzutreten, gegen die Sa- 
kozy Frankreich nicht gerüstet“ habe. 

Am Dienstag beschloss das franzö¬ 
sische Kabinett, die Verlängerung des 
Ausnahmezustands um drei Monate 
in die Wege zu leiten. Regierungsspre¬ 
cher Le Foll betonte, man sei auch of¬ 


fen für Forderungen der Opposition, 
die Regelungen auf ein halbes Jahr 
auszudehnen. Der Ausnahmezustand 
war im November 2015 nach der Er¬ 
mordung von 130 Menschen in Paris 
und am Stadion in St. Denis verhängt 
worden. M.I. 


„Gemeinsam werden wir die blinde Gewalt, Hass und Angst überwinden“ 
Der Nationalsekretär der Kommunistischen Partei Frankreichs und Vorsitzen¬ 
de der Europäischen Linkspartei, Pierre Laurent, erklärte unter dem Eindruck 
des Attentats: 

Unsere Nation ist von Schrecken und Trauer ergriffen und tieferschüttert. 
Ich verneige mich vor den Opfern und spreche ihren Angehörigen und Freun¬ 
den das Beileid der Französischen Kommunistischen Partei aus. Wir sagen ih¬ 
nen die Unterstützung durch unsere Mandatsträger und Mitglieder zu. Meine 
Gedanken sind bei den 18 Schwerverletzten, deren Leben hoffentlich gerettet 
werden kann, und den Dutzenden weiteren Verletzten. Wir stehen in ihrer 
tragischen Lage, für die es keine Rechtfertigung gibt, an ihrer Seite. 


Thema der Woche 


Aufschrei gegen Rassismus 

Polizeigewalt ist Alltag für die schwarze 
Bevölkerung in den USA. Die „Black Lives 
Matter“-Bewegung organisiert landeswei¬ 
te Proteste, nachdem Michael Brown und 
Freddie Gray von Polizisten getötet wurden. 
„Black Lives Matter“ war ein Slogan, der 
2013 nach dem Freispruch für George Zim¬ 
mermann verbreitet wurde, der zuvor den 
schwarzen Schüler Trayvon Martin erschos¬ 
sen hatte. In Ferguson/Missouri kam es zu 
Demonstrationen gegen die rassistische 
Polizeigewalt, nachem der Schüler Michael 
Brown erschossen worden war. 
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Weg mit dem 
KPD-Verbot! 


Zentrale Veranstaltung 
der DKP am 10. September 
in Karlsruhe 



Kundgebung & Demonstration 
Ludwigsplatz, 15.00 Uhr 

Es sprechen Patrik Köbele, Parteivor¬ 
sitzender der DKP und Karin Binder, 
MdB der Partei Die Linke. Eingeladen 
sind auch weitere Vertreterinnen eu¬ 
ropäischer kommunistischer Parteien. 

Im Anschluss 

Veranstaltung im Lokal „Walhalla“, 
Augartenstraße 27 

Es sprechen: Hans-Peter Brenner, 
stellvertretender Vorsitzender der 
DKP, und Rechtsanwalt Hans E. 
Schmitt-Lermann, München. 
Anschließend Podiumsgespräch und 
Interviews von Vertretern der SDAJ 
mit dem ehemaligen DKP-Parteivor- 
sitzenden Herbert Mies, dem früheren 
Mitglied des DKP-Präsidiums Willi 
Gerns. Beide waren in den 50er und 
60er Jahren führende Mitglieder der 
FDJ und der illegalen KPD-Leitung - 
und mit FDJ-, KPD- und DKP-Funk- 
tionärin Heidi Hummler aus Baden- 
Württemberg. 

Kulturelle Umrahmung: Erich Schaff¬ 
ner und Georg Klemp. 



Bitte die Beilage in 
dieser UZ beachten! 

Dieser UZ liegt eine Spenden¬ 
bitte und ein Überweisungsträ¬ 
ger des Parteivorstands bei. In 
ihm bitten Kassierer und Bun¬ 
desvorsitzender der DKP um ei¬ 
nen „Nachschlag“ zur Finanzie¬ 
rung des UZ-Pressefestes. 

Falls er fehlen sollte, hier noch 
einmal das Spendenkonto der 
DKP: 

DKP Parteivorstand 
GLS Bank, IBAN: 

DE36 4306 0967 4002 4875 02 
BIC: GENODEMlGLS 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Manfred Dietenberger zu zwei Milliarden Überstunden 


Kampf um die Arbeitszeit 


Letzte Woche erwischte mich die 
Nachricht, dass die Beschäftigten in 
Deutschland im vergangenen Jahr 
fast zwei Milliarden (1,813 Milliar¬ 
den) Überstunden und davon rund 
eine Milliarde (997,1 Millionen) un¬ 
bezahlte Überstunden klopfen muss¬ 
ten. 

Als Gewerkschafter habe ich 
mein Leben lang gegen Überstun¬ 
den und für Arbeitszeitverkürzung 
gekämpft. Deshalb fiel mir auch 
gleich einer der wenigen behaltens- 
werten Sprüche des früheren DGB- 
Vorsitzenden Heinz Oskar Vetter 
ein: „Überstunden sind die Summe 
der Zeit, die früher oder später vom 
Leben abgezogen wird.“ 

Heute ist es gesicherte Erkennt¬ 
nis der Arbeitsmedizin: Überstun¬ 
den erhöhen das Risiko für Ma¬ 
genkrankheiten, Beschwerden wie 
Rückenschmerzen, Schlafstörungen 
nehmen ebenso zu wie Herz-Kreis¬ 
lauf-Erkrankungen. Überstunden 
begünstigen den Konsum gesund¬ 
heitsschädlicher Genussmittel wie 
Alkohol und Zigaretten und füh¬ 
ren oft zu Gewichtszunahme durch 
mangelnde Bewegung und falsche 
Ernährung. Zudem verhindern 
Überstunden soziale Teilhabe, und 
das Unfallrisiko im Straßenverkehr 
steigt. 

Dennoch schuften fast zwei 
Drittel der Berufstätigen regelmä¬ 
ßig „länger als die Polizei erlaubt“. 
In vielen Branchen sind Überstun¬ 


den nicht die Ausnahme, sondern die 
Regel. „Ausbeutung ä la carte“ mit 
Hilfe von Umsonst-Überstunden 
gibt es besonders häufig und krass 
im Gastro-Gewerbe. Dort sind un¬ 
bezahlte Überstunden fast die Re¬ 
gel und nicht die Ausnahme. Aus ei¬ 
ner Acht-Stunden-Schicht wird dort 
schnell eine Schicht von zehn oder 
zwölf Stunden hinter dem Herd, an 
der Theke oder im Biergarten. Be¬ 
sonders an Wochenenden oder Fei¬ 
ertagen. 

Vor fast genau 150 Jahren (Sep¬ 
tember 1866) wurde auf Vorschlag 
von Karl Marx auf dem Genfer Kon¬ 
gress der Ersten Internationalen 
auch der gesetzliche Acht-Stunden- 
Tag gefordert, „um die Gesundheit 
und die körperliche Energie der Ar¬ 
beiterklasse wiederherzustellen ... 
und die Möglichkeit geistiger Ent¬ 
wicklung, gesellschaftlichen Ver¬ 
kehrs und sozialer und politischer 
Tätigkeit zu sichern.“ 

In dieser Traditionslinie stan¬ 
den 1983 die Gewerkschaften, als 
sie den Kampf um die 35-Stun- 
den-Woche begannen. Der Kampf 
gegen Überstunden und um Ar¬ 
beitszeitverkürzung ist in erster 
Linie ein Kampf um die zeitliche 
Begrenzung der Ausbeutung. Zur 
Forderung nach der heute notwen¬ 
digen 30-Stunden-Woche gehören 
aber auch die lachende Sonne und 
der Slogan: „Es gibt ein Leben vor 
der Rente“. 


Christine Christofsky zu Pausenregelungen in den USA 

Windeln statt Toilette 


Es hat ja schon oft und viele Versu¬ 
che von Unternehmen gegeben, die 
Pausen für Toilettengänge einzugren¬ 
zen und den Turnus vorzuschreiben. 
Immer wieder gibt es - heute vor al¬ 
lem in den so genannten Entwick¬ 
lungsländern, in denen unsere Klei¬ 
dung und so manche Teile unseres 
Lebensalltags hergestellt werden - 
zähe Kämpfe um die Zeiten für den 
Gang zum Klosett. 

In Deutschland dürfen dabei weder 
Kontrolle noch Reglementierung eine 
Rolle spielen. Eigentlich. Oft müssen 
aber Kassiererinnen in Kaufhäusern 
und Supermärkten oder Beschäftigte 
an Schaltern von öffentlichen Dienst¬ 
leistungen wegen Personalmangels 
bis „auf den letzten Drücker“ war¬ 
ten, bevor sie eine Ablösung bekom¬ 
men. Günter Wallraff erhielt im Laufe 
seiner vielen Recherchen einmal von 
einem Vorgesetzten folgende Regel 


erklärt: Es gibt eine Mittagspause und 
eine Toilettenpause. Das muss genü¬ 
gen. Dazwischen heißt es „Beine zu¬ 
sammenkneifen“. 

Es gibt auch tolerante Gerichte, so 
z.B. das Kölner Amtsgericht, das 
2010 die Klage eines Beschäftigten, 
dessen Lohn gekürzt wurde, weil 
er in drei Wochen 384 Minuten für 
Toilettengänge brauchte, zu dessen 
Gunsten entschied: der Lohn dürfe 
dafür nicht gekürzt werden. 

In den USA, dem Land der „unbe¬ 
grenzten Möglichkeiten“, wurde laut 
der karitativen Organisation Oxfam 
jetzt eine neue Lösung gefunden. In 
Teilen der Geflügelindustrie sind 
überhaupt keine Pausen für den 
Gang zum „stillen Örtchen“ mehr 
erlaubt. Die meisten der dort arbei¬ 
tenden Menschen tragen jetzt bei der 
Arbeit Windeln. 

Und das ist kein Scherz! 


Alles in OBI. 

Außer Mitbestimmung 

Viel Druck und wenig Geld für die Beschäftigten 
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AUGSBURG 


D ie Geschäftsleitung der Bau¬ 
marktkette OBI hatte am 
23. Juni angekündigt, den Be¬ 
trieb, in der Augsburger Niederlassung 
einzustellen. Diese Pläne scheinen nun 
vom Tisch zu sein. „Das Zurückru¬ 
dern der Geschäftsführung geschieht 
maßgeblich aufgrund des Drucks, 
den ver.di zusammen mit dem Ge¬ 
samtbetriebsrat und dem Augsburger 
Betriebsrat auf OBI aufgebaut hat“ 
schätzt ver.di Augsburg ein. In einer 
Erklärung der Gewerkschaft heißt es 
weiter: 

„Um die Betriebsräte sowie den 
Gesamtbetriebsrat, dessen Stellvertre¬ 
terin in Augsburg arbeitet, zu schwä¬ 
chen und sich tarifgebundener Be¬ 
schäftigter zu entledigen, wollte OBI 
zum 1.7.2016 den Verkauf in Augsburg 
einstellen. Nachdem der Betriebsrat am 
Arbeitsgericht Augsburg eine einstwei¬ 
lige Verfügung gegen diese Maßnahme 
beantragt hatte, sowie dank des großen 
öffentlichen Drucks, rudert OBI jetzt 
jedoch zurück und stellt den Verkauf 
vorerst nicht ein.“ 

,Für das Verhalten von OBI gibt es 
kaum Worte. Es macht uns fassungs¬ 
los, wenn derart mit der Zukunft der 
Beschäftigten gespielt wird. Ein solch 
verantwortungsloses Management 


sucht seinesgleichen“, so Thomas Gür- 
lebeck, zuständiger ver.di-Sekretär in 
Augsburg. 

Am 14. Juli reagierte auch der Ge¬ 
samtbetriebsrat (GBR) der OBI Han¬ 
nover GmbH gemeinsam mit der Ge¬ 
werkschaft ver.di. In einer Resoluti¬ 
on an Karl-Erivan Haub und seine 
Geschäftsführer appellieren sie, „sich 
seiner sozialen und gesellschaftlichen 
Verantwortung bewusst zu werden und 
die konstruktive Zusammenarbeit mit 
den Gremien der Arbeitnehmervertre¬ 
tungen wieder aufzunehmen.“ Haub ist 
Chef von Tengelmann und hält 74 Pro¬ 
zent der Anteile von OBI. 

Das Vorgehen von OBI in Augs¬ 
burg ist offensichtlich kein Einzel¬ 
fall. „Allein in den letzten 12 Mona¬ 
ten haben Betriebsräte in der Region 
und der Gesamtbetriebsrat der OBI 
Hannover GmbH in sechs Monaten 
über Arbeitsgerichte ihre Mittbestim¬ 
mungsrechte durchsetzen müssen. Das 
kostet den Arbeitgeber richtig Geld, 
denn: bei Fragen von Prämienzah¬ 
lungen oder Leistungs- und Verhal¬ 
tenskontrollen sieht das Betriebsver¬ 
fassungsgesetz eindeutig eine Mitbe¬ 
stimmung des Betriebsrats vor, die 
OBI aber regelmäßig missachtet.“ 
Lutz Eberstein, Betriebsrat bei OBI 


in Laatzen kommt zu dem Schluss: Es 
geht dem Unternehmen darum, uns 
Betriebsräte beschäftigt zu halten und 
mürbe zu machen.“ 

Nach Einschätzung von ver.di wer¬ 
den die OBI-Beschäftigten von der 
Geschäftsleitung wenig wertgeschätzt: 
„Sie bekommen deutlich weniger Geld 
und arbeiten unter schlechteren Bedin¬ 
gungen, als der ihnen zustehende Tarif¬ 
vertrag Einzelhandel vorsieht.“ 

Eine kürzlich von ver.di durchge¬ 
führte Mitarbeiterbefragung in Lin¬ 
den, Laatzen und Bückeburg offen¬ 
barte, dass mehr als 90 Prozent der 
Befragten die Arbeitssituation am 
Arbeitsplatz belastender empfindet. 
Dabei sehen die Beschäftigten das 
größte Problem im Personalmangel 
bei OBI. 

„Repräsentativ ist diese Umfrage 
nicht, aber wir wollten der gefühlten 
schlechten Stimmung mit der Umfra¬ 
ge Ausdruck verleihen und werden 
aus diesen alarmierenden Ergebnissen 
Aufträge für unsere Gewerkschaft und 
die Betriebsräte ableiten“, so Katja Hill, 
für den Einzelhandel zuständige Sekre¬ 
tärin von ver.di in Hannover. Und es 
gibt ein weiters Problem: OBI verhan¬ 
delt nicht mit der Gewerkschaft über 
einen Tarifvertrag. -ler 


Weit entfernt vom gleichen Lohn 

Umstrittene Tarifverhandlungen in der Leiharbeitsbranche stehen an 


Sollen Leiharbeiter genau so viel verdie¬ 
nen, wie fest angestellte Arbeiter? Das 
ist für alle Leiharbeiter die wichtigste 
Frage. Auf den Umfrage-Postkarten, die 
der DGB momentan an Betriebe ver¬ 
schickt, ist sie aber nicht zu finden. Die 
nächste Tarifrunde in der boomenden 
Leiharbeit steht an. Vorher sollen Be¬ 
troffene befragt werden. Das Netzwerk 
ZOOM (Zeitarbeiter ohne Organisa¬ 
tion machtlos) der IG Metall kritisiert 
die Umfrage: „Braucht die DGB-Tarif - 
gemeinschaft hierfür wirklich eine Um¬ 
frage? Die Antwort auf die ersten drei 
Fragen lautet schlicht EQUAL PAY!“ 
Zum Schluss werden die Leiharbeiter 
danach gefragt, welche Laufzeit sie für 
den Tarifvertrag wünschen. Die Diskus¬ 
sion in den Gewerkschaften dreht sich 
aber um die Frage, ob die Tarifverträge 
in der Zeitarbeit überhaupt verlängert 
werden sollen. Das IG-Metall-Netzwerk 
befürchtet deshalb, „dass man sich in nä¬ 
herer Zukunft auf dem leider untaugli¬ 
chen Gesetzentwurf von Frau Nahles 


ausruhen will. ZOOM ist hundertpro¬ 
zentig für Basisbeteiligung, aber wenn, 
dann bitte mit den richtigen Fragen!“ 

Das Arbeitnehmerüberlassungsge¬ 
setz (AÜG) sah bisher vor, dass „Ver¬ 
einbarungen unwirksam“ sind, die ein 
schlechteres Arbeitsentgelt vorsehen als 
für einen vergleichbaren Arbeitnehmer 
im Betrieb. Daraus lässt sich ein „Equal 
Pay“-Grundsatz ableiten. Mit der ge¬ 
planten Reform des AÜG könnte das 
wegfallen, da die Gleichbezahlung nach 
neun Monaten dort fixiert werden soll. 
Bisher konnte von diesem Grundsatz 
abgesehen werden, wenn es Tarifver¬ 
träge mit anderen Regelungen gibt. Die 
vom DGB abgeschlossenen Tarifverträ¬ 
ge wurden zuletzt 2013 neu abgeschlos¬ 
sen und sehen mit einer extrem langen 
Laufzeit eine Anhebung der Untergren¬ 
ze zum 1. Juni 2016 auf 8,50 Euro im Os¬ 
ten und neun Euro im Westen (beides 
brutto) vor. 

Nach der völligen Deregulierung der 
Leiharbeit 2003 hatte sich der DGB ge¬ 


zwungen gesehen, Dumping-Tarifverträ¬ 
gen durch „christliche“ Gewerkschaften 
zuvorzukommen und schloss selbst wel¬ 
che ab, allerdings auch mit sehr niedri¬ 
gen Löhnen. Die „christlichen“ Tarif¬ 
partner sind mittlerweile für tarifunfä¬ 
hig erklärt worden. Sie fallen weg und 
damit ein Argument für die schlechten 
Tarifverträge. In den Genuss der zahlrei¬ 
chen Branchenzuschläge kommen rela¬ 
tiv wenige Leiharbeiter. Zugleich ist die 
neue gesetzliche Regelung der gleichen 
Bezahlung erst nach neun Monaten eher 
ein Grund für Tarifverträge, die dann die 
Zahlung vorher regeln und damit für die 
überwiegende Mehrheit der Leiharbei¬ 
ter, die im Schnitt drei Monate beschäf¬ 
tigt sind. 

Prinzipiell wäre ein Tarifvertrag, 
der gemeinsam erkämpft und erstreikt 
wurde und von einem Betriebsrat im 
Betrieb durchgesetzt werden kann, 
ein kollektiver Weg seine Rechte ein¬ 
zufordern. Die Bedingung, dafür Ge¬ 
werkschaftsmitglied zu werden und et¬ 


was dafür zu tun, ist besser, als auf eine 
staatliche Regelung zu hoffen, die stets 
im Interesse der Konzerne ist. Dazu 
müsste es aber ein Tarifvertrag sein, 
der auch tatsächlich gut ist und nicht 
die Benachteiligung fortsetzt. Wenn 
nicht, besteht die Gefahr der „Instru¬ 
mentalisierung von Gewerkschaften 
und Betriebsräten für die Ziele der 
Unternehmer“, wie der Arbeitsrechts¬ 
experte Rolf Geffken warnt. Der Pro¬ 
test von linken Gewerkschaftern gegen 
die Verlängerung der Tarifverträge ist 
begründet. Die Hoffnung dadurch der 
Leiharbeit den Garaus zu machen, ist 
aber eine Illusion. Mag Wompel von 
der Internet-Plattform Labournet, die 
zu einer Postkarten-Aktion gegen die 
Verlängerung der Tarifverträge aufruft, 
hofft: „Die DGB-Gewerkschaften hät¬ 
ten jetzt die Chance, den Sklavenhan¬ 
del, der sich Leiharbeit nennt, endlich 
zu beenden.“ 

Dazu wäre eine Mobilisierung der 
Belegschaften und Leiharbeiter nötig. 


Dafür müsste aber Konsens sein, dass 
das Verbot der Leiharbeit erkämpft 
werden muss - und sei es über Zwi¬ 
schenschritte von stark einschränken¬ 
den Tarifverträgen. Dieser Konsens 
existiert aber nicht. Der DGB-Bun- 
desvorstand erklärte 2002 nach der 
Zustimmung zu den Hartz-Entwürfen, 
es sei eine „Chance, den zwischen un¬ 
terschiedlichen Interessengruppen er¬ 
reichten Konsens für eine große Ge¬ 
meinschaftsanstrengung zu nutzen.“ Der 
spätere IG-Metall-Vorsitzende Bertold 
Huber erklärte 2012: „Ich habe immer 
für die Legalisierung der Leiharbeit als 
Flexibilisierungsinstrument gestritten. 
Ich bin der Meinung, daß wir das brau¬ 
chen.“ Die schlechten Tarifverträge und 
die neue Reform des AÜG begünstigen 
den Ausbau der Leiharbeit und führen 
zu einer Verschlechterung der Lage der 
Leiharbeiter und vertiefen die Spaltung 
der Belegschaften. Dennoch wurden sie 
von der DGB- und IG-Metall-Spitze be¬ 
grüßt. Philipp Kissel 
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Bankenkrise im Eurogebiet 

Schäuble und Merkel behaupten wider besseren Wissens, dass Steuergeld 
zur Rettung nicht in Frage kommt 



Warteschlange in Athen vor einem Geldautomaten der Griechischen Nationalbankjuli 2015 


W oran merkt der gemeine Bür¬ 
ger, dass es den Banken nicht 
gut geht? Er hört und liest 
davon, dass sich die Kurse der Bank¬ 
aktien halbiert, gedrittelt oder auf ein 
Zehntel reduziert haben. So geschehen 
beispielsweise bei der Deutschen Bank. 
Deren Kurs erreichte 2007, dem Jahr 
als die große Finanzkrise ausbrach, fast 
100 Euro. Mittlerweile sind die Aktien 
an der Börse pro Stück nur 12 Euro wert. 
Das sicherste Zeichen aber dafür, dass 
die Bankenkrise akut ist, lieferte der 
Chefvolkswirt der Deutschen Bank Da¬ 
vid Folkerts-Landau, als er in einem In¬ 
terview zu Anfang des Monats ein Ret¬ 
tungsprogramm für die europäischen 
Banken in Höhe von 150 Mrd. Euro for¬ 
derte. Warum so wenig? Allein für deut¬ 
sche Banken hatte die Bundesregierung 
2008, im Jahr des großen Bankenkrachs 
satte 480 Mrd. Euro bereitgestellt. 

Das klassische Zeichen für eine 
Bankenkrise fehlt allerdings (noch): 
Es sind die Schlangen vor den Bank¬ 
filialen (einst) oder den Bargeldauto¬ 
maten (heute). Zuletzt wurden solche 
Schlangen in Griechenland und Zy¬ 
pern gesichtet. Eine Bankenkrise be¬ 
steht ja gerade darin, dass das Publi¬ 
kum befürchtet, dass die Bank nicht 
mehr genug Geld auftreiben kann, um 
die Guthaben auszuzahlen. Alle wol¬ 
len im so genannten „Bank Run“, dem 
Ansturm der Einleger auf die Kassen 
der Bank an ihr Geld, bevor die Schal¬ 
ter geschlossen werden. So weit ist es 
offensichtlich noch nicht. Folkerts- 
Landau und die schlechte Presse rei¬ 
chen noch nicht, um die Anleger in Pa¬ 
nikstimmung zu versetzen. In Italien 
überlegt Regierungschef Matteo Renzi 
öffentlich, wie er seinen notleidenden 
Banken mit Staatsmitteln helfen kann. 

Die Bankenunion von 2012 

Wahrscheinlich ist es das, was beruhigt. 
Die Erfahrung, dass in den Ländern 
Euro-Europas keine Bank umkippt, 
es sei denn die große Politik lässt es 
zu, ist mehrfach gemacht worden. Zum 
ersten im Oktober 2008, als jede Re¬ 
gierung die jeweils heimischen Ban¬ 
ken vor dem Untergang rettete, bevor 


die Sparer auch nur auf die Idee ka¬ 
men, ihr Geld abzuziehen. Die zweite 
Erfahrung war der Beschluss der EU- 
Gipfelkonferenz vom 29. Juni 2012, 
eine „Bankenunion“ zu schaffen. Der 
Beschluss ergänzte die nationale Ban¬ 
kengarantie von 2008 um eine euro¬ 
weite Garantie. Konkret ging es da¬ 
mals darum, dem Königreich Spanien 
unter dem gerade etablierten Ret¬ 
tungsprogramm ESM einen zweck¬ 
gebundenen Kredit einzuräumen, der 
zur Rettung der ,Bankia‘, einer von 
prominenten Mitgliedern der Regie¬ 
rungspartei „Partido Populär“ herun- 
tergewirtschafteten Bank, verwendet 
werden sollte. Spanien selbst konn¬ 
te den Kredit in dieser Höhe damals 
nicht selbst auftreiben. Die „Banken¬ 
union“, die damals geschaffen wurde, 
ist Ausdruck der Solidarität unter den 
Regierenden im Interesse des Finanz¬ 
kapitals. 

Dennoch reden so Vertrauen erwe¬ 
ckende Personen wie Kanzlerin Angela 
Merkel, sowie ihr Wirtschaftsminister 
Sigmar Gabriel und ihr Finanzminis¬ 
ter Wolfgang Schäuble in immer neuen 


Variationen davon, dass eine erneute 
Bankenrettung aus Steuergeld nicht in 
Frage komme. Wenn sie sich da nicht 
täuschen! Oder eher das Publikum täu¬ 
schen. Immerhin hat Wolfgang Schäub¬ 
le mit dem deutschen „Restrukturie¬ 
rungsgesetz“ 2011 den Boden dazu be¬ 
reitet, dass Bankenrettung nun - anders 
als zuvor - Staatsangelegenheit ist. Ver¬ 
kauft wurde das Gesetz auf Schäuble- 
Art. Hier werde gesichert, behauptete 
der Finanzminister, dass die Eigentü¬ 
mer und Gläubiger haften, nicht aber 
der Staat einspringt. Nur geht es bei der 
Eigenhaftung um den kleinsten Teil der 
Bankbilanz, denjenigen Teil, - im Re¬ 
gelfall 8 Prozent der Bilanz - der Ei¬ 
genkapital ist oder dem Eigenkapital 
ähnlich ist. Die restlichen 92 Prozent, 
die sich die Bank im Regelfall von an¬ 
deren Banken geliehen hat, bleiben 
von so ärgerlichen Haftungsregeln ver¬ 
schont. Um die ganz breite Bankenkri¬ 
se zu vermeiden, ist es ohnehin unaus¬ 
weichlich, dass der Staat die Garantie 
für diese 92 Prozent der Verbindlichkei¬ 
ten übernimmt. Darüber wird allerdings 
nicht gesprochen - solange es geht. 


Resultat verrückter Politik 

Und das schließt auch nicht aus, dass 
man sich im Rahmen der Bankenunion 
im Eurogebiet um die interessanteren 
8 Prozent streitet. Der italienische Mi¬ 
nisterpräsident Matteo Renzi will die 
Sanierung einiger italienischer Ban¬ 
ken - insbesondere der ältesten noch 
funktionierenden Bank der Welt, der 
Monte dei Paschi di Siena - mit Staats¬ 
mitteln durchziehen und dabei vermei¬ 
den, dass die Inhaber der nachrangigen 
und deshalb relativ hoch verzinsten 
Anleihen der Bank Einbußen erlei¬ 
den. Ob er das darf oder nicht, darum 
wird in Brüssel und Berlin gerungen. 
Ein Programm zur Ankurbelung der 
italienischen Wirtschaft, deren Mise¬ 
re die Hauptursache für die besonde¬ 
re Schwäche gerade der italienischen 
Banken ist, ist nach dem Willen der 
Berliner Politik ohnehin nicht erlaubt. 
Das Resultat dieser verrückten Politik 
sieht so aus: Die Banken fallen nicht, 
weil sie staatlich gestützt sind, aber sie 
gedeihen auch nicht, weil die Realwirt¬ 
schaft kümmerlich bleibt. 

Lucas Zeise 


Brüssel hilft in den Ruin 

Spanien und Portugal wegen Verstoßes gegen den „Stabilitätspakt“ verurteilt 


Strafen! Endlich. Ein Wort, so recht 
nach dem Herzen der schwäbischen 
Hausfrau und ihres Finanzministers in 
der Berliner Wilhelmstraße. Spanien 
und Portugal sollen bestraft werden, 
die Übeltäter. Gerade ist Britannien 
aus der EU ausgestiegen. Da wurde es 
aber auch mal Zeit, den Eurozonenbe¬ 
wohnern zu zeigen, was eine Harke ist. 
Damit niemand auf den dummen Ge¬ 
danken kommt, es würde es sich etwas 
ändern in Deutsch/Europa. Womöglich 
gar zum Besseren... 

Ein Hoch auf die Wilhelminische 
Vorkriegspädagogik. „Mißachtung des 
Stabilitäts- und Wachstumspaktes“ er¬ 
fährt der staunende Zeitgenosse. Das 
überrascht denn doch. Denn gegen 
den verstoßen fast alle, außer vielleicht 
jene, die noch nicht lange genug in Eu¬ 
roland sind, so dass sich die „strafbare“ 
Schuldenhöhe aufbauen konnte. 

„Quod licet iovi, non licet bovi“ 
wussten schon die Römer. Was Jupi¬ 
ter erlaubt ist, ist dem Ochsen (noch 
lange) nicht erlaubt. Die Durchsetzung 
von Doppelstandards ist in imperia¬ 
len Beziehungen fundamental. Wer 
die ökonomische und politisch-pro¬ 
pagandistische Macht besitzt, verfügt 
auch über die Auslegungsmacht des¬ 
sen, was sich ganz gegen Augenschein 
und Fakten offiziell „Stabilitäts- und 
Wachstumspakt“ nennt. Im Falle Por¬ 
tugals und Spaniens war nun plötzlich 
nicht mehr die (auch von Deutschland 
betriebene) offensichtliche Verletzung 
der Staatsverschuldungsregel der Un¬ 
tergang des Abendlandes, sondern die 


relativ moderate Überschreitung der 
Budgetdefizitgrenze. Selbstredend hät¬ 
te auch die Überschreitung der Regeln, 
die den Handelsüberschuss begrenzen 
sollen, durch die deutsche Wirtschafts¬ 
politik problematisiert werden können. 
In den Überschüssen Deutschlands 
liegt einer der entscheidenden Grün¬ 
de für die sich strukturell verstärken¬ 
den ökonomischen Ungleichgewichte 
in der Eurozone. Aber das Ansinnen 
an die Kommission zu stellen, in dieser 
Sache aktiv zu werden, ginge doch arg 
an den realen EU-Kräfteverhältnissen 
vorbei. 

Fürs Protokoll: Hier soll natür¬ 
lich nicht der ausufernden Staatsver¬ 
schuldung das Wort geredet werden. 
Geld ist bekanntlich mehr als reich¬ 
lich vorhanden. Es müsste nur dort 
abgegriffen werden, wo es ist. Womit 
wir beim Thema Klassenstaat wären. 
Während Niedrig- und Normalver¬ 
diener bis aufs Hemd durchleuchtet 
und zur Kasse gebeten werden, gibt 
es über die Reichen, erst recht über 
die oberen 0,1 Prozent, nicht einmal 
eine zuverlässige Statistik. Was auch 
daran liegt, dass diese ihr Geld mit 
klammheimlicher Duldung im Aus¬ 
land gebunkert haben. Aber selbst hin¬ 
reichende Staatsfinanzierung gegeben, 
macht die Krise keynesianisches „de¬ 
ficit spending“ also eine mit Schulden 
finanzierte Ausgabenpolitik notwen¬ 
dig. Schuldenmachen ist wesentlicher 
Bestandteil dieses Konzepts der Kri¬ 
senmilderung und, wenn man so will, 
ein notwendiges Element des Kapita¬ 


lismus überhaupt. Die Verteufelung 
von Staatsschulden im Neoliberalis¬ 
mus, wie sie implizit auch der „Stabi¬ 
litäts- und Wachstumspakt“ betreibt, 
macht die große Krise zum Dauerzu¬ 
stand. Zuerst in die globale, dann in 
die Euro-Peripherie exportiert, nähert 
sie sich nun immer mehr auch den ka¬ 
pitalistischen Zentren. 

Bekanntlich entsprechen die eifrig 
popularisierten Defizitgrenzen, 3 Pro¬ 
zent Budgetdefizit und 60 Prozent 
Staatsverschuldung, keiner irgendwie 
gearteten ökonomischen Rationalität, 
sondern wurden mehr oder weniger 
frei geschossen. Es ging damals - bei 
der Konzeption des Euro zu Beginn 
der 90er Jahre - darum, griffige Zah¬ 
len zu haben, um die Staaten finanz¬ 
politisch unter Kontrolle zu bekom¬ 
men. Das neoliberale Ideal war und 
ist der schlanke, knausrige Staat, der 
möglichst wenig herausrückt und dar¬ 
um auch möglichst wenig Reichen- und 
Gewinnsteuern erhebt. Dass dabei so¬ 
wohl die unabdingbare Infrastruktur 
als auch die notwendigen Zukunftsin¬ 
vestitionen (Bildung) auf der Strecke 
bleiben, und dass der Magerstaat dar¬ 
über hinaus konjunkturpolitisch hand¬ 
lungsunfähig wird, irritiert die schwäbi¬ 
sche Hausfrau natürlich nicht. Ihre Lei¬ 
denschaft gehört der Schwarzen Null. 
Was schon damals Unfug war, wird in 
Zeiten von Negativzinsen nicht plausi¬ 
bler. Wenn man mit Geld leihen Geld 
verdienen kann, ist Sparen in den In¬ 
vestitionsstau nicht unbedingt ein Aus¬ 
weis von Intelligenz. 


Aber um Intelligenz geht es in 
Deutsch/Europa, speziell in der durch 
Herrn Schäuble dominierten „Euro- 
Gruppe“ bekanntlich nicht wirklich. 
Das durfte schon Yannis Varoufakis 
(2015 griechischer Finanzminister) er¬ 
fahren und nun geht es dem Portugie¬ 
sen Mario Centeno und dem Spanier 
Cristöbal Montoro ebenso. Statt um 
die Suche nach sachgerechten Lösun¬ 
gen geht es um „Verlässlichkeit“, die 
Durchsetzung von Regeln. Egal, wie 
wirklichkeitsfremd und kontrapro¬ 
duktiv sie sich längst erwiesen haben. 
Getreu dem alten Motto der Scholasti¬ 
ker, wenn die Wirklichkeit nicht unse¬ 
rer Theorie folgt, liegt die Wirklichkeit 
falsch. Also weiter mit dem Aderlass. 
Am Ende ist immer die Leiche schuld. 
Ins Heute übersetzt heißt das: Portu¬ 
gal und Spanien, die nicht zuletzt in¬ 
folge des katastrophalen EU-Krisen- 
managements an die Grenze ihrer Fi¬ 
nanzkraft gerutscht sind, sollen nun 
mit Strafen weiter zur Ader gelassen 
werden. Sie haben ihren Sozialstaat 
noch nicht genügend demontiert und 
die Wirtschaft noch nicht weiter rui¬ 
niert. Da diese „Strategie“ ihre Nähe 
zur Debilität (Schwachsinn) nicht ganz 
verleugnen kann, haben die Politpro- 
fis beschwichtigend die Strafe in Höhe 
von Null Euro ins Spiel gebracht. Aber 
Hauptsache Strafen. Wer sich nicht 
selbst ruiniert, den treibt Brüssel in 
den Ruin. Womit die Absurdität ihren 
(vorläufigen) Höhepunkt erreicht ha¬ 
ben dürfte. 

Klaus Wagener 


Bundesbank: nach Verschnauf¬ 
pause geht es wieder aufwärts 

Nach einer Verschnaufpause im zwei¬ 
ten Quartal 2016 ist „für das Sommer¬ 
quartal wieder mit einem deutlichen 
Anstieg der gesamtwirtschaftlichen 
Leistung zu rechnen“, sagt die Deut¬ 
sche Bundesbank voraus. Ihre Zuver¬ 
sicht schöpft sie, wie sie im jüngsten 
Monatsbericht schreibt, aus der an¬ 
geblich guten Lage am Arbeitsmarkt, 
den steigenden Löhnen sowie der „lo¬ 
ckeren“ Geldpolitik der Europäischen 
Zentralbank. Die Prognose der Bun¬ 
desbank für die deutsche Konjunktur 
ähnelt verblüffend der in früheren Pe¬ 
rioden. Auch die Begründung für das 
stärkere Wachstum in der Zukunft 
bleibt gleich. Im Gesamtjahr 2016 
rechnet die Bank mit einem Wachs¬ 
tum des BIP (Bruttoinlandsprodukt) 
von 1,7 Prozent. 

Scharping greift KPMG an 

Die internationale Unternehmensbe¬ 
ratungsgesellschaft KPMG, eine der 
ganz Großen der Branche, hat beim ge¬ 
planten Verkauf des Flughafens Hahn 
an einen chinesischen Investor die 
Landesregierung Rheinland-Pfalz un¬ 
genügend beraten. Das wirft Rudolph 
Scharping, früher selbst Ministerpräsi¬ 
dent des Landes und später Kriegsmi¬ 
nister im Bund, der KPMG vor. Der 
Verkauf war schließlich geplatzt, weil 
der chinesische Investor plötzlich ver¬ 
schwand und die versprochene An¬ 
zahlung nicht leistete. Scharping hat 
nach seinem Rückzug aus der Politik 
selber ein Beratungsunternehmen, die 
„Scharping Strategie Beratung Kom¬ 
munikation“, gegründet und stellt nun 
fest, dass es zum Minimum einer Bera¬ 
tung gehört hätte, die Identität und Bo¬ 
nität des Investor-Betrügers eindeutig 
festzustellen. Der Mann hat ausnahms¬ 
weise recht. 

Reederei-Fusion vollzogen 

Die größte Containerreederei in 
Deutschland, Hapag-Lloyd fusioniert 
mit der United Arab Shipping Com¬ 
pany (UASC) mit Sitz in Kuwait. 
Der Zusammenschluss erfolgt in ei¬ 
ner Branchenkrise mit sehr niedrigen 
Frachtraten. Die Haupteigner von Ha¬ 
pag-Lloyd (Hansestadt Hamburg und 
Verwaltungsgesellschaft der Familie 
Kühne) würden auch die wichtigs¬ 
ten Aktionäre der gemeinsamen Ge¬ 
sellschaft sein, die ihren Hauptsitz in 
Hamburg behalten werde, wird mitge¬ 
teilt. Die Herrscherfamilien von Sau¬ 
di-Arabien und Qatar werden, ähnlich 
wie in anderen deutschen Kozernen, 
künftig wichtige Mitgesellschafter bei 
Hapag-Lloyd sein. 

Justiz und Presse 
gegen Gabriel 

Das Oberlandesgericht Düsseldorf hat 
es dem Wirtschaftsminister gezeigt. 
Sigmar Gabriel hatte den Erwerb des 
Einzelhandelsunternehmens Kaiser’s/ 
Tengelmann und seiner 450 Filialen 
durch Edeka gegen das Urteil des Kar¬ 
tellamtes und der Monopolkommissi¬ 
on genehmigt. Er durfte das nach dem 
Gesetz. Der Wirtschaftsminister darf, 
wenn es das „überragende Interesse 
der Allgemeinheit“ verlangt, eine vom 
Kartellamt abgelehnte Fusion dennoch 
genehmigen. Nun hat das Gericht in 
Düsseldorf dem Minister seine Gren¬ 
zen gezeigt, die Ministererlaubnis au¬ 
ßer Kraft und die Fusion der beiden 
Einzelhändler ausgesetzt. 

Die liberale Presse jubelt. Die Richter 
haben kräftig ausgeteilt. Der Minister 
sei befangen, habe Geheimgespräche 
geführt und nicht geprüft, wie das mit 
dem Verlust der Arbeitsplätze tatsäch¬ 
lich sei. Noch nie sei ein Gericht ge¬ 
gen einen Minister, der eine Sonder¬ 
erlaubnis erteilt, so rüde vorgegangen, 
hieß es. Die Qualitätsblätter und das 
Gericht scheinen sich vor allem da¬ 
rin einig, dass Gabriels Fehler darin 
bestand, sich mit der für die Beschäf¬ 
tigten im Einzelhandel zuständigen 
Gewerkschaft Verdi abgesprochen zu 
haben, die hoffte, 16 000 Arbeitsplätze 
bei Tengelmann zu halten und die Ero¬ 
sion der Tarifbindung im Einzelhandel 
begrenzen zu können. Gerade weil Ga¬ 
briel in diesem Fall - ausnahmsweise - 
im Sinne der Beschäftigten gehandelt 
hat, dürfte das Gericht so hart gegen 
ihn geurteilt haben. Iz 
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Keine Zurückhaltung 

Bundesregierung verabschiedet „ Weißbuch für Aufrüstung und Krieg“ 



Militaristenfreuden: Die so genannte Verteidigungsministerin, hier bei einem Truppenbesuch, stellte in der vergangenen 
Woche das neue „Weißbuch" der Bundeswehr vor. 


A m 13. Juli hat die Bundesre¬ 
gierung das neue Bundeswehr- 
Weißbuch beschlossen. Das 
Weißbuch und der NATO-Gipfel in 
Warschau vor zwei Wochen zeigen: Die 
Bundesregierung ist nicht nur NATO- 
Partner, sondern will eine eigenständi¬ 
ge führende Rolle in Europa und der 
Welt spielen. 

Auf dem Weg zum 
„Impulsgeber“ 

Das neue „Weißbuch zur Sicherheits¬ 
politik und zur Zukunft der Bundes¬ 
wehr“ ist, so die Bundesregierung, „das 
oberste sicherheitspolitische Grund¬ 
lagendokument Deutschlands“. Kurz 
nach dem NATO-Gipfel betont sie 
darin ihre „große Übereinstimmung“ 
mit den USA und den anderen NATO- 
Partnern. 

Im Weißbuch heißt es: „Nur ge¬ 
meinsam mit den USA kann sich Eu¬ 
ropa wirkungsvoll gegen die Bedro¬ 
hungen des 21. Jahrhunderts verteidi¬ 
gen“. „Bündnissolidarität“ sei deshalb 
„Teil deutscher Staatsräson“. „Wahr¬ 
nehmung deutscher Interessen“ be¬ 
deute entsprechend „immer auch Be¬ 
rücksichtigung der Interessen unserer 
Verbündeten“. 

Zuvor wird aber auch betont: 
„Deutschland ist ein in hohem Maße 
global vernetztes Land, das aufgrund 
seiner wirtschaftlichen, politischen 
und militärischen Bedeutung, aber 
auch angesichts seiner Verwundbar¬ 
keiten in der Verantwortung steht, die 
globale Ordnung aktiv mitzugestal¬ 
ten. Deutschland wird zunehmend als 
zentraler Akteur in Europa wahrge¬ 
nommen“. Und später: „Deutschland 
ist bereit, sich früh, entschieden und 
substanziell als Impulsgeber in die in¬ 
ternationale Debatte einzubringen, 
Verantwortung zu leben und Führung 
zu übernehmen. Dazu gehört auch die 
Bereitschaft, zur Bewältigung heutiger 
und zukünftiger sicherheitspolitischer 
sowie humanitärer Herausforderun¬ 
gen beizutragen.“ 

ln wessen Interesse? 

Als zentrale sicherheitspolitische He¬ 
rausforderungen benennt das Weiß¬ 
buch nicht die Hochrüstungspolitik 
der NATO oder die deutschen Rüs¬ 
tungsexporte. Es fordert, die eigenen 
Rüstungsexporte auszubauen. Das 


Weißbuch listet die angeblichen Be¬ 
drohungen auf, vor denen Deutsch¬ 
land stehe: „Weltweite Aufrüstung“ 
sowie „zwischenstaatliche Konflikte“, 
„transnationaler Terrorismus“ und 
„fragile Staatlichkeit“, ebenso die „Ge¬ 
fährdung ... der Rohstoff- und Ener¬ 
gieversorgung“ sowie „Herausforde¬ 
rungen aus dem Cyber- und Informa¬ 
tionsraum“. 

Zu den Bedrohungen, denen 
Deutschland zur Zeit ausgesetzt sei, 
zählt das neue Weißbuch auch „un¬ 
kontrollierte und irreguläre Migra¬ 
tion“. Eindeutig geht es um die In¬ 
teressen des Kapitals: Die deutsche 
Wirtschaft sei „auf gesicherte Roh¬ 
stoffzufuhr und sichere internationa¬ 
le Transportwege angewiesen“. Hinzu 
komme, dass inzwischen auch „funk¬ 
tionierende Informations- und Kom¬ 
munikationswege“ unverzichtbar sei¬ 
en: „Deutschland muss sich daher für 
die ungehinderte Nutzung der Land- 
, Luft- und Seeverbindungen ebenso 
wie des Cyber-, Informations- und 
Weltraums einsetzen.“ 


Außen und innen 

Auffällig häufig ist von „äußerer und 
innerer Sicherheit“ die Rede. Diese 
seien „nicht mehr trennscharf von¬ 
einander abzugrenzen“. An anderer 
Stelle ist von einem „zunehmenden 
Ineinandergreifen von innerer und 
äußerer Sicherheit“ die Rede, was die 
„gemeinsame Ausbildung und Übung 
von staatlichen und zivilen Akteuren 
für das Handeln im gesamten Kri¬ 
senzyklus“ erfordere. Die Streitkräf¬ 
te könnten bereits unter den jetzigen 
Rahmenbedingungen „zur Unterstüt¬ 
zung der Polizeikräfte ... auch hoheit¬ 
liche Aufgaben unter Inanspruchnah¬ 
me von Eingriffs- und Zwangsbefug¬ 
nissen wahrnehmen“ (siehe auch UZ 
vom 3.6.2016). 

Was spiegelt das Weißbuch? 

Am 8. Juli konnte man in der „FAZ“ le¬ 
sen: „Deutschland präsentiert sich auf 
dem Nato-Gipfel in Warschau mit neu¬ 
em Selbstverständnis. Vergessen sind 
Jahrzehnte der politischen und militä¬ 
rischen Zurückhaltung.“ 


In Warschau beschlossen die 
NATO-Staaten, ihre Rüstungs- und 
„Modernisierungs“-anstrengungen 
weiter zu forcieren. Kanzlerin Angela 
Merkel hatte schon vor dem Gipfel be¬ 
tont, Deutschland unterstütze „nach¬ 
drücklich“ das Ziel der NATO, dass alle 
Mitglieder der Allianz zwei Prozent ih¬ 
res Bruttoinlandsprodukts für Verteidi¬ 
gungsausgaben zur Verfügung stellen 
und werde die eigenen Rüstungsaus¬ 
gaben steigern. Das neue „Weißbuch“ 
begründet das mit der wachsenden 
Bedrohung und den steigenden neu¬ 
en Anforderungen an die Bundeswehr 
und ihre Einsätze weltweit. 

Die NATO setzt ihre Politik der 
Konfrontation und Drohung gegen¬ 
über Russland fort. Der Gipfel legte 
verbindlich fest, vier Bataillone dau¬ 
erhaft in Polen, Litauen, Estland und 
Lettland zu stationieren. Deutschland 
wird das Kontingent in Litauen anfüh¬ 
ren. Die NATO will weitere Manöver 
im Baltikum und in Polen durchführen. 
Der lang angekündigte Raketenschild, 
der sich „natürlich nicht“ gegen Russ¬ 


Für Gleichstellung auf die Straße 

Der Berliner CSD am Samstag fordert, die §i75-Opfer zu rehabilitieren 


Mehrere Zehntausend Menschen wer¬ 
den am kommenden Sonnabend zum 
Christopher Street Day (CSD) in Ber¬ 
lin erwartet. Unter dem Motto „Dan¬ 
ke für nix!“ rufen verschiedene schwul¬ 
lesbische Organisationen zu Protesten 
für die rechtliche und gesellschaftliche 
Gleichstellung von Lesben, Schwulen, 
Bi-, Trans- und Intersexuellen auf. 

Die CSD-Demonstrationen, die in 
allen größeren bundesdeutschen Städ¬ 
ten stattfinden, sind in diesem Jahr 
deutlich politischer geprägt als in den 
Vorjahren. Die Berliner Organisatoren 
positionieren sich gegen rechte Gewalt 
und Hetze, warnen vor weiteren Erfol¬ 
gen der rechtspopulistischen AfD und 
fordern Solidarität mit schwulen und 
lesbischen Flüchtlingen. 

Einen politischen Schwerpunkt bil¬ 
det außerdem die Forderung nach Re¬ 
habilitierung der nach § 175 verfolgten 
schwulen Männer. Vor wenigen Wo¬ 
chen hatte Bundesjustizminister Hei¬ 
ko Maas (SPD) angekündigt, endlich 
einen Gesetzentwurf zur Rehabilitie¬ 
rung von Männern vorlegen zu wollen, 
die aufgrund ihrer Homosexualität auf 
Grundlage des Strafrechtsparagraphen 
175 verurteilt worden sind. Die Bun¬ 
desinteressenvertretung schwuler Se¬ 
nioren e.V. (BISS) hatte daraufhin die 
Kampagne „Offene Rechnung: §175 
StGB“ ins Leben gerufen. Gemein¬ 
sam mit dem Lesben- und Schwulen- 
verband in Deutschland (LSVD) und 
der Deutschen AIDS-Hilfe (DAH) for¬ 


dert die BISS darin die Aufhebung der 
Urteile, die Rehabilitierung und Ent¬ 
schädigung der noch lebenden Opfer 
und eine kollektive Entschädigungs¬ 
zahlung, die der Aufarbeitung des Un¬ 
rechts und Maßnahmen für Respekt 
und Akzeptanz dienen soll. 

Zuvor hatte die Antidiskriminie- 
rungsstelle des Bundes (ADS) in ei¬ 
nem Rechtsgutachten, das vom Staats¬ 
rechtler Prof. Dr. Martin Burgi von 
der Ludwig-Maximilians-Universität 
München im Auftrag der ADS erstellt 
worden war, festgestellt, dass die Auf¬ 
hebung der gegen schwule Männer ge¬ 
richteten Urteile nicht nur juristisch 
zulässig sei. Vielmehr habe der Gesetz¬ 
geber „aufgrund seiner Schutzpflicht 
sogar den verfassungsmäßigen Auf¬ 
trag“ die Betroffenen zu rehabilitieren. 
„Die mehr als 50 000 Opfer sind durch 
Verfolgung und Verurteilung im Kern¬ 
bestand ihrer Menschenwürde verletzt 
worden. Sie müssen es ertragen, dass 
die Urteile gegen sie dennoch nie auf¬ 
gehoben wurden. Diese Ungerechtig¬ 
keit darf der Gesetzgeber nicht länger 
hinnehmen“, kommentierte Christine 
Lüders, Leiterin der Antidiskriminie¬ 
rungsstelle, das Ergebnis der Studie. 

Viele schwule Männer, die bereits 
während des deutschen Faschismus 
nach § 175 kriminalisiert und verfolgt 
worden waren, waren auch nach ihrer 
Befreiung aus den Konzentrationsla¬ 
gern weiterhin interniert worden, da 
der § 175 auch in der Nachfolgerepub¬ 


lik des „3. Reiches“, der Bundesrepu¬ 
blik Deutschland, weiterhin Bestand 
hatte. Noch bis ins Jahr 1969 hatte der 
§ 175 in der von den deutschen Faschis¬ 
ten erlassenen Form gegolten, was noch 
1957 vom Bundesverfassungsgericht als 


rechtmäßig bezeichnet wurde. Erst 1994, 
infolge der Annexion der DDR und der 
damit einhergehenden Rechtsanglei¬ 
chung, war der Paragraph in der Bun¬ 
desrepublik ersatzlos gestrichen wor¬ 
den. Im vormals sozialistischen Teil 


Deutschlands war der gegen Schwule 
gerichtete Paragraph hingegen bereits 
1988 ersatzlos gestrichen worden. Fak¬ 
tisch war er jedoch aufgrund der DDR- 
Strafrechtsreform 1957 bereits nicht 
mehr angewandt worden. Der von den 


Nazis verschärfte § 175 StGB lieferte in 
der Bundesrepublik die Grundlage, um 
rund 100000 schwule Männer zu verfol¬ 
gen und 50000 zu verurteilen. 

Die Linkspartei kritisierte die Reha¬ 
bilitierungspläne des Justizministers als 



land richte, ist mittlerweile einsatzbe¬ 
reit. Die Kommandozentrale des „Ra¬ 
ketenschilds“ befindet sich in Ram- 
stein. Die Gefahr eines - auch zufällig 
ausgelösten - kriegerischen Konfliktes 
wächst. 

Mit dem Entscheid des Gipfels zum 
AWACS-Einsatz ist das Bündnis nun 
auch offiziell am Krieg in Syrien und im 
Irak beteiligt. Auch dabei werden deut¬ 
sche Soldaten eingesetzt. Den Rückzug 
aus Afghanistan hat die NATO auf un¬ 
bestimmte Zeit verschoben. 

NATO und EU werden künftig 
beim Vorgehen gegen Flüchtlinge vor 
der libyschen Küste und in der Ägäis 
Zusammenarbeiten. 

Das Kriegsbündnis will enger mit 
der EU Zusammenarbeiten: „Die 
NATO erkennt die Bedeutung einer 
stärkeren und fähigeren europäischen 
Verteidigung an, die zu einer stärkeren 
NATO führen und die Sicherheit aller 
Verbündeten fördern wird“, heißt es in 
der Gipfelerklärung. Gerade Deutsch¬ 
land macht sich für eine gemeinsame 
Europäische Sicherheits- und Verteidi¬ 
gungsunion stark - auch im „Weißbuch“. 

Die NATO beklagt die angeblich 
aggressive Politik Russlands. Im „Weiß¬ 
buch“ heißt es entsprechend: „Russ¬ 
land wendet sich ... von einer engen 
Partnerschaft mit dem Westen ab und 
betont strategische Rivalität.“ Russland 
stelle die europäische Friedensordnung 
offen in Frage. Dazu meinen drei Ab¬ 
geordnete der Linkspartei: „Alles liest 
sich wie ein Spiegelbild der Aktivitä¬ 
ten des Westens.“ Diese Analogie, die 
Christine Buchholz, Katrin Kunert, 
Alexander Neu von der AG Sicher¬ 
heitspolitik der Bundestagsfraktion der 
Linksparte in einer Stellungnahme zum 
„Weißbuch“ ziehen, ist wohl doch nicht 
ganz zutreffend. Die „FAZ“ kommen¬ 
tierte am 8. Juli aus ihrer Perspektive 
genauer: „Jetzt geht es Berlin um die 
aktive Mitgestaltung der globalen Ord¬ 
nung.“ Und da geht es vor allem auch 
um eigene Interessen. 

Recht aber haben Buchholz, Ku¬ 
nert und Neu mit ihrer abschließenden 
Bewertung des „Weißbuches“: „Das 
Weißbuch ist nichts anderes als die 
zu Papier gebrachte Forderung nach 
mehr Geld für mehr Soldaten, mehr 
Militäreinsätze und mehr Kriegsgerät. 
Es ist ein Weißbuch für Aufrüstung und 
Krieg.“ Nina Hager 


„vollkommen unzureichend“. „Offenbar 
will sich die Bundesregierung um eine 
vollständige Entschädigung aller noch 
lebenden Opfer drücken, zudem soll ein 
Teil der Urteile überhaupt nicht aufge¬ 
hoben werden“, sagte Jasper Prigge, in¬ 
nenpolitischer Sprecher der Linkspartei 
in Nordrhein-Westfalen. Darüber hin¬ 
aus sieht das Eckpunktepapier, das jetzt 
bekannt geworden ist, „Nachweispflich¬ 
ten“ seitens der Opfer vor, die diese in 
der Regel nicht werden erfüllen können. 
„Wer vor 30,40 oder 50 Jahren zu einer 
Haftstrafe nach § 175 StGB verurteilt 
worden ist, wird die entsprechenden 
Unterlagen wohl kaum zur freundlichen 
Erinnerung in sein Fotoalbum geklebt 
haben. Vielmehr dürften die meisten 
Opfer entsprechende Unterlagen ver¬ 
nichtet haben“, stellt Prigge fest. Die 
meisten Opfer seien ohnehin geprägt 
durch ihre gesellschaftliche Stigmatisie¬ 
rung; „es wird ihnen schwer genug fal¬ 
len, überhaupt eine Entschädigung zu 
beantragen“. Nachweispflichten seien in 
diesem Zusammenhang ein Hohn und 
eine hohe Hürde. „Notwendig ist viel¬ 
mehr eine unbürokratische und schnelle 
Entschädigung“, so der Innenpolitiker 
weiter. Derzeit ist davon auszugehen, 
dass auch die schwul-lesbische Commu¬ 
nity den Druck auf die Bundesregierung 
künftig noch erhöhen dürfte. 

Markus Bernhardt 

Die Kampagnenseite der BISS: 
www.offene-rechnung.org 
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Um das Taschengeld und das Teewasser 

Junge Flüchtlinge in Frankfurt schließen sich zusammen 


P er Whatsapp-Nachricht infor¬ 
miert Nermin (Name geändert) 
die Jugendlichen aus der Erstauf¬ 
nahmeeinrichtung und die Aktivisten 
einer Unterstützerinitiative: „Unser 
Taschengeld ist da! Endlich haben wir 
Fahrkarten!“ Dieses Taschengeld ist ge¬ 
setzlich vorgeschrieben, um das Exis¬ 
tenzminimum zu sichern. Die Behör¬ 
den hatten es den „begleiteten Unbe- 
gleiteten“ - minderjährige Flüchtlinge, 
die ohne Eltern, aber gemeinsam mit 
anderen Verwandten nach Deutsch¬ 
land kommen - bisher nicht ausgezahlt. 
Das Taschengeld, das die Jugendlichen 
nun in der Hand halten, haben sie sich 
selbst erkämpft. 

Die Jugendlichen haben gezögert 
und gezweifelt, bevor sie an die Öf¬ 
fentlichkeit gehen. Warum zahlt die 
Behörde nicht? Haben die jungen Be¬ 
wohner einer Flüchtlingsunterkunft 
ein Recht dazu, dagegen zu protes¬ 
tieren? Wenn sie sich wehren, werden 
sie dann Nachteile im Asylverfahren 
haben? Aktivisten einer Initiative un¬ 
terstützen sie beim Protest. Erst durch 
diesen Schritt zeigt sich, wie vielen 
jungen Flüchtlingen in Hessen ein Teil 
ihrer Grundversorgung vorenthalten 
wird: Die „Frankfurter Rundschau“ 
berichtet am 3. Juni, dass laut einer 
Diakonie-Mitarbeiterin wahrschein¬ 
lich hunderte Minderjährige in Hessen 
kein Taschengeld erhalten haben. Die 
Diakonie weiß das seit Monaten, die 
Behörden auch: Die Jugendlichen ha¬ 
ben jede Woche nach dem Geld, das ih¬ 
nen zusteht, gefragt. Weder Behörden 
noch Diakonie sind daran interessiert, 
das Problem zu lösen oder zu skandali- 
sieren - bis sich die Jugendlichen einer 
Erstaufnahmeeinrichtung zusammen- 
schließen und den Mut aufbringen, sich 
öffentlich zu äußern. In ihrer Einrich¬ 
tung leben zeitweise 1 700 Menschen, 
die Jugendlichen suchen andere Be¬ 
troffene, sprechen mit ihnen über den 
Anspruch auf Taschengeld und bitten 
sie, sich gemeinsam mit ihnen für das 
Taschengeld einzusetzen. 

Nermin, eine 16 Jahre junge her- 
anwachsende Frau aus Afghanistan, 
ist vor sechs Monaten mit ihrer Tan¬ 
te und deren Familie nach Deutsch- 


Rund 200 Angehörige, Freundinnen 
und Freunde, Genossinnen und Genos¬ 
sen nahmen am 15. Juli in der Eschbor- 
ner Stadthalle Abschied von dem kom¬ 
munistischen Philosophen Robert Stei¬ 
gerwald. Der DKP-Vorsitzende Patrik 
Köbele (Foto) sprach von dem, was 
seine Partei Robert Steigerwald zu ver¬ 
danken hat - „Ich verneige mich im Na¬ 
men der Generationen, die in der FDJ, 
der KPD, der SED, der SDAJ und der 
DKP mit Dir kämpfen, von Dir lernen 
durften.“ 

Nina Hager, die im Namen der Marx- 
Engels-Stiftung und der Herausgeber 
der „Marxistischen Blätter“ sprach, 
würdigte den Wissenschaftler Robert 
Steigerwald. Max Matthes, SDAJ, er¬ 
zählte davon, wie Steigerwalds Haltung 


land gekommen. Sie wurde der Hes¬ 
sischen Erstaufnahmeeinrichtung 
(HEAE) in Gießen zugeteilt. Bei 
ihrer Registrierung 
gibt sie an, dass sie 
ohne Eltern, aber 
in Begleitung ihrer 
Tante geflüchtet ist. 

Für Minderjäh¬ 
rige, die nicht von 
ihren Eltern begleitet werden, ist das 
Jugendamt zuständig. Das weiß auch 
die HEAE. Es ist nicht erlaubt, diese 
Jugendlichen in Erstaufnahmeeinrich¬ 
tungen aufzunehmen. Die Einrichtung 


ist dazu verpflichtet, das Jugendamt zu 
informieren, dass sich ein unbegleite- 
ter Minderjähriger bei ihnen regis¬ 
triert hat und muss das Kind oder den 
Jugendlichen in eine andere Einrich¬ 
tung bringen. Das tun sie häufig nicht - 
schon deshalb, um den „Unbegleite- 
ten“ nicht von seinen Verwandten tren¬ 
nen zu müssen. Das Jugendamt muss 
dann prüfen, ob das Amtsgericht einen 


junge Revolutionäre geprägt hat. „Wer 
heute in Schule oder Uni Steigerwald 
zitieren will, muss aufpassen. Der dog¬ 
matische Kommunist 4 ist da nicht gern 
gesehen - und wenn, dann nur, wenn 
man ihm angeblich demokratische, 
neutrale Positionen entgegenstellt. Un¬ 
parteiisch, neutral, das wollte Robert 
nicht sein - und wir wollen es nicht. 
,Es geht ums Handeln bei der Philoso¬ 
phie, nicht um bloße Gedankenspiele¬ 
rei 4 sagte Robert (...). Wir wollen par¬ 
teiisch sein - aber Robert Steigerwald 
wird uns fehlen, um uns in dieser Welt 
zurechtzufinden. Uns bleiben seine Bü¬ 
cher, seine Kämpfe und unsere Erin¬ 
nerungen. Wir werden alles tun, um in 
seinem Sinne weiterzukämpfen!“ 

om 


Vormund bestellen soll nicht. Wenn 
kein Vormund bestellt wird, bleibt die 
Frage: Wer ist für dieses Kind, diesen 
Jugendlichen zustän¬ 
dig? Welche Behörde 
zahlt das Taschen¬ 
geld? 

Wir fragen bei 
der HEAE nach. 
Die Mitarbeiterin, 
die für Leistungen zuständig ist, lässt 
sich nicht davon beeindrucken, dass 
sie von Minderjährigen spricht, die 
seit Monaten nicht das Geld bekom¬ 
men, das sie brauchen, um ihr Exis¬ 


tenzminimum zu sichern. Sie erklärt: 
Die HEAE zahlt Taschengeld an Ju¬ 
gendliche, die einen Vormund haben. 
Die anderen fallen in die Zuständig¬ 
keit der Jugendämter. Wenn die Ein¬ 
richtung die Verwandten bei der Re¬ 
gistrierung nicht darauf hinweist und 
das Jugendamt nicht informiert, dann 
bekommen die „begleiteten Unbe- 
gleiteten“ kein Taschengeld. 


Die DKP-Liste ist zu den Landtagswah¬ 
len in Mecklenburg-Vorpommern am 
4. September zugelassen worden. Die 
Partei musste dazu Unterstützungs¬ 
unterschriften bei der Landeswahllei¬ 
terin einreichen. Nach den neuesten 
Umfragen wird die SPD, die derzeit in 
einer großen Koalition den Minister¬ 
präsidenten Erwin Sellering stellt, vie¬ 
le Stimmen verlieren, die AfD könnte 
19 Prozent der Stimmen erhalten. 

Der DKP-Landesverband Meck¬ 
lenburg-Vorpommern hat sich erst 
2013 gegründet, er tritt zum ersten Mal 
bei einer Landtagswahl an. Um kandi¬ 
dieren zu können, müssen kleine Par¬ 
teien 100 Unterstützungsunterschriften 
vorlegen. Die DKP hat unter anderem 
am Infostand am 1. Mai in Rostock und 
Schwerin 142 Unterschriften sammeln 
können. 

Diese Unterschriften reichte sie 
fristgerecht Anfang Juni ein, der Lan¬ 
deswahlausschuss brauchte jedoch 
deutlich länger als vorgesehen, um 
die Unterschriften zu zählen und zu 
beglaubigen. Die Behörde stellte den 
Parteien veraltete Unterlagen für die 
Sammlung zur Verfügung, mehrere Par¬ 
teien beschwerten sich. 

Eine Stimme für die DKP sei ein 
„Nein zu Sozialabbau, Krieg und Fa¬ 
schismus“, heißt es im Wahlprogramm. 
Die Slogans der anderen Parteien - 
„Aus Liebe zu M-V“ (Linkspartei), 
„Heimat als Mittelpunkt“ (CDU) - 
seien beliebig, die DKP wolle „bewusst 


Wir rufen beim Frankfurter Jugend¬ 
amt an. Dort weiß man, dass es diese 
Jugendlichen in der Einrichtung gibt. 
Die Jugendlichen sagen uns, dass das 
Jugendamt sogar ein eigenes Büro in 
der Einrichtung hat. Dort ist nie je¬ 
mand zu sprechen. 

Nun berichten die Medien darü¬ 
ber, dass hessische Behörden jungen 
Flüchtlingen das Nötigste vorenthal¬ 
ten. Ein paar Tage später reagiert das 
Land: Zuständig seien zwar die Ju¬ 
gendämter, nun werde das Land zah¬ 
len - „aus Kulanz“, verkündet eine Mi¬ 
nisteriumssprecherin. Die Jugendlichen 


haben ihr Geld in der Hand. Sie haben 
gelernt, dass es sich nicht lohnt, auf die 
„Kulanz“ der Behörden zu hoffen und 
dass die Angst vor diesen Behörden ein 
schlechter Ratgeber ist. 

Aitak Barani 

Unsere Willkommenskultur heißt „ge¬ 
meinsam kämpfen“. Wie arbeitest du 
daran? Schreib an: 
redaktion@unsere-zeit.de. 


linke Kernthemen in den Mittelpunkt“ 
stellen. 

Es kandidieren: Robert Kühne (29), 
Zeitarbeiter in einem Schweriner Call¬ 
center, neben der DKP aktiv in der 
SDAJ; Erich Bartels (64), stellvertreten¬ 
der Landesvorsitzender der DKP; Daniel 
Leon Schikora (39), Doktorand der Po¬ 
litikwissenschaften an der Uni Rostock. 

Nach einer Infratest-Dimap-Um- 
frage vom 30. Juni kann die SPD am 
4. September mit 22 Prozent der Stim¬ 
men rechnen - bei der letzten Wahl 
2011 waren es noch über 35 Prozent 
gewesen. Die CDU könnte auf 25 Pro¬ 
zent kommen, damit ist unklar, ob eine 
große Koalition möglich ist. Für die 
AfD werden 19 Prozentpunkte voraus¬ 
gesagt, die Linkspartei kommt in der 
Umfrage auf 17 Prozent (2011:18,4). 


Gegen Sozialabbau 

Erich Bartels: Warum ich kandidiere 
„Unser Land wurde in den letzten 
25 Jahren zum Armenhaus der Bun¬ 
desrepublik. Vorbei sind die Zeiten 
der DDR als Arbeitslosigkeit ein 
Fremdwort war. Armut im Alter 
ist für viele der jetzt Berufstätigen 
auch nach einem langen Arbeitsle¬ 
ben vorprogrammiert. Gleichzeitig 
erwirtschaftet die Landesregierung 
einen Haushaltsüberschuss. Bei die¬ 
ser Politik gibt es eindeutige Verlie¬ 
rer. Dagegen möchte ich mit meiner 
Kandidatur ein Zeichen setzen.“ 


Gegen Krieg und Sozialabbau 

Zu einer bundesweiten Großdemons¬ 
tration ruft die Friedensbewegung für 
8. Oktober in Berlin auf. Unter dem 
Motto „Die Waffen nieder! Koopera¬ 
tion statt NATO-Konfrontation, Ab¬ 
rüstung statt Sozialabbau“ wollen die 
Aktivisten gegen „die aktuellen Krie¬ 
ge und die militärische Konfrontati¬ 
on gegen Russland“ auf die Straße ge¬ 
hen. „Wir sagen Nein zu Atomwaffen, 
Krieg und Militärinterventionen. Wir 
fordern ein Ende der Militarisierung 
der EU. 

Wir wollen Dialog, weltweite Ab¬ 
rüstung, friedliche zivile Konfliktlö¬ 
sungen und ein auf Ausgleich basie¬ 
rendes System gemeinsamer Sicher¬ 
heit“, fordern die Demo-Organisatoren, 
darunter der „Bundesausschuss Frie¬ 
densratschlag“, die „Kooperation für 
den Frieden“ und die Berliner „Frie¬ 
denskoordination“. 

Gegen Bundeswehrim Innern 

Der DGB-Bundesvorstand hat sich 
gegen den Einsatz der Bundeswehr 
im Innern ausgesprochen. Wer die Si¬ 
cherheit in Deutschland erhöhen wol¬ 
le, müsse dafür sorgen, dass „alle hier 
lebenden Bürgerinnen und Bürger ei¬ 
nen guten Zugang zu Bildung und da¬ 
mit letztendlich zu Integration in den 
Arbeitsmarkt erhalten“. „Ein akzep¬ 
tierter Teil der Gesellschaft zu sein, 
ist ein wirksamer Beitrag gegen Ra¬ 
dikalisierung und Gewaltbereitschaft. 
Eine funktionierende Gesellschaft 
sorgt dafür, dass jeder Mensch einen 
Platz in ihr findet. Die Umsetzung 
dieses Bekenntnisses ist ein Beitrag 
zur Kriminalitätsprävention“, konsta¬ 
tierte der DGB in seinem Beschluss. 
Die Verhütung von Straftaten sei eine 
staatliche Aufgabe, die der Polizei und 
nicht der Bundeswehr übertragen wor¬ 
den sei. An dieser Aufgabenzuweisung 
müsse dem DGB zufolge festgehalten 
werden. 

Reaktionäre Mobilmachung 

Erneut macht eine krude Mischung 
von christlichen Fundamentalis¬ 
ten, selbsternannten „besorgten 
Eltern“, Rechtskonservativen und 
anderen Ewiggestrigen gegen die 
Gleichstellung von Lesben, Schwu¬ 
len und Transsexuellen mit Hetero¬ 
sexuellen mobil. Unter dem Motto 
„Stoppt Gender und Sexualpädago¬ 
gik der,Vielfalt 4 in Bayerns Schulen“ 
wollen die Reaktionäre am 24. Juli 
in der bayerischen Landeshauptstadt 
aufmarschieren. Wie schon bei frühe¬ 
ren Aufmärschen werden die Rechts¬ 
konservativen jedoch auch am kom¬ 
menden Sonntag in München auf den 
Widerstand von Lesben- und Schwu¬ 
lengruppen, Antifa-Organisationen 
und Demokraten treffen. So mobi¬ 
lisiert das Aktionsbündnis „Vielfalt 
statt Einfalt“ bereits zu Protesten. 
Die Fundamentalisten würden „ge¬ 
zielt mit Fehlinformationen und ver¬ 
schwörerischen Begriffen wie ,Gen- 
der-Ideologie 4 , ,Sexualisierung 4 und 
,Indoktrination 4 arbeiten“ und ein 
„Bild der Zerstörung ,klassischer 4 Fa¬ 
milienstrukturen“ zeichnen. Dagegen 
wolle das Bündnis „Vielfalt statt Ein¬ 
falt“ auf die Straße gehen. 

Vielfalt statt Einfalt: Sonntag, den 
24.7.2016 um 12.30 Uhr am Richard- 
Strauß-Brunnen (Neuhauser Straße 8), 
München 

War was? 

Ungeachtet des Putschversuchs und 
der anhaltenden Unruhen in der Tür¬ 
kei setzt die Bundeswehr ihre Koope¬ 
ration mit den türkischen Streitkräf¬ 
ten zur Flüchtlingsabwehr und ihren 
Luftwaffeneinsatz von der türkischen 
Air Base Incirlik aus fort. Wie Ver¬ 
teidigungsministerin Ursula von der 
Leyen ankündigte, sollen die deut¬ 
schen Einsatzflüge am Montag wie¬ 
der aufgenommen werden. Die Luft¬ 
waffenbasis Incirlik war laut Berichten 
in erheblichem Maß in den Putschver¬ 
such involviert. Das türkische Militär 
kann sich ohnehin in größerem Um¬ 
fang auf deutsche Rüstungslieferun¬ 
gen stützen; zudem haben deutsche 
Rüstungskonzerne begonnen, ihre in¬ 
dustrielle Kooperation mit türkischen 
Waffenschmieden auszuweiten. 

www.german-foreign-policy.com 
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Haben junge Flüchtlinge ein Recht darauf, gegen Behördenwillkür zu protestieren? 


DKP kandidiert in 
Mecklenburg-Vorpommern 

Eine Stimme für die DKP ist ein 

„Nein zu Sozialabbau, Faschismus und Krieg“ 
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Griechenland soll 
Arbeitslosigkeit erhöhen 

EU-Währungskommissar Pierre 
Moscovici hat Griechenland zur Li¬ 
beralisierung des Arbeitsmarktes auf¬ 
gefordert. Als eine Voraussetzung für 
weitere „Hilfsgelder“ verlangte er un¬ 
ter anderem, dass größere Betriebe 
einfacher Entlassungen durchsetzen 
können. Zuvor hatte sich Moscovici 
mit Regierungschef Alexis Tsipras und 
Finanzminister Euklid Tsakalotos ge¬ 
troffen. 

Bislang konnte der Staat Entlassungen 
auf fünf Prozent der Mitarbeiter pro 
Monat begrenzen, zukünftig sollen es 
zehn Prozent sein. Darüber hinaus ist 
es das Ziel, Streiks zu erschweren. Bis¬ 
lang ist es möglich, einen Ausstand mit 
der Mehrheit der anwesenden Gewerk¬ 
schaftsmitglieder zu verkünden. Mit 
der Neuregelung wären Arbeitsnie¬ 
derlegungen nur noch möglich, wenn 
die Mehrheit aller Mitglieder der Ge¬ 
werkschaft dafür gestimmt hat. 
Moscovici sagte, er hoffe, dass der In¬ 
ternationale Währungsfonds (IWF) 
am neuen, 86 Milliarden Euro schwe¬ 
ren griechischen „Hilfsprogramm“ teil¬ 
nimmt. Ein solcher Schritt werde dem 
Programm „Glaubwürdigkeit und 
Transparenz“ verleihen. Unter „Hilfs¬ 
geldern“ sind Kredite zu verstehen, 
die Griechenland aufnehmen muss, um 
alte Schulden zu bedienen. 

ZLV 

Wenig Zustimmung für 
Brasiliens Regierung 

Die brasilianische Übergangsregierung 
ist extrem unbeliebt bei der Bevölke¬ 
rung. Nur 14 Prozent der Wahlberech¬ 
tigten bescheinigen Interimspräsident 
Michel Temer gute Amtsführung. Den¬ 
noch sprachen sich die Hälfte aller Be¬ 
fragten dafür aus, dass Temer im Amt 
bleibt. 32 Prozent wünschen sich eine 
Rückkehr von Dilma Rousseff. Sie war 
im Mai unter dem Vorwand vom Prä¬ 
sidentenamt suspendiert worden, dass 
Vorwürfe wie die Verschleierung der 
Höhe des Staatsdefizits juristisch ge¬ 
prüft werden sollen. 

ZLV 

Proteste in Argentinien 

Nach Preiserhöhungen im öffentlichen 
Sektor haben in Argentinien Tausende 
Menschen mit Demonstrationen und 
„Cacerolazos“ (Kochtopfschlagen) ge¬ 
gen die Politik von Präsident Mauricio 
Macri protestiert. Bei etwa 30 Prozent 
Inflation hatte die kapitalfreundliche 
Regierung die Preise um 300 bis 2 000 
Prozent erhöht. Allein die Gaspreise 
können nun bis um 400 Prozent in der 
Region der Hauptstadt Buenos Aires 
steigen, wo zwölf der rund 40 Millionen 
Argentinier leben. 

ZLV 

Militäroffensiven in Syrien 

Bei Luftangriffen der US-geführ- 
ten Koalition gegen den IS sollen am 
Montag mindestens 21 Zivilisten ge¬ 
tötet worden sein. Unbestätigten Mel¬ 
dungen zufolge seien zwei Viertel der 
nordsyrischen Stadt Manbidsch getrof¬ 
fen worden. 

Die US-Luftangriffe unterstützen eine 
Offensive kurdischer Truppen auf die 
Stadt in der Nähe der türkischen Gren¬ 
ze. Für den IS ist der Ort eine wichtige 
Nachschubroute aus der Türkei in zen¬ 
trale vom IS besetzte Gebiete. 

Nach UNO-Angaben sind rund 70 000 
Zivilisten in der Stadt eingeschlossen. 
Ebenfalls im Norden Syriens haben Re¬ 
gierungstruppen und ihre Verbündeten 
derweil die wichtigste Nachschubroute 
in die von Assad-Gegnern gehaltenen 
Stadtviertel von Aleppo übernommen. 
ZLV 

Gefechte in Kundus 

In der Provinz Kundus im Norden Af¬ 
ghanistans haben sich Sicherheitskräf¬ 
te am Montag schwere Gefechte mit 
den Taliban geliefert. Rund 100 Tali¬ 
ban-Kämpfer hätten am Morgen das 
Zentrum des Bezirks Kalai-e Sal an¬ 
gegriffen, sagte ein Sprecher der Poli¬ 
zei in Kundus. Der Bezirksgouverneur 
schätzte die Anzahl der Angreifer auf 
mehr als 300. 

ZLV 


Hoffnung statt Totsparen 

Linksgestützte Regierung in Portugal macht kleine Schritte in die richtige Richtung 



Das Verkehrsunternehmen Companhia Carris de Ferro de Lisboa, kurz Carris, betreibt die Straßenbahn der portugiesischen 
Hauptstadt. Die Gesellschaft befindet sich seit der Nelkenrevolution von 1974 im Besitz der Stadt. 


I nfolge der Parlamentswahlen vom 
Oktober 2014 ist in Portugal eine 
von der Sozialistischen Partei (PS) 
gestellte Regierung zustande gekom¬ 
men, die sich auf eine prinzipielle par¬ 
lamentarische Mehrheit von Sozialis¬ 
ten, Kommunisten (PCP), Linksblock 
(Bloco de Esquerda - BE) und Grü¬ 
nen stützt. Diese Regierung kam auf 
Initiative der Kommunisten zustan¬ 
de, die der PS Gespräche anboten mit 
dem Ziel, die Neuauflage einer rech¬ 
ten Regierung von PSD und CDS-PP 
zu verhindern. Inzwischen ist es ge¬ 
lungen, eine Serie von Maßnahmen in 
den Haushaltsplan für 2016 aufzuneh¬ 
men und schrittweise umzusetzen, die 
nicht der rigiden Sparpolitik und dem 
seit Jahren beschrittenen Weg der Zer¬ 
störung sozialer Errungenschaften und 
der ökonomischen Kapazitäten des 
Landes folgen. 

Mit dem 1. Juli wurde die wöchentli¬ 
che Arbeitszeit für vertraglich Beschäf¬ 
tigte in öffentlichen Funktionen von 40 
Stunden wieder auf 35 Stunden redu¬ 
ziert. Nach Einschätzung der PCP öff¬ 
net diese Maßnahme den Weg zur Ein¬ 
führung der 35-Stunden-Woche für alle 
Beschäftigten im öffentlichen Dienst, 
unabhängig von ihrem Beschäftigungs¬ 
verhältnis. 

Ebenfalls zum 1. Juli wurde die 
Mehrwertsteuer im Gaststättenbereich 
(vorläufig außer für alkoholische Ge¬ 
tränke) von 23 auf 13 Prozent herabge¬ 
setzt. Weitere erste Maßnahmen sind die 
Rücknahme von Hürden zur Wahrneh¬ 
mung des Rechts auf Schwangerschafts¬ 
abbruch, die Rücknahme von Streichun¬ 
gen bei Rentenzusatzleistungen für Be¬ 
schäftigte staatlicher Betriebe und die 
schrittweise Abschaffung der Zusatzbe¬ 
steuerung von Löhnen und Gehältern. 
Außerdem ist die Privatisierung der Ver¬ 
kehrsbetriebe von Lissabon und Porto 
ausgesetzt, auf weitere Privatisierungs¬ 
vorhaben wird verzichtet und die auf 
Druck der „Troika“ gestrichenen vier 
Feiertage wieder eingeführt. 

Auf Initiative der kommunistischen 
Parlamentsfraktion sind zudem gesetz¬ 
liche Bedingungen für eine Zusatzun¬ 
terstützung von Langzeitarbeitslosen 
geschaffen worden, Schulbücher sind 
ab dem neuen Schuljahr für die 1. Klas¬ 
se vom Staat zur Verfügung zu stellen, 
die Höchstgrenze für Studiengebühren 
darf nicht weiter angehoben werden, 
landwirtschaftliche Familienbetriebe 
und traditionelle Fischerei erhalten 
bevorzugt Förderungen und von der 
vorherigen Regierung geschlossene 
Gerichte im ländlichen Raum nehmen 
ihre Arbeit wieder auf. 


Das alles klingt insgesamt nach 
nicht viel, und an den sozialen und 
wirtschaftlichen Notwendigkeiten ge¬ 
messen ist es das auch nicht. Allerdings 
ist es nach Jahren des Rückschritts bis 
hin zur flächendeckenden Beseitigung 
von Strukturen der Gesundheitsver¬ 
sorgung, Bildungseinrichtungen, öf¬ 
fentlichen Verkehrsverbindungen, 
usw., ein erster Schritt in die richtige 
Richtung. Und es zeigt, dass die zum 
unumstößlichen Gebot erhobene Ma¬ 
xime „Es gibt keine Alternative“ (zur 
EU-Austeritätspolitik) nicht unantast¬ 
bar ist. 

Von dem, was Kommunisten und 
andere fortschrittliche Organisatio¬ 
nen als Forderungen formulierten, 
wurde bislang nicht viel umgesetzt. 
Dazu gehört eine reale Erhöhung 
von Renten und Pensionen, ein steu¬ 
erlicher Anreiz für kleine und mitt¬ 
lere Betriebe und eine höhere Be¬ 
steuerung des Finanzkapitals und der 
Konzerne. Dazu gehört auch die An¬ 
wendung des Gesetzes der kommu¬ 
nalen Finanzierung zur Beendigung 
der finanziellen Strangulierung der 
Gemeinden. Nach Ansicht der PCP 
wäre es möglich gewesen, diese und 
weitere Fragen anzugehen, wenn PS 
und Regierung entschlossen gewesen 
wären, den Interessen des Großkapi¬ 
tals und des Direktoriums der EU- 
Mächte entgegenzutreten. 


Die Erkenntnis, dass der Kampf 
der arbeitenden Bevölkerung und ih¬ 
rer Organisationen wirken kann, ist 
nicht neu, basiert aber auf neuen und 
konkreten Erfahrungen. In Portugal 
hat dieser Druck nach vier Jahren Dik¬ 
tat der Troika und der ihr willfährigen 
PSD/CDS-Regierung bewirkt, dass 
sich die Sozialistische Partei zu einer 
Absprache mit den Gegnern dieser Po¬ 
litik bereit erklärt hat. Täglich und kon¬ 
kret stellt sich aber auch die Frage, wie 
lange die PS zu diesen Abmachungen 
steht. Die Sanktionsandrohungen der 
EU-Kommission gegen Portugal zei¬ 
gen, dass der Spielraum zur Durchset¬ 
zung auch noch so kleiner Schritte zur 
Verbesserung der Lebensbedingungen 
der Bevölkerungsmehrheit äußerst ge¬ 
ring bemessen ist. 

Der Druck von rechts ist in Portu¬ 
gal ebenfalls groß, das zeigte jüngst die 
Auseinandersetzung um das öffentli¬ 
che Schulsystem. Im Sinne der gesetz¬ 
lichen Regelung, wonach private Schu¬ 
len nur dort Anspruch auf öffentliche 
Förderung haben, wo kein ausreichen¬ 
des staatliches Angebot vorhanden ist, 
hat die Regierung die Streichung der 
Förderung für einige private Schulen 
- viele davon aus dem kirchlichen Be¬ 
reich - angekündigt. Tausende Vertre¬ 
ter dieser Institutionen, Eltern und 
ihre Kinder demonstrierten gegen ei¬ 
nen „ideologisch verbohrten Staat“ 


und erhielten dabei die Unterstützung 
der Medien. Eine wesentlich größere 
Zahl von Lehrern und Eltern folgten 
dem anschließenden Appell der Leh¬ 
rergewerkschaft, für den Erhalt und 
die Stärkung der öffentlichen Schule 
auf die Straße zu gehen. 

„Portugal muss sich entscheiden 
zwischen einem Desaster, das die na¬ 
tionale Politik der Unterwerfung un¬ 
ter die EU und den Euro bewirkt, und 
einer patriotischen und linken Politik, 
die die Entwicklung des Landes fördert 
und das Recht des Volkes hervorhebt 
über seine Zukunft zu entscheiden“, 
sagte Jerönimo de Sousa, Generalse¬ 
kretär der PCP, auf einer Kundgebung 
Ende Juni. Die großen Demonstratio¬ 
nen und Kundgebungen zum 25. Ap¬ 
ril und 1. Mai sowie die Arbeitskämpfe 
dieses Frühjahrs zeigen auch in dieser 
Situation, dass nur der entschlossene 
Kampf einen erfolgreichen Widerstand 
Portugals gegen das Diktat des Kapi¬ 
tals garantieren kann. 

In Anspielung auf den Vorschlag 
des Linksblocks (BE), gegen die an¬ 
gedrohten EU-Sanktionen in Portugal 
ein Referendum durchzuführen, sagte 
der PCP-Abgeordnete im Europapar¬ 
lament, Joäo Ferreira: „Über Zwangs¬ 
maßnahmen der EU ist nicht abzustim¬ 
men, sondern sie müssen kraftvoll und 
entschlossen zurückgewiesen werden.“ 
Lonha Heilmair 


Regionale Stabilität zerstört 

Chilcot-Bericht: Wie die britische Regierung Begründungen für den Krieg gegen den Irak konstruierte 


Wir erinnern uns heute kaum noch da¬ 
ran, welcher Lärm vor dem Irakkrieg 
um die irakischen Massenvernich¬ 
tungswaffen herrschte. In „45 Minu¬ 
ten“ könnten Massenvernichtungs¬ 
waffen einsatzbereit gemacht werden 
und Europa erreichen, erklärte der 
britische Premierminister Blair da¬ 
mals. 

Sieben Jahre lang dauerte die 
Untersuchung, deren Ergebnis die 
Chilcot-Kommission schließlich am 
6. Juli veröffentlichte. Der vorgeleg¬ 
te Bericht befasst sich mit der Frage, 
wie Großbritannien den Krieg 2003 
gegen den Irak rechtfertigte, ob die 
vorgebrachte „Bedrohung“ durch 
den Irak übertrieben war, wie die Ent¬ 
scheidungsprozesse liefen und welche 
Lehren aus Krieg und Besatzung zu 
ziehen seien. 

Wer damals das von der britischen 
Regierung veröffentlichte Dokument 
„Iraks Massenvernichtungswaffen - die 
Bewertung der Regierung“ las und die 
dort genannten Produktionsstandorte 
im Internet recherchierte, wusste, dass 
die dort geschilderte Bedrohung durch 
den Irak erfunden war. Das gefährlichs¬ 
te, was in einem dieser Standorte zu fin¬ 


den war, war wohl der Schimmel in den 
Kühlschränken der Mitarbeiter. 

Aber die „Entwaffnung“ des Irak 
war ja nicht Ziel des Krieges. Tatsäch¬ 
lich heißt es im Bericht: „Präsident 
Bush hatte schon Ende 2011 entschie¬ 
den, eine Politik des Regime-Change 
im Irak zu verfolgen“. Die Gründe da¬ 
für lagen auf der Hand - Ölinteressen 
und eine Neuordnung des Nahen Os¬ 
tens. 

Großbritannien konnte das Ziel 
des Regime-Change nicht ohne wei¬ 
teres offen formulieren. Und so wurde 
der Krieg als Rettung vor den Massen¬ 
vernichtungswaffen des Irak verkauft. 
Politik und Medien arbeiteten dabei 
Hand in Hand. 

Nicht in seinen Schlussfolgerun¬ 
gen, aber in den Informationen die er 
liefert, beschreibt der Chilcot-Bericht, 
wie der Krieg 2003 der Bevölkerung 
verkauft wurde. Wie vermeintliche Er¬ 
kenntnisse der Geheimdienste gedehnt 
wurden, bis sie eine „unmittelbare Be¬ 
drohung“ durch den Irak zeigten. Wie 
rechtliche Gutachten strapaziert wur¬ 
den, bis sie die scheinbare Legalität 
des Krieges nachwiesen. Und wie man 
die UN ausnutzte, wenn es praktikabel 


erschien - und sie links liegen ließ, so¬ 
bald sie nicht die Position der USA und 
Großbritanniens unterstützten. 

So hatte Tony Blair als Premiermi¬ 
nister wiederholt bekräftigt, „er glau¬ 
be“, die Geheimdienste seien sicher, der 
Irak habe Massenvernichtungswaffen. 
Tatsächlich war das nicht der Fall - die 
Geheimdienste waren keinesfalls si¬ 
cher. Aber in der Öffentlichkeit ent¬ 
stand der gewünschte Eindruck. 

Auch die juristische Rechtfertigung 
des Krieges war nur mit einer spitzfin¬ 
digen Lösung möglich: Generalstaats¬ 
anwalt Lord Goldsmith erklärte, dass 
es vernünftige Argumente für die 
Rechtmäßigkeit des Krieges gebe. Nur 
im Kleingedruckten war zu lesen, dass 
vor Gericht diese „vernünftigen Argu¬ 
mente“ möglicherweise keinen Bestand 
haben würden. 

Und als sich abzeichnete, dass der 
Krieg gegen den Irak nicht die ge¬ 
wünschte Absolution durch die UN er¬ 
halten würde, schlug der damalige Au¬ 
ßenminister Straw den „Kosovo-Weg“ 
ein: „Der beste Weg mit dem gerings¬ 
ten Risiko, um eine moralische Mehr¬ 
heit zu erreichen ist der Kosovo-Weg.“ 
So wie im Falle des Kosovo sollte eine 


Abstimmung im Sicherheitsrat verhin¬ 
dert werden. 

Dieser pseudo-moralische Weg war 
kein Irrtum in gutem Glauben, sondern 
Verkaufsstrategie. „Sobald der Krieg 
begonnen hatte, versuchten Minister 
und andere Offizielle die Erwartungen 
der Öffentlichkeit, Massenvernich¬ 
tungswaffen würden bald - oder über¬ 
haupt - gefunden, zu dämpfen“, heißt 
es in dem Bericht. 

Millionen mussten den Irak ver¬ 
lassen und flohen nach Jordanien und 
Syrien. Die islamistischen Organisati¬ 
onen, die während der Besatzungszeit 
entstanden sind, zerstören Syrien und 
den Irak und noch mehr Flüchtlinge 
müssen ihr Land verlassen. 

„Die Vorgänge im Irak haben die 
regionale Stabilität zerstört und haben 
auch Al Kaida Bewegungsfreiheit für 
ihre Mitglieder gegeben.“ 

Wir erinnern uns kaum noch an die 
„45 Minuten“ - aber die Strategie, mit 
der uns Kriege verkauft werden, ist im¬ 
mer noch dieselbe, ob in Libyen, Uk¬ 
raine, Syrien oder anderswo. Und das 
macht die Aktualität des Chilcot-Be- 
richtes aus. 

Manfred Ziegler 
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Strukturell destruktiv 


Zur massiven US-amerikanischen Aufrüstung 



Irak: Zerstörte Fahrzeuge an der Autobahn 80, auch „Todesstraße“ genannt, nach dem zweiten Golfkrieg. 


S eit der Niederlage des Sozialis¬ 
mus in Europa und in verstärk¬ 
tem Maße seit 2001 führen die 
USA als „Einzige Weltmacht“ wieder 
unumschränkt imperialistische Kriege. 
Zentraler Kriegsschauplatz ist „Grea- 
ter Middle East“ - also der Nahe und 
Mittlere Osten die strategische El¬ 
lipse, oder wie es Zbigniew Brzezinski 
formuliert, „der Eurasische Balken? 

Die Ergebnisse dieser Kriege, deren 
Vorläufer vor über 60 Jahren der CIA/ 
MI6-Putsch gegen den iranischen Prä¬ 
sidenten Mossadegh, die Mobilisierung 
des Saddam-Regimes gegen den Iran 
und die Aufrüstung des islamistischen 
Mittelalters in Afghanistan waren, se¬ 
hen nicht so aus wie die proklamierten 
Ziele. Vor allem die Kriege seit 2001 
produzierten einen Zustand, der mit 
dem Begriff Chaos noch wohlwollend 
umschrieben ist. 

Gleichwohl, und das gilt insbeson¬ 
dere mit Blick auf die vermutlich aus¬ 
sichtsreichste Anwärterin auf das Wei¬ 
ße Haus, Frau Clinton, sind Anzeichen 
einer Wende oder auch nur eines In- 
fragestellens der bisherigen Chaos- 
Strategie allenfalls bei Donald Trump 
zu erkennen. Frau Clinton steht für 
ein bedenkenlos-entschlossenes „Wei¬ 
ter so!“, und zwar in verschärfter Vari¬ 
ante. Weshalb sie auch zum erklärten 
Darling von Big Oil, der Medien, des 
Finanzkapitals und natürlich des mili¬ 
tärisch-industriellen Komplexes avan¬ 
ciert ist. 

Die Frage lautet also: „Welche Stra¬ 
tegie steckt hinter dem Ganzen?“, oder 
besser: „Gibt es überhaupt so etwas wie 
eine Strategie?“ 

Die Frage hat auch in Europa an 
Aktualität gewonnen, da mit dem Vor¬ 
rücken der US/Nato-Verbände bis un¬ 
mittelbar an die Grenze Russlands die 


unmittelbare Kriegsgefahr gewachsen 
ist. In der Ukraine führt die vom Wes¬ 
ten mit Milliardensummen installierte 
und finanzierte teilfaschistische Putsch¬ 
regierung einen offenen Krieg gegen 
die Regionen, die sich den Putschisten 
nicht unterwerfen wollen. Auch die 
deutsch-geführte EU hat sich in diese 
gefährliche Konfrontationspolitik ein¬ 
binden lassen, obwohl sie massiv deut¬ 
schen Interessen zuwider läuft. Sie kos¬ 
tet Milliarden an Umsätzen, tausende 
Arbeitsplätze und tausenden Bauern 
ihre Existenz. Zeit also, nach dem Sinn 
des Ganzen zu fragen. 

Der irische Journalist Andrew 
Cockburn („Saddam Hussein“; „Rums¬ 
feld“; „Kill Chain“) vertritt in einem 
Beitrag in der traditionell-konserva¬ 
tiven, anti-interventionistischen US- 
Zeitschrift „The American Conserva- 
tive“ die These, dass den fortgesetzten, 
aber letztlich immer erfolglosen Krie¬ 
gen vor allem ein Motiv zugrunde liegt: 
Der Schutz und die Förderung der eige¬ 
nen, genauer der Interessen des militä¬ 
risch-industriellen Komplexes (MIK). 

Cockburn begründet seine The¬ 
se mit dem Charakter des anhaltend 
immensen Aufrüstungsprogramms. 
„Dramatische Programme, bei denen 
Unsummen in unsinnige, nutzlose und 
überflüssige Waffensysteme investiert“ 
würden, seien zur Norm geworden. Das 
schlagendste Beispiel sei das Billionen 
Dollar schwere (Obama-)Programm 
zur Erneuerung des gesamten US-ame¬ 
rikanischen Atomwaffenarsenals inklu¬ 
sive der dazugehörigen Trägermittel 
(Raketen, Langstrecken-Cruise-Mis- 
sile, Flugzeuge, Schiffe und U-Boote) 
in den nächsten Jahrzehnten. 

Allein die neuen Flugzeugträger 
der „Ford“-Klasse werden nach heu¬ 
tigen Preisen mit 13 Mrd. Dollar das 


Stück gehandelt. Der Systempreis der 
neuen F35-Joint-Strike-Fighter-Flotte, 
über ihre Lebenszeit gerechnet, wird 
(heute) mit 1,5 Billion Dollar beziffert. 
Ein Fass ohne Boden. Der neue stra¬ 
tegische Bomber, B21, wird (ebenfalls 
heute) mit 564 Mio. Dollar das Stück 
gehandelt. 200 Stück stehen zur Debat¬ 
te. Dazu kommt eine neue Generati¬ 
on U-Boote, Raketenabwehrsysteme, 
Roboter und Drohnen, Weltraum- und 
Cyberwar-Systeme mit Kosten immer 
im mehrstelligen Milliardenbereich. 
Allein für die Neukonstruktion und 
Miniaturisierung der Atomsprengköp¬ 
fe werden 11 Mrd. Dollar in Anschlag 
gebracht. 

Dass dieses gigantische strategisch¬ 
atomare Aufrüstungsprogramm in 
dröhnendem Gegensatz zu der vom 
Friedensnobelpreisträger, kürzlich 
selbst noch in Hiroshima sonor-getra¬ 
gen verkündeten Formel von der atom¬ 
waffenfreien Welt steht, bedarf keiner 
Erwähnung. 

Dieses Rüstungsprogramm reflek¬ 
tiert, da hat Cockburn sicherlich recht, 
die Profit-, Macht- und Karriereinter¬ 
essen des MIK. Aber, wie schon in den 
1930er Jahren fungiert dieser Rüstungs¬ 
keynesianismus zumindest partiell als 
Antwort auf eine große kapitalistische 
Krise. Anders als in den 1930ern sind 
die USA heute das global dominieren¬ 
de Imperium. Ein Imperium mit allen 
Zeichen des Verfalls. Der zerfallenden 
kulturellen Attraktivität und sozialen 
Integrationskraft. Umso bedeutender 
die militärisch-repressive Überlegen¬ 
heit. 

Strategische Vordenker des Impe¬ 
riums wie Brzezinski haben versucht, 
vorgreifend diesen Abstiegsprozess im 
Sinne einer weisen Hegemonie verbün¬ 
deter Staaten zu konzipieren. Die Er¬ 


gebnisse zeigen klar: Sie sind geschei¬ 
tert. Übrig geblieben sind die Techno¬ 
kraten der Macht. Diejenigen, die die 
Vorherrschaft der USA, „das nächste 
amerikanische Jahrhundert“, um jeden 
Preis, also vor allem militärisch, sichern 
wollen. 

In der US-amerikanischen „Natio¬ 
nal Military Strategy“ von Juli 2015 er¬ 
scheinen denn auch Russland, China, 
Nordkorea und Iran als die gefährlichs¬ 
ten Gegner, ja Russland gar als Feind. 
Die Wahrscheinlichkeit eines Krie¬ 
ges mit diesen Mächten wachse. Die¬ 
ser Sicht folgt mit den nötigen Abwei¬ 
chungen auch das neue Weißbuch der 
Bundeswehr. Mit Russland als „Feind“ 
ist denn auch die strategisch-atomare 
Aufrüstung plausibel. Wie zu Ronald 
Reagans Zeiten („Victory is possible“ 
FP) soll der Atomkrieg wieder als re¬ 
ale Option erscheinen und materiell 
möglich sein. Darum die „Mini-Nu- 
kes“ die Hypersonic-Träger, die Lang- 
strecken-Cruise-Missiles, die strategi¬ 
schen Stealth-Bomber etc. etc. Die Welt 
nähert sich wieder dem Abgrund des 
Atomkrieges. 

Strategisch betrachtet agieren die 
USA strukturell destruktiv. Es gibt kein 
positives Ziel. Das große Mantra, dem 
sich alles unterordnet, heißt: Es darf 
keinen chancenreichen Herausforde¬ 
rer geben. 

Wie schon der britische - und 
nicht zu vergessen der deutsche -, 
hat sich auch der US-Imperialismus 
mit einer ungeheuren Blutspur in die 
Geschichte eingeschrieben. Das Cha¬ 
os in „Greater Middle East“ ist kein 
„Kollateralschaden“ sondern eine 
Zwangsläufigkeit. Die gewaltige Auf¬ 
rüstung signalisiert: Es ist längst nicht 
zu Ende. 

Klaus Wagener 


Günter Pohl zum Putschversuch in der Türkei 


Gemeinsame Interessen 


Worin sich alle einig sind: Der Putsch 
nutzt dem Präsidenten Recep Tayy- 
ip Erdogan. Er wird das Land weiter 
nach seinen Vorstellungen umbauen. 
Eine zentrale Idee des Islamisten an 
der Spitze des NATO-Lands Türkei be¬ 
steht darin, dass ihn die Vorsehung ge¬ 
nau dazu auserkoren hat. Der Rest ist 
dann einfach; denn die Aura des Über¬ 
lebenden bringt Typen wie ihm die nö¬ 
tige Rückendeckung, ob im Münchner 
Bürgerbräukeller oder am Istanbuler 
Flughafen. 

Eine Reihe von Regierungen aus 
NATO-Ländern, die oder deren Vor¬ 
gänger wenig politisch-moralische 
Probleme hatten, Putsche oder andere 
Umstürze gegen missliebige Regierun¬ 


gen zu organisieren, zu finanzieren oder 
mehr oder weniger offen zu begrüßen, 
haben pflichtschuldig den Versuch ver¬ 
urteilt, um dann sofort auf die Beach¬ 
tung rechtsstaatlicher Grundsätze zu 
pochen, wenn es um die Bestrafung der 
Aufständischen geht. 

Das ist recht kurios: Erstens juckt 
es im Falle Erdogans sonst nieman¬ 
den, wenn er die Verfolgung Oppo¬ 
sitioneller oder die Tötung des kurdi¬ 
schen Volks angeht. Zweitens verrät 
diese Ermahnung immer noch so viel 
Anteilnahme für diejenigen, die man 
gegen ihn ins Rennen geschickt hat, 
wie es diplomatisch eben noch mög¬ 
lich ist. Drittens ist es zwar der vierte 
Militärputsch seit Republikgründung, 


aber der erste, der sich nicht gegen die 
Linke richtete. Daher war ein Teiler¬ 
folg möglich. 

Denn es gibt neben unterschiedli¬ 
chen auch einige gemeinsame Interes¬ 
senlagen zwischen EU, USA und dem 
mehrheitlich kemalistisch orientierten 
türkischen Militär, die in diesem beson¬ 
deren Fall auch im Interesse der fort¬ 
schrittlichen Kräfte lagen: Die Verteidi¬ 
gung der laizistischen Orientierung der 
Türkei seit Kemal Atatürk gegen ihre 
weitere Islamisierung durch die AKP 
und die Abneigung gegen militärische 
Alleingänge in Syrien. Diese hätten 
eine Stärkung des IS in der Region zur 
Folge - die nicht mehr im Interesse sei¬ 
ner westlichen Förderer liegt -, sowie 


mehr Druck auf die Kurden in Syrien 
und dem Irak, die aber von den USA 
als Schlüssel für eine Neuaufteilung 
des Nahen Ostens in unselbstständige 
Kleinstaaten gebraucht werden. 

Auch wenn die USA seit Jahrzehn¬ 
ten den Daumen auf dem östlichsten 
NATO-Mitglied halten können, so ist 
nicht gesagt, dass das so bleibt. Die 
Zeiten, wo die Türkei das Pentagon 
brauchte, um Regionalmacht zu wer¬ 
den, sind fast vorbei, denn sie ist ei¬ 
genständig auf dem Weg dahin. Mehr 
noch, sobald Militär und Regierung an 
einem Strang ziehen - und die EU sich 
weiterhin ausgerechnet mit Erdogans 
Hilfe die Flüchtlinge vom Leibe hal¬ 
ten will. 


Stimmen zum 
Putschversuch 
in der Türkei 

DIDF - Föderation demo¬ 
kratischer Arbeitervereine 

Die Türkei braucht Demokratie, Frieden 
und Freiheit! Dies kann weder von einer 
Ein-Mann-Diktatur noch von einem Mili¬ 
tärputsch gesichert werden. Dies wäre eine 
Entscheidung zwischen Pest und Cholera! 
Daher verurteilen wir den Putschversuch 
auf das Schärfste. Die jüngere Geschichte 
der Türkei hat uns gezeigt, dass ein Mili¬ 
tärputsch nicht zur Demokratie und Frei¬ 
heit führt. Es spielt keine Rolle, ob eine 
faschistische Diktatur in der Hand eines 
Einzelnen ist oder der militärischen Put¬ 
schisten. Die Vorfälle in der Nacht vom 
15. Juli erfordern, dass vor allem die euro¬ 
päischen demokratischen Kräfte die For¬ 
derung der türkischen Bevölkerung nach 
Frieden, Freiheit und Demokratie unter¬ 
stützen müssen. Der Militärputschversuch 
in der Türkei hebt nicht die antidemokrati¬ 
sche und gewaltsame Vorgehensweise von 
Erdogan gegen die eigene Bevölkerung auf. 
Der gescheiterte Putschversuch wird, in 
erster Linie, nur der Regierung und ihren 
Unterstützern dienen. Das faschistische 
Regime wird nun diesen Putschversuch 
nutzen, um jegliche kritische Stimmen 
und oppositionelle Kräfte stillzulegen. So 
bezeichnete selbst Erdogan den Putschver¬ 
such als „Geschenk Gottes“. „Er beschleu¬ 
nigt die Reinigung unseres Militärs“, sagte 
der türkische Präsident in einer Pressekon¬ 
ferenz. 

Wir, als DIDF, verfolgen die Ereig¬ 
nisse in der Türkei mit großer Skepsis 
und Vorsicht, denn nun wird das alles 
auf dem Rücken der arbeitenden Be¬ 
völkerung ausgetragen. Die Ereignisse 
in der Türkei verdeutlichen die Zuspit¬ 
zung der Machtkämpfe innerhalb der 
reaktionären Kräfte des Landes. [...] 

KCK - Gemeinschaft der 
Gesellschaften Kurdistans 

Egal welche inländischen oder ausländi¬ 
schen Mächte in diesen Vorfall verwickelt 
sein mögen, und egal aus welchen Grün¬ 
den dieser Machtkampf geführt wird, es 
geht bei den Ereignissen [...] nicht darum, 
dass eine der beiden Seiten die Demokra¬ 
tie gegen die andere Seite zu verteidigen 
versucht. Im Gegenteil, die Ereignisse stel¬ 
len unter Beweis, dass in der Türkei keine 
Demokratie herrscht. In Ländern, in denen 
Machtkämpfe dieser Art geführt werden 
und eine der Parteien versucht, auf diese 
Weise die Macht an sich bringen, sind keine 
Demokratien. In Ländern wie diesen wird 
eine autoritäre Macht eine andere autoritä¬ 
re Macht versuchen, mit einem Putsch vom 
Thron zu stoßen, sobald sie die Bedingun¬ 
gen hierfür als geeignet betrachtet. Was in 
der Türkei [...] passiert ist, ist genau dies. 

Kommunistische Partei (Türkei) 

Schon seit geraumer Zeit herrschen Span¬ 
nungen und Auseinandersetzungen zwi¬ 
schen dem Staat und unterschiedlichen 
Gruppierungen der Streitkräfte in der Tür¬ 
kei. Diese wurden nun in Form eines be¬ 
waffneten Zusammenstoßes ausgetragen. 
Der Streit ist echt, aber, dass eine dieser 
Parteien auf irgendeine Weise die Inter¬ 
essen des Volkes in der Türkei vertreten 
könnte, ist einfach nur Falsch. 

Daher ist es falsch im Kampf gegen 
die AKP-Regierung die Lösung in ei¬ 
nem Militärputsch zu sehen. Es ist auch 
genauso falsch - unabhängig davon wie 
es begründet und mit welchem Diskurs 
es getan wird - die AKP-Regierung 
in Schutz zu nehmen, um gegen den 
Putsch zu sein. 

HDP - Demokratische 
Partei der Völker 

In diesen für die Türkei kritischen und 
herausfordernden Tagen darf sich nie¬ 
mand - aus welchem Grund auch im¬ 
mer - an die Stelle des Willens des Volkes 
setzen. Die HDP steht unter allen Um¬ 
ständen und aus Prinzip gegen jede Art 
von Staatsstreich. 

Was die Türkei dringend braucht ist die 
Annahme einer pluralistischen und frei¬ 
heitlichen Demokratie, inneren und äu¬ 
ßeren Frieden, universelle demokratische 
Werte und Konventionen. Es gibt keine 
Alternative zu einer demokratischen Po¬ 
litik. 
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Aufschrei gegen Rassismus 


„Black Lives Matter“ ist ein dezentrales Netzwerk, das sich mit der Gewalt gegen Schwarze befasst und Proteste gegen die 
Tötung Schwarzer durch Polizisten organisiert. 

„Black Lives Matter“ war ein Slogan der 2013 nach dem Freispruch von George Zimmerman in den Sozialen Medien Verbrei¬ 
tung fand. Zimmermann erschoss damals den 17-jährigen Schüler Trayvon Martin. Demonstrationen der BLM-Bewegung 
folgten auf den Tod von Michael Brown in Ferguson und Eric Garner in New York City. GarnersTod bei der Festnahme durch 
mehrere Polizisten ist durch Videoaufnahmen dokumentiert und auf Videoportalen öffentlich gemacht worden. 

Seit den Protesten in Ferguson haben Teilnehmer der Bewegung gegen die Todesfälle mehrerer anderer Afroamerikaner 
durch Polizeiaktionen oder in Polizeigewahrsam demonstriert, unter anderem Tamir Rice, Eric Harris, Walter Scottjonathan 
Ferrell, Sandra Bland, Samuel DuBose und Freddie Gray. 


Polizeigewalt gegen Schwarze ist Alltag in den USA. Die jüngste Eskalation der Gewalt, der nun auch Polizisten zum Opfer 
fallen, begann mit den Erschießungen des 37-jährigen Alton Sterling in Baton Rouge, Louisiana, und des 32-jährigen Phil- 
ando Castile, dessen Freundin, Diamond Reynolds, die Ereignisse live auf ihrer Facebook-Seite streamte. 

In Dallas erschoss der 25-jährige Micah Johnson während einer bis dahin friedlichen Demonstration für Sterling und 
Castile fünf Polizisten und verletzte weitere acht. 


Michael Brown 

Am 9. August 2014 erschoss der Polizist Darren Wilson in der Stadt Ferguson 
im Bundesstaat Missouri den 18-jährigen Schüler Michael Brown. In der Folge 
kam es zu Demonstrationen gegen rassistische Polizeigewalt, zur Entsendung 
der Nationalgarde und zur Verhängung nächtlicher Ausgangssperren. Es 
wurde kein Verfahren gegen Darren Wilson eröffnet. 


Freddie Gray 

Am 12. April 2015 wurde Freddie Gray, in Baltimore festgenommen. Beim Trans¬ 
port in einem Polizeitransporter fiel er ins Koma. Gray starb am 19. April 2015, 
sein Tod wurde auf eine Rückenmarksverletzung zurückgeführt. Sechs Polizisten 
wurden suspendiert, erhielten aber weiterhin ihr Gehalt. 
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Karikatur: Bernd Bücking 


Den Rassismus begreifen 
und bekämpfen 

Im Kapitalismus ist die Konkurrenz real, die die falsche Ideologie 
scheinbar erklärt - Von Jürgen Lloyd 


Dass der Rassismus als stark um sich 
greifende Ideologie zu bekämpfen sei, 
darüber besteht Einigkeit. Wie das zu 
tun ist, ist umstritten. Kann man es, in¬ 
dem man alle Antirassisten sammelt 
und ansonsten „rote Linien“ zieht, jen¬ 
seits derer keine Positionen mehr ge¬ 
duldet werden? Sicher nicht, argumen¬ 
tiert Jürgen Lloyd und verweist auf die 
Entstehung und Lunktion rassistischer 
Ideologie. 

Rassismus im Sinne einer vorurteilsbe¬ 
ladenen Abneigung gegenüber fremd¬ 
artigen Menschen ist eine durchaus alte 
Erscheinung in der Geschichte. Marxis¬ 
tinnen und Marxisten zeichnet es aber 
aus, solche Erscheinungen nicht aus die¬ 
sen Erscheinungen selbst heraus deu¬ 
ten zu wollen, sondern sie als Ausdruck 
von Interessen und der konkreten Be¬ 
dingungen zu verstehen, 
unter denen diese Interes¬ 
sen um Durchsetzung rin¬ 
gen. „Die Geschichte aller 
bisherigen Gesellschaft ist 
die Geschichte von Klas¬ 
senkämpfen“ haben Marx 
und Engels diese Grund¬ 
lage unseres Geschichts- und Gesell¬ 
schaftsverständnisses im Kommunisti¬ 
schen Manifest zusammengefasst. Weil 
die jeweiligen Inhalte der Klassenaus¬ 
einandersetzungen im Kapitalismus des 
19. Jahrhunderts andere waren als im 
Feudalismus vorheriger Jahrhunderte 
und weil die Bedingungen, unter de¬ 
nen sich die Herrschaft der imperialisti¬ 
schen Monopolbourgeoisie durchsetzen 
kann, andere sind, als es die Bedingun¬ 
gen für die Herrschaft der aufstreben¬ 
den Bourgeoisie des liberalen Konkur¬ 
renzkapitalismus waren, ist auch der 
Rassismus jeder dieser Epochen ein an¬ 
derer - selbst wenn er sich auf die glei¬ 
chen Propagandisten und auf gleichar¬ 
tige Begründungsmuster stützt. Diese 
wichtige Erkenntnis lässt uns nach der 
jeweiligen Funktion von Rassismus in 
den gesellschaftlichen Auseinanderset¬ 
zungen fragen und bewahrt uns davor, 
Rassismus ahistorisch lediglich als Aus¬ 
druck böser, menschenfeindlicher Ge¬ 
sinnung zu missdeuten. 

Während des Feudalismus fungierte 
der Rassismus als ideologische Recht¬ 
fertigung von Adelsvorrechten. Die 
Höherwertigkeit des Blutes begrün¬ 
dete - neben der gottgewollten Ord¬ 
nung - den Herrschaftsanspruch des 
Adels. Im schon reaktionären Kampf 
gegen das siegreiche Bürgertum wurde 
dann in den 1850er Jahren der Rassis¬ 
mus durch den französischen Adeligen 
Arthur de Gobineau mit dem Anstrich 
einer naturwissenschaftlichen Begrün¬ 
dung versehen. Die Rassereinheit, die 


im Adel erhalten geblieben sei, sei der 
Garant für Zivilisation und Kultur, und 
es sei ein Gebot, diese gegen den zer¬ 
setzenden Einfluss des bastardisierten 
Volkes und seiner Idee der Gleichheit 
zu verteidigen. Hier wird der Rassismus 
erstmals in seiner Funktion als antide¬ 
mokratische Ideologie der Ungleich¬ 
heit der Menschen vorgetragen. Und 
in dieser Funktion, von Gobineau noch 
rückwärts gerichtet im Interesse des 
Feudalismus gegen das aufstrebende - 
Demokratie und Gleichheit auf seinen 
Fahnen führende - Bürgertum vorge¬ 
bracht, wurde es übernommen von den 
Ideologen des neuen Stadiums kapita¬ 
listischer Herrschaft, des Imperialismus, 
von dem Lenin sagte, sein politischer 
Überbau sei „die Wendung von der De¬ 
mokratie zur politischen Reaktion“. Als 
Herrschaftsideologie des Imperialismus 


fungiert der Rassismus im Inneren als 
antidemokratische, gegen die Gleich¬ 
heit gerichtete Welt- und Geschichts¬ 
deutung. Er dient zu Anheizung des 
Konkurrenzkampfs innerhalb der Ar¬ 
beiterklasse und anderer nicht-mono¬ 
polistischer Teile der Bevölkerung und 
der Strategie des „Teile und Herrsche“. 
Zur Durchsetzung der expansiven In¬ 
teressen des Imperialismus legitimier¬ 
te der Rassismus zugleich die Unter¬ 
drückung anderer Völker bis hin zum 
Vernichtungskrieg gegen das „jüdisch¬ 
bolschewistische Untermenschentum“. 

Wir würden aber nicht davon reden, 
dass die herrschenden Ideen stets die 
Ideen der herrschenden Klasse sind, 
wenn wir nicht auch sähen, dass der 
Rassismus auch eine Funktion für die 
im heutigen Kapitalismus beherrsch¬ 
ten Teile der Bevölkerung hat. Natür¬ 
lich wird der Rassismus auch bewusst 
und in manipulativer Absicht verbrei¬ 
tet. Aber nicht solche manipulative Be¬ 
einflussung des Denkens der Bevölke¬ 
rung ist der Kern unseres marxistischen 
Ideologieverständnisses. Ideologie ist 
nicht schlichtweg falsches Denken über 
die Wirklichkeit, sondern ein (partiell) 
zutreffendes Denken über eine falsche 
Wirklichkeit. Im Kapitalismus muss 
den Menschen nicht per Manipulati¬ 
on eingeredet werden, sie wären „des 
Menschen Wolf“ - nämlich seine Kon¬ 
kurrenten. Im kapitalistischen Konkur¬ 
renzsystem sind sie es. Sie sind gezwun¬ 
gen, ihr wirkliches Leben im Verhältnis 
der Konkurrenz zu anderen Menschen 


zu produzieren und zu reproduzieren. 
Das „Falsche“ der Ideologie kommt nur 
daher, dass dieses Konkurrenzverhält¬ 
nis als unhinterfragbar gegeben erlebt 
und angesehen wird und kein Bewusst¬ 
sein dafür entsteht, dass die Konkur¬ 
renz lediglich unter den Bedingungen 
bürgerlicher Herrschaft Gültigkeit be¬ 
anspruchen kann und an das Bestehen 
des Kapitalismus gebunden ist. Ein sol¬ 
ches Bewusstsein, dessen Entwicklung 
zu fördern unsere Aufgabe ist, nennen 
wir Klassenbewusstsein. 

Angesichts unserer Schwäche ist es 
leicht erklärlich, dass Menschen, die mit 
den bestehenden Verhältnissen unzu¬ 
frieden sind und die die Bedrohung ver¬ 
spüren, sich im Konkurrenzkampf nicht 
ausreichend durchsetzen zu können, ih¬ 
ren Protest so zum Ausdruck bringen, 
wie es ihnen im Rahmen der „herr¬ 
schenden Ideen“ einzig 
möglich erscheint: Als For¬ 
derung nach rücksichtslose¬ 
rer Durchsetzung des Kon¬ 
kurrenzkampfes auf einer 
vermeintlich die eigene Po¬ 
sition stärkenden gemein¬ 
samen Basis - der rassis¬ 
tisch, völkisch, nationalistisch, antiis¬ 
lamisch oder einer anderen Ideologie 
mit entsprechender Funktion definier¬ 
ten Schicksalsgemeinschaft in Abgren¬ 
zung zu „den Anderen“. Der Rassismus 
erfüllt dann für die vom Monopolka¬ 
pital Beherrschten die Funktion, eine 
Perspektive auf eigene Handlungsfä¬ 
higkeit offen zu halten. 

Unser marxistisch-leninistisches 
Verständnis von Rassismus dient nicht 
zur Befriedigung intellektueller Be¬ 
dürfnisse. Wir können und wir sollen 
daraus Handlungsmöglichkeiten ab¬ 
leiten. Dazu ist die zweifache Funktion 
zu berücksichtigen, die der Rassismus 
in unserer Gesellschaft hat: Einerseits 
für das Herrschaftsinteresse des Mo¬ 
nopolkapitals, und andererseits für die 
unzufriedenen Teile der übrigen Be¬ 
völkerung - sofern es ihnen nicht ge¬ 
lingt, über den Kapitalismus hinaus zu 
denken. Wenn wir die Funktion, die der 
Rassismus für Letztere hat, ignorieren 
und ihnen mit einer moralisierenden 
Verurteilung rassistischer Ideen ent¬ 
gegentreten oder ihnen gar drohen, sie 
jenseits einer „roten Linie“ akzeptabler 
Positionen auszugrenzen, isolieren wir 
uns von ihnen. Stattdessen ist es zur Be¬ 
kämpfung des Rassismus notwendig, sie 
im Sinne unserer antimonopolistischen 
Strategie nicht von uns, sondern von 
der herrschenden Monopolbourgeoi¬ 
sie zu isolieren. Das Sofortforderungs¬ 
programm der DKP kann ein sinnvol¬ 
les Werkzeug in diesem notwendigen 
Kampf sein. 


Während des Feudalismus fungierte 
der Rassismus als ideologische 
Rechtfertigung von Adelsvorrechten 


Patrik Köbele zum Putschversuch in der Türkei 


Welche Diktatur? 


Wem nutzt es, dass Teile des türki¬ 
schen Militärs in der Nacht von Frei¬ 
tag zu Samstag einen Putsch ausge¬ 
rufen haben? Am Ende profitiert 
Erdogan. Erdogan - der die Präsidi¬ 
aldiktatur vorbereitet, der demokra¬ 
tische Journalisten verfolgen lässt, der 
kurdische Städte belagern lässt - hat 
nun die Gelegenheit, um den Staats¬ 
apparat zu säubern. Er lässt sich als 
Verteidiger der Demokratie feiern. 
Das muss nicht heißen, dass Erdogan 
den merkwürdig schlecht koordinier¬ 
ten Putschversuch selbst inszeniert 
hat. Unter den Eliten der Türkei und 
unter den Großmächten gibt es Kräf¬ 
te, die Gründe hätten, türkische Offi¬ 
ziere zum Aufmarsch gegen Erdogan 
zu ermutigen. Die Bundesregierung 
mahnt auch Erdogan, beim Vorgehen 
gegen die Putschisten den ,Rechts¬ 
staat 4 zu achten, türkische Politiker 
werfen der US-Regierung vor, in den 
Putschversuch verwickelt zu sein. 

In diesen Kämpfen innerhalb der Eli¬ 
ten haben die demokratischen Kräfte 
nichts zu gewinnen. Ob kemalistische 


Militärs oder islamistische Truppen 
die kurdische Bevölkerung massa¬ 
krieren, ob Erdogan oder der Gene¬ 
ralstab die Anweisungen zur Verfol¬ 
gung von Demokraten gibt, ob in der 
Türkei eine Militär- oder eine Präsidi¬ 
aldiktatur herrscht ist nicht das Ent¬ 
scheidende. Erdogan zu verteidigen 
bedeutet nicht die Demokratie zu 
verteidigen, ein Militärputsch wird 
keine fortschrittliche Lösung brin¬ 
gen. Die demokratischen Kräfte der 
Türkei sind keine Anhängsel irgendei¬ 
ner Gruppe der Eliten, sie haben ihre 
eigenen Forderungen, Kampfmittel, 
Organisationen. 

Die Bundesregierung hat mit ausge¬ 
wogenen Worten von Demokratie 
und Rechtsstaat auf den Putschver¬ 
such reagiert. Sie hat zuvor ihren Teil 
dazu beigetragen, dass Erdogan fest 
im Sattel sitzt, Demokraten verfolgen 
und Kurden bekämpfen lassen kann - 
indem die EU Erdogan zu ihrem Tür¬ 
steher gemacht hat, hat sie Erdogan 
gestützt. 

Patrik Köbele ist Vorsitzender der DKP. 


Uwe Koopmann zur Arbeit des „Verfassungsschutzes“ 


Angst vor der Enttarnung 


In der demokratischen Öffentlich¬ 
keit werden die Mitarbeiter des so 
genannten Verfassungsschutzes auch 
mit der Bezeichnung Schlapphut der 
Lächerlichkeit preisgegeben. Der 
Schlapphut wurde tief ins Gesicht ge¬ 
zogen und sollte so dazu dienen, dass 
der Träger dieser ominösen Kopfbe¬ 
deckung nicht erkannt wurde. We¬ 
nigstens die älteren Exemplare wa¬ 
ren aus weichem Filz geprägt. Die 
Bezeichnung Filz galt dem Material 
und nur unbeabsichtigt der gesell¬ 
schaftspolitischen Geschmeidigkeit 
der Träger. 

Bisweilen wurden die Schlapphüte 
allerdings von denen, die sie obser¬ 
vieren sollten, selber observiert. In 
der Hochzeit der Berufsverbote sang 
die Carl-von-Ossietzky-Songgruppe 
in Oldenburg unter großem Beifall 
der Zuhörer das Lied vom enttarn¬ 
ten „Oberschnüffler Neumann“. Text 
und Melodie waren dem Gassenhau¬ 
er vom Sanitätsgefreiten Neumann 
entlehnt („Ein dreifach Hoch ...“). 
Neumann sammelte gerichtsver¬ 
wertbare und andere Erkenntnisse 
über die Aktivitäten am DKP-Info- 
stand in der Fußgängerzone. Zur ei¬ 
genen Tarnung setzte er eine Wen¬ 
dejacke ein, so dass er ähnlich einem 
Chamäleon mal am Leffers-Eck und 
mal bei der Hirschapotheke im Ein¬ 
satz war. 

Der Lehrer Michael Csaszköczy, der 
wegen seines antifaschistischen Enga¬ 


gements von 2003 bis 2007 Berufsver¬ 
bot hatte, erreichte auf dem Rechts¬ 
weg und mit breiter gewerkschaftli¬ 
cher Solidarität die Wiedereinstellung 
in den Schuldienst, weil das zustän¬ 
dige Gericht feststellte, dass keine 
Zweifel an seiner Verfassungstreue 
bestehen. Das bedeutete dennoch 
nicht das Ende seiner Bespitzelung 
durch den so genannten Verfassungs¬ 
schutz. 

Das ist normal in diesem „Rechts¬ 
staat“. Normal ist auch, dass den Be¬ 
troffenen, so auch Michael Csasz¬ 
köczy, keine umfassende Einsicht in 
die erschnüffelten Akten gegeben 
wird. Daraus könnten die Oberser¬ 
vierten möglicherweise erkennen, 
wer sie oberviert hat. Der Schutz der 
Schlapphüte aber zählt immer noch 
mehr als der Schutz der Bürger vor 
den Schlapphüten. Deutlich: die so ge¬ 
nannten Verfassungsschützer müssen 
vor den Bürgern geschützt werden. 
Oder noch deutlicher: Die Staatsor¬ 
gane müssen vor dem Volk geschützt 
werden. 

Schützen müssen sich die Schlapphüte 
offensichtlich auch vor den Gerichten, 
denn auch im Falls Csaszköczy gab es 
für die Richter keine Akteneinsicht. 
Dass die Geheimdienste den Rich¬ 
tern nicht trauen, ist allerdings kein 
Einzelphänomen für das von Winfried 
Kretschmann regierte Baden-Würt¬ 
temberg. Das soll es auch in Ankara 
und Istanbul geben. 


Lucas Zeise zu hessischen Freuden am Brexit 


Börsenfusion scheitert 


Jedes Mal, wenn die Frankfurter Bör¬ 
se die Londoner Börse übernehmen 
will, kommt Entscheidendes dazwi¬ 
schen. Absurd ist es ohnehin, dass die 
Organisation des kleinen Handels¬ 
platzes die große, weltweit bedeuten¬ 
de Aktienbörse kaufen kann. Aber so 
ist es. Der Grund für den Reichtum 
der Frankfurter liegt in ihrer Klugheit, 
zur rechten Zeit einen Computerhan¬ 
del für alle möglichen Finanzproduk¬ 
te aufgelegt zu haben. Das brachte ih¬ 
nen zu boomenden Finanzmarktzei¬ 
ten Umsatz und satte Gewinne. 

Die Sehnsucht Frankfurter Bör¬ 
senchefs lag und liegt aber dort, wo die 
großen Banken und Fonds, wo die Fi- 
nanzmarktentscheider zu Hause sind. 
Das ist London. Zwar spielt die Bör¬ 
se in London nicht sehr viel Geld ein, 
aber sie ist ein Prestigeobjekt. Weil das 
so ist, haben die reichen Frankfurter 


Manager des Börsenbetriebs seit je¬ 
her den Drang, den Londoner Platz 
aufzukaufen, und dann mit Mann, 
Maus und Computern in die britische 
Hauptstadt zu ziehen und von dort aus 
die größte Börse der Welt - noch vor 
New York - zu lenken. 

Wer zu Hause bleibt, bleibt auch in 
der Provinz. Das sind die Frankfurter 
Börsenhändler, Banken und die hessi¬ 
sche Landesregierung. Letztere ist für 
die Börsengenehmigung zuständig. 
Sie traute sich nicht, den Managern zu 
widersprechen und den Kauf der Lon¬ 
doner samt Umzug zu untersagen. Da 
kommt ihr das britische Volk zu Hil¬ 
fe. Den Sitz der Frankfurter Börse in 
ein Nicht-EU-Land zu verlegen, das 
wäre zu stark. Jetzt weigern sich die 
Aktionäre, und die Frankfurter Börse 
ist gerettet. Den Dummen gibt’s der 
Herr im Schlaf. 
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„Der Kriegszustand ist nicht ausgerufen worden“ 

Als in Spanien die Generäle putschten • Von Werner Abel 



Mikhail 


Koltsov/v^ikimedia.org/gemeinfrei 


„Sie kommen nicht durch!“ - Madrid 1936: Überall wird zum Widerstand gegen 
die Faschisten aufgerufen (ein Foto des sowjetischen Journalisten Michail 
Kolzow) 


A m 18. Juli 1936 verkündete das 
spanische Innenministerium 
über das Radio: „17 Uhr 20. Die 
Feinde des Staates verbreiten immer 
wieder falsche Gerüchte und Nach¬ 
richten; die Regierungstreue der Trup¬ 
pen ist allgemein in ganz Spanien. Der 
Kriegszustand ist nicht ausgerufen wor¬ 
den.“ Um 19 Uhr 20 meldete das glei¬ 
che Ministerium: „Alle Provinzen sind 
weiterhin der Regierung der Republik 
vollkommen gehorsam.“ 

Diese Proklamationen waren ty¬ 
pisch für die Situation und die hinhal¬ 
tende Politik der Volksfrontregierung 
unter dem Ministerpräsidenten Ca- 
sares Quiroga. Inzwischen hatte der 
General Francisco Franco mit seinem 
Manifest „An alle Spanier“ den Be¬ 
ginn des Putsches gegen die gewählte 
Regierung gerechtfertigt, in den nächs¬ 
ten Stunden schlossen sich die Garni¬ 
sonen der Kanaren, der Balearen, von 
Burgos, Sevilla und Zaragoza den Put¬ 
schisten an. 

Die Regierung zögert... 

Quiroga, der die Gefahr verdrängen 
und das Volk beruhigen wollte, muss¬ 
te Diego Martinez Barrio Platz ma¬ 
chen, aber auch der konnte sich nur 
knappe acht Stunden halten. Barrio 
wollte ausgerechnet einen der Haupt¬ 
verschwörer, General Emilio Mola, 
der nach dem Wahlsieg der Volksfront 
nach Pamplona versetzt und zum Mi¬ 
litärgouverneur für Navarra ernannt 
worden war, als Kriegsminister in sein 
Kabinett holen. Mola antwortete nur: 
„Zu spät!“ 

Auf Barrio folgte Jose Giral Perei- 
ra, der nun endlich aussprach, worauf 
viele, vor allem aber die Linke, gewar¬ 
tet hatten. Die Absicht der Regierung 
sei es, die Verteidigung des republika¬ 
nischen Regimes entschlossen zu füh¬ 
ren, indem sie sich auf das Volk stützt. 
Das waren Worte, die man hätte eher 
hören müssen, denn auf den Sieg der 
Volksfront antwortete die Rechte mit 
Terror, Attentaten und Anschlägen. 
Der alte Staatsapparat war noch intakt: 
Wehrten sich Linke oder erhoben sich 
Landarbeiter und arme Bauern, dann 
reagierte die Staatsmacht mitunter wie 
früher. Rächten sich die Linken für ei¬ 
nen an einem der Ihren begangenen 
Mord, dann „empörte“ sich nicht nur 
die einheimische Reaktion, sondern 
auch die bürgerliche Presse im Aus¬ 
land. 

Für die Republik rächte es sich, 
dass nicht konsequent gegen die po¬ 
tentiellen Verschwörer vorgegangen 
worden war. 


Gewiss, es war bekannt, wer der 
Republik feindlich gegenüberstand, 
aber man glaubte scheinheiligen Ver¬ 
sprechen und dachte, mit Versetzun¬ 
gen in die Peripherie reaktionäre Of¬ 
fiziere zufriedenstellen, aber auch neu¬ 
tralisieren zu können. Der führende 
Kopf, Jose Sanjurjo, dessen Putschab¬ 
sichten sich nicht mehr verbergen lie¬ 
ßen, hatte sich ohnehin nach Portu¬ 
gal abgesetzt. Franco war Militärbe¬ 
fehlshaber der Kanaren, die gleiche 
Funktion bekam der ehemals für die 
Luftwaffe zuständige General Manuel 
Goded Llopis auf den Balearen, Gene¬ 
ral Gonzalo Queipo de Llano wurde 
Generalinspekteur der Carabineros 
(Zoll) und Juan Yagüe Blanco, Mit¬ 
glied der faschistischen Falange Es- 
panola, kommandierte in Ceuta eine 
Abteilung des Tercio, der spanischen 
Fremdenlegion. 

Alle diese hohen Offiziere gehör¬ 
ten der konspirativ gebildeten Junta 


de Defensa Nacional an, waren bes¬ 
tens vernetzt und damit auf den Staats¬ 
streich vorbereitet. Das zeigte sich z.B. 
auch darin, dass es Queipo de Llano 
mit schwachen Kräften und einem 
Trick gelang, sich der Stadt Sevilla, ei¬ 
gentlich eine Hochburg der Arbeiter¬ 
bewegung, zu bemächtigen und sich 
dort mit den Truppen Yagües zu verei¬ 
nigen, der mit seiner Truppe die Straße 
von Gibraltar überquert hatte. 

... die Organisationen 
der Arbeiter handeln 

Nein, konsequent waren die Regierun¬ 
gen nicht, obwohl auch aus den Reihen 
ihrer Geheimdienste, in denen es in¬ 
zwischen auch überzeugte Republika¬ 
ner gab, Warnung über Warnung kam. 
Ganz zu schweigen von den Arbeiter¬ 
organisationen. 

Diese zeichneten sich in Spanien 
durch ein Spezifikum aus: Alle, unab¬ 
hängig von ihrer ideologischen Aus¬ 


richtung, hatten Militärabteilungen. 
Das war der besonderen Härte des 
Klassenkampfes in Spanien geschul¬ 
det, durch die sich die Arbeiterbewe¬ 
gung der permanenten Angriffe der 
Polizei, der von den Großgrundbesit¬ 
zern und der Großbourgeoisie ausge¬ 
haltenen „Pistoleros“ und des Militärs 
erwehren musste. Obwohl diese Abtei¬ 
lungen kaum Waffen hatten, verfügten 
sie doch über Informationen. Und die¬ 
se gingen von einer absoluten Bedro¬ 
hungslage aus, wurden aber seitens der 
Regierung ebenso wenig zur Kennt¬ 
nis genommen wie die Forderung nach 
der Bewaffnung des Volkes. 

Als dieser dann in den ersten Ta¬ 
gen des Putsches zugestimmt wurde, 
war es für einige Regionen zu spät, in 
anderen hatte das putschende Militär 
auf die anfangs noch unbewaffneten 
Demonstranten geschossen, was un¬ 
zählige Opfer forderte. Als die ersten 
Waffen in Barcelona verteilt wurden, 
fehlten den Gewehren die Schlösser. 
Die fand die aufgebrachte Menge, als 
ihr die der Republik treu gebliebene 
Sturmgarde mit leichter Artillerie zu 
Hilfe kam, bei der Erstürmung der 
Kasernen. Ähnliches geschah in an¬ 
deren großen Städten und so blie¬ 
ben Madrid, Valencia, Barcelona und 
Malaga in den Händen der Repub¬ 
lik, in anderen aber schlossen sich die 
Garnisonen den Putschisten an oder 
diese Städte fielen durch Verrat in de¬ 
ren Hände. 

Am 20. Juli 1936 stürzte in der 
Nähe von Burgos das Flugzeug ab, 
mit dem der designierte Staatspräsi¬ 
dent Sanjurjo aus Portugal zu den Put¬ 
schisten stoßen wollte. Er verbrann¬ 
te in der abgestürzten Maschine und 
dadurch wurde der Weg frei für Fran¬ 
cisco Franco, der in den nächsten drei 
Jahren mit der Hilfe Nazi-Deutsch¬ 
lands und des faschistischen Italiens 
einen erbarmungslosen Kampf gegen 
die Republik führen sollte. Aber auch 
er hatte mit dieser Effizienz des Wi¬ 
derstands nicht gerechnet. 

Allerorts nahmen rasch gebildete 
Milizen den Kampf auf, unkoordiniert 
zunächst, aber energisch. So lange sich 
der Staat noch nicht aus seiner tempo¬ 
rären Agonie befreit hatte, so lange ko¬ 
ordinierte das Zentralkomitee der An¬ 
tifaschistischen Milizen nicht nur den 
Kampf gegen die Putschisten, sondern 
auch die Produktion und die Distribu¬ 
tion. 

Am 4. September 1936 übernahm 
der Sozialist und Gewerkschaftsfunk¬ 
tionär Largo Caballero die Ämter des 
Premier- und des Kriegsministers. 


Sein Anliegen war es, die linken Kräf¬ 
te zu einen, die Autorität des Staates 
wiederherzustellen und die Armee zu 
reformieren. 

Die Republik hatte damit eine 
ernste Krise überwunden. 

Eine Volksarmee entsteht 

Eine der Keimzellen der neuen Spani¬ 
schen Volksarmee, die allerdings alle 
die früheren Offiziere und Generä¬ 
le behielt, wenn sie sich der Repub¬ 
lik gegenüber als loyal erklärt hatten, 
war das legendäre 5. Regiment. Die¬ 
ses Regiment war aus den Milicias Po¬ 
puläres der KP Spaniens entstanden 
und spielte mit seinem Namen auf die 
vier Regimenter an, die normalerwei¬ 
se zur Madrider Garnison gehörten. 
Sich Regiment zu nennen, bedeutete 
aber auch, sich mehr an die militäri¬ 
sche als an die Tradition der Milizen 
anzulehnen. Aus dem Regiment gin¬ 
gen die begabtesten kommunistischen 
Kommandeure wie z.B. Enrique Lis- 
ter und Juan Modesto hervor. Die KP 
Spaniens erwartete, dass es bei den 
Angriffen der Franquisten auf Madrid 
auch zu Kämpfen in der Stadt kom¬ 
men könne. Einen Spezialisten für 
Straßen- und Häuserkampf hatte aber 
auch das 5. Regiment nicht. Über ei¬ 
nen solchen Spezialisten verfügte die 
Kommunistische Internationale, denn 
an ihrer Militärpolitischen Schule bei 
Moskau lehrte ein deutscher Genosse 
namens „Werner Reissner“ die Tak¬ 
tik des Straßen- und Häuserkampfes. 
Es war ein erfahrener Genosse, Offi¬ 
zier im 1. Weltkrieg, Kommandeur der 
Roten Ruhrarmee, Militärberater in 
Palästina, Syrien, China und der CSR. 

Am 1. Oktober 1936 übernahm er 
die Leitung der Operativen Abteilung 
des 5. Regiments. Als er am 9. Novem¬ 
ber die Leitung der Ausbildung in der 
mit Hilfe des 5. Regiments neu ge¬ 
schaffenen Basis der Internationalen 
Brigaden in Albacete übernahm, war 
er zum General befördert worden und 
trug nun den Namen „Jose Gömez“. 
Einige seiner früheren Kampfgefähr¬ 
ten, die nun auch in Spanien waren, 
schmunzelten, denn sie wussten, dass 
er weder „Reissner“ noch „Gömez“ 
hieß, sondern Wilhelm Zaisser. Er war 
der einzige Deutsche im Generalsrang 
in der Spanischen Volksarmee und 
der ranghöchste deutsche Offizier bei 
den Internationalen Brigaden. Gera¬ 
de in diesem Jahr sollte die Gelegen¬ 
heit genutzt werden, eines aufrechten 
Kommunisten und Antifaschisten zu 
gedenken, den eine falsche Politik lan¬ 
ge zur Unperson gemacht hatte. 


Post aus Chile 

Korrespondenz mit Margot Honecker 


Im Grunde ist es eine Binsenwahrheit, 
aber leider scheint sie noch nicht in die 
Köpfe aller Rezensentinnen und Rezen¬ 
senten vorgedrungen zu sein: Eine Buch¬ 
rezension ist eine Rezension, nicht mehr, 
aber auch nicht weniger. In den folgen¬ 
den Ausführungen kann es daher nicht 
eine moralische Bewertung, nicht um 
ein Scherbengericht über Leben, Wirken 
und Ansichten von Margot Honecker 
oder Frank Schumann gehen. Vielmehr 
geht es darum, den potentiellen Käufer- 
bzw. Leserkreis dieses soeben in der Eu¬ 
lenspiegel-Verlagsgruppe erschienenen 
Werkes sachlich darüber zu informieren, 
was ihn zwischen den beiden Buchde¬ 
ckeln erwartet und was nicht. 

Der Herausgeber Frank Schumann 
hat in den Jahren von 2010 bis 2016 ei¬ 
nen regen Mail-Austausch mit Margot 
Honecker in ihrem chilenischen Exil 
gepflegt. Dieser Briefverkehr wird in 
dem Buch „Post aus Chile“ mit dem 
Einverständnis Margot Honeckers, das 
sie Frank Schumann schon zu Lebzei¬ 
ten erteilt hat, der Öffentlichkeit zu 
weiten Teilen zugänglich gemacht. Das 
Ganze ist chronologisch aufgebaut und, 
abgesehen von einem kurzen Vorwort 
Frank Schumanns und kurzen Erläute¬ 


rungen zu einem Teil der Personen, von 
denen die Rede ist, unkommentiert ab¬ 
gedruckt. 

Der ein oder andere Leser mag 
eventuell eine Kapiteleinteilung oder 
eine Ordnung nach Sachbereichen ver¬ 
missen, letztlich entspricht aber die ge¬ 
wählte Form wohl am angemessensten 
dem wiedergegebenen Inhalt. Sechs 
Jahre Korrespondenz zwischen Frank 
Schumann und Margot Honecker, das 
bedeutet inhaltlich einen Austausch 
zwischen zwei Personen, die durch ge¬ 
meinsame Erfahrungen, Erlebnisse, 
Meinungen und Beurteilungen mitei¬ 
nander verbunden waren. Darüber hin¬ 
aus handelt es sich durch die Veröffent¬ 
lichung in Buchform aber auch um eine 
Quellschrift für eine zukünftige DDR- 
Forschung, von der derzeit überhaupt 
nicht die Rede sein kann. Gemeint ist 
hiermit eine seriöse, wissenschaftliche 
Befassung mit einem wichtigen Teil der 
deutschen Geschichte, die auch 26 Jah¬ 
re nach dem Ende der DDR allenfalls 
in „minimalsten“ Ansätzen in Angriff 
genommen worden ist. Insbesondere 
auf Seiten „westlicher“ Wissenschaft¬ 
ler scheint in dieser Hinsicht bis dato 
keinerlei Interesse zu bestehen (bzw. 


kein Sponsorengeld von dritter Seite 
zu winken). 

Sensationelle, voyeuristische Gelüs¬ 
te befriedigende „Enthüllungen“ fin¬ 
den sich in „Post aus Chile“ nicht, auch 
wenn von der Boulevardpresse versucht 
worden ist, dergleichen hinein zu konst¬ 
ruieren. Was in diesem Buch allerdings 
tatsächlich enthüllt wird, ist die Art und 
Weise, wie schmierige Schreiberlinge, 
Fernsehredakteure und Journalisten 
versucht haben (und versuchen), sich 
durch unlautere Praktiken auf Kosten 
von Margot Honecker und/oder Frank 
Schumann öffentliche Aufmerksamkeit 
oder sogar beträchtlichen finanziellen 
Gewinn zu erschleichen. Hier nennt das 
Buch in der Tat enthüllend „Ross und 
Reiter“. Welch unrühmliche Rolle hier 
auch öffentlich-rechtliche Fernsehsen¬ 
der gespielt haben (und spielen), das zu 
erfahren ist regelrecht schockierend, die 
Realität überholt hier den besten Kri¬ 
mi. Der Leser darf gespannt sein. 

Weniger spannend, aber eben zur 
Dokumentation einer langjährigen Kor¬ 
respondenz mit dazu gehörend, ist der 
sich ständig wiederholende (glücklicher¬ 
weise immer sehr kurze) Austausch über 
das Wetter, die Dauer der Postsendun¬ 
gen (in diesem Fall zahlreicher Bücher 
von Berlin nach Chile), Krankheiten und 
dergleichen. 

Sehr interessant zu lesen ist wieder¬ 
um die Beurteilung konkreter (weit-) 


politischer Ereignisse und Trends, so¬ 
wohl von Seiten Margot Honeckers, die 
dies alles mit großem Interesse bis zu¬ 
letzt per Internet verfolgt hat, als auch 
von Seiten Frank Schumanns. Dass all 
dies häufig mit Vokabular aus den Zei¬ 
ten der DDR erfolgt, kann nicht ver¬ 
wundern, schließlich haben sich bei¬ 
de lange Jahre ihres Lebens in diesem 
Sprachspiel bewegt bzw. es, besonders 
im Falle Margot Honeckers, auch mit¬ 
geprägt. 

Der Gewinn, den der Leser bzw. die 
Leserin aus dem Buch zieht, wird und 
muss unterschiedlich ausfallen. 

Diejenigen, die die DDR-Zeit selbst 
miterlebt haben, werden zahlreiche Per¬ 
sonen und Ereignisse, von denen in den 
Briefen die Rede ist, kennen und werden 
manches Detail entdecken, das ihnen so 
noch nicht bekannt war und mit diesem 
Wissen manches vielleicht rückblickend 
anders beurteilen als vorher. 

Wer diese Zeit nicht selbst mitge¬ 
macht hat, sei es vom Geburtsjahrgang 
her oder als Bürger der BRD, wird Un¬ 
mengen von Neuem darüber erfahren - 
aber eben nicht, weil das Werk eben 
nicht voll von „sensationellen Enthül¬ 
lungen“ ist, sondern weil die jüngere 
Generation, aber vor allem der durch¬ 
schnittliche „Wessi“ nach Abzug der 
bekannten Vorurteile und Kolportagen 
schlicht so gut wie nichts über die DDR 
weiß. 


Fazit: Dieses Buch kann nur nur je¬ 
dermann zur Anschaffung und vor allem 
zum Lesen empfohlen werden. Merke: 
„Nichts Neues“ finden nur die, die sich 
selbst schon längst für allwissend halten 
Michael P. Veit 


Frank Schumann, Margot Honecker: Post 
aus Chile. Die Korrespondenz mit Margot 
Honecker, edition ost, Berlin 2016, 336 
Seiten, 12,5 x 21,0cm, brosch., mit Abb. 
16,99 Euro, ISBN 978-3-360-01879-3 
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Profit frisst Umwelt 


Wandmalprojekt in Bochum zu den UN-Nachhaltigkeitszielen 


Am 9. Juli wurde am Castroper Hell¬ 
weg im Bochumer Stadtteil Gerthe ein 
Wandbild der kubanisch-deutschen 
Künstlergruppe Rafael Campana, Abel 
Morejön und Henning Dahlhaus einge¬ 
weiht. Sie waren auch an Wandmalerei¬ 
projekten in Bochum-Stahlhausen und 
Holguin (Kuba) beteiligt. Das zweiteili¬ 
ge Werk visualisiert die Zerstörung von 
Natur und die Vergeudung von Lebens¬ 
raum und Ressourcen zum Zweck der 
Profiterzielung. 

Die Humanitäre Cuba Hilfe aus 
Bochum, die das Projekt organisiert 
hatte, zog ein positives Fazit und freu¬ 
te sich über die hohe Akzeptanz bei 
den Anwohnern der landesweit ersten 
„Weltbaustelle“ zu den UN-Nachhal¬ 
tigkeitszielen. 


King Kong und die nackte Frau 

Maren Ades „Toni Erdmann“ jetzt in den Kinos 


W enn „wir“ Europameister 
geworden wären, hätten die 
Hymnen auf deutsche Grö¬ 
ße in den Medien wohl noch einige 
Phonstärken mehr gehabt. Hat nicht 
geklappt. Also muss „Toni Erdmann“ 
her, Maren Ades fast drei Stunden lan¬ 
ger Film, der schon darum bejubelt wur¬ 
de, weil er als erster deutscher Film seit 
acht Jahren es in den Wettbewerb in 
Cannes geschafft hatte. „Geniestreich“ 
„Film des Jahres“ „Sternstunde“ „Dia¬ 
mant“ tönte es schon damals aus den 
deutschen (und vereinzelten ausländi¬ 
schen) Medien, und die Sternchen-Deu¬ 
ter der Favoritentabellen hatten schon 
ihren Festivalsieger. Die Goldene Pal¬ 
me gewann Ade trotzdem nicht, obwohl 
manche der Hymniker für diesen Fall 
der Jury schon vorab kollektiv „den 
Unmut der Kritiker“ angedroht hatten. 
Die Jubelkampagne, nicht selten ge¬ 
paart mit einer pauschalen Schmähung 
der übrigen deutschen Filmproduktion, 
ist keineswegs beendet, zum Kinostart 
am 14. Juli war sie flächendeckend. 

Was ist das Besondere an Ades 
Film, das ihn zu einer solchen Aus¬ 
nahmeerscheinung macht? Zunächst 
einmal die fast lückenlose Beteiligung 
aller relevanten Fördergremien an sei¬ 
ner Finanzierung. Wo so viele Förde¬ 
rer sich spendabel zeigen, darf die Kri¬ 
tik wohl mit ihrem Lob nicht geizen, 
oder? Und weiter? Leidlich originelle 
Geschichten, groteske Einfälle und für 
Party-Smalltalk geeignete Dialoge hat 
es auch vorher gegeben. Wer mit Ge¬ 
schmacklosigkeiten wie falschen Ge¬ 
bissen, Zottelkostüm, Furzkissen und 


Urinierszenen punkten will, sei daran 
erinnert, dass die „Fack ju Göhte“-Fil¬ 
me mit ihrer Teenie- und Fäkalsprache 
auf Null-Niveau die Kinokassen weit 
lauter zum Klingeln brachten, als es 
Ades Film gelingen wird. „Toni Erd¬ 
mann“ zielt auch nicht auf deren Kli¬ 
entel, eher wohl auf den Korpsgeist 
der Feuilletons, die endlich einmal den 
deutschen Jahrhundertfilm herbei¬ 
schreiben wollen. Ihnen liefert Ade ein 
buntes Allerlei aus Luxus und Boheme, 
Privatkonflikt und Gesellschaftskritik, 
Episoden und Stimmungen, verhalte¬ 
ner Tragik und drastischer Komik. 

Im Kern geht es in „Toni Erdmann“ 
um den Versuch eines kauzigen alten 
Musiklehrers namens Winfried, nach 
dem Verlust seines letzten Schülers und 
seines geliebten Hundes wieder Kon¬ 
takt zu seiner Tochter Ines zu finden, 
die inzwischen auf den höheren Ebe¬ 
nen der Finanz- und Konzernwelt Kar¬ 
riere macht. Hartnäckig und mit wenig 
feinen Methoden drängt er sich in Ines 4 
Leben, folgt der erfolgreichen, dauer¬ 
telefonierenden Management-Berate¬ 
rin sogar nach Bukarest, wo sie gera¬ 
de ohne Skrupel einem Konzern beim 
Entlassen tausender Arbeiter hilft. Er 
erfindet für sich selbst die Titelfigur als 
neue Identität und droht Ines damit, 
seine neu erwachte Vaterliebe einer be¬ 
zahlten „Ersatztochter“ zuzuwenden. 
Er schreckt auch nicht davor zurück, 
sie durch Peinlichkeiten bei Diners und 
Empfängen unter Ihresgleichen zu dis¬ 
kreditieren, indem er sich mal als als 
Ines 4 Chef, mal als deutscher Botschaf¬ 
ter ausgibt. 


Präsentiert wird das als lockere 
Folge von mehr oder weniger witzi¬ 
gen Einfällen. Nicht ob, sondern nur 
in welcher Verkleidung Winfried wie¬ 
der und wieder seine Tochter düpiert, 
wird rasch zum Ratespiel, das den Zu¬ 
schauer kaum über die 165 Minuten 
fesseln kann. Also greift Ades Dreh¬ 
buch zu immer derberen Mitteln, bis 
der kapitalismuskritische Alt-68er 
Winfried schließlich im überdimensi¬ 


onalen Zottelkostüm King-Kong-Er- 
innerungen weckt. Der Kontrast zur 
sachlich kalten Welt des Topmanage¬ 
ments, in der Iris mehr funktioniert als 
lebt, könnte kaum größer sein, auch 
wenn der Konflikt zwischen beiden 
die politische Ebene allenfalls streift. 
Fast plastisch greifbar und symbol¬ 
haft wird dieser Kontrast, als Ines aus 
dem Debakel eines zu engen Klei¬ 
des spontan die Idee der Nacktparty 
entwickelt und im Evaskostüm ihren 


Geburtstag feiert - eine der wenigen 
perfekt funktionierenden Szenen, wie 
aus einem Guss und ganz ohne Porno- 
Spekulation. 

Trotz aller Clownerien bleiben 
dank dem Vollblutmimen Peter Si- 
monischek in der Figur des Winfried 
Verletzlichkeit und Verzweiflung im¬ 
mer spürbar; nur gelegentlich scheint 
die wilde Lust am Kostümierspiel 
mit ihm durchzugehen. Gegen seine 


explosive Spiellaune hat selbst die 
großartige Sandra Hüller als Ines es 
schwer sich zu behaupten, nicht zu¬ 
letzt, weil ihre Rolle der unterkühl¬ 
ten, entfremdeten Tochter allzu lange 
wenig Entwicklung bietet. Wenn ihre 
Ines auch am Ende den Vater wieder 
verloren hat, so wartet auf sie doch 
neues „Glück“ mit noch höherem 
Gehaltsscheck. So arm ist der Kapi¬ 
talismus. 

Hans-Günther Dicks 



Flaschenpost aus Israel 

Mor Loushys Dokumentarfilm „Censored Voices“ 


Am 5. Juni 1967 begann mit Luftschlä¬ 
gen gegen ägyptische Flugplätze Israels 
Krieg gegen drei seiner als Bedrohung 
angesehenen Nachbarstaaten, der so¬ 
genannte Sechs-Tage-Krieg, als dessen 
Ergebnis der junge Staat Israel sein Ter¬ 
ritorium gleich verdreifachte. Das zu¬ 
vor von der Propaganda beiderseits in 
kräftigen Farben gemalte Bedrohungs¬ 
bild ließ den raschen Sieg Israels umso 
strahlender erscheinen, und die aus dem 
Krieg heimkehrenden Soldaten wurden 
in den Medien des Landes wie Natio¬ 
nalhelden gefeiert. Helden, die sich oft 
gar nicht als Helden fühlten, wie nun 
die Regisseurin Mor Loushy in ihrem 
Dokumentarfilm „Censored Voices“ 
eindrucksvoll belegt. Ihr Film taucht 
den als ruhmreich und gerecht gepriese¬ 
nen Sieg der israelischen Truppen in ein 
ganz anderes, fahleres Licht. Die zen¬ 
sierten Stimmen, von denen der Film¬ 
titel spricht, gehören nämlich Soldaten 
und Offizieren der siegreichen Armee, 
die mit keineswegs euphorischen Ge¬ 
fühlen ihre Fronterlebnisse schildern. 


Sie belegen, dass auch schon vor der 
Intifada Siegerarroganz und Kolonia¬ 
listengebaren Israels Politik gegenüber 
den Palästinensern bestimmten. 

Ihre erschütternden Aussagen wur¬ 
den 1967 von Arnos Oz und Avraham 
Shapira, beide ebenfalls Kriegsteilneh¬ 
mer, gleich nach dem Krieg in einem 
Kibbuz aufgenommen. So entstanden 
rund 200 Stunden Tonbandmaterial, 
das Oz und Shapira zunächst nur für 
den internen Gebrauch verwenden 
wollten. Es sollte die unmittelbaren, 
noch von keiner Medienkampagne 
überformten Eindrücke und Gefühls¬ 
zustände der Soldaten und Offiziere 
festhalten. Doch die Aufnahmen wa¬ 
ren so brisant, dass die Armee sie so¬ 
fort konfiszierte und großenteils lösch¬ 
te. Nur für 30 Prozent zudem zensierter 
Bänder konnte Oz die späte Freigabe 
erstreiten. Wenn man ihnen heute, fast 
fünfzig Jahre später lauscht, fragt man 
sich wehmütig, was solche Töne damals 
in Israel hätten bewirken können. Hät¬ 
ten sie den Weg in das Israel von heu¬ 


te bremsen oder umkehren können, 
den Weg in die politische Arroganz, 
die hartnäckig internationales Recht 
bricht, indem sie fremdes Territorium 
besetzt hält und dafür die weltweite 
Isolierung in Kauf nimmt? 

Hatte der militärische Sieg ihr Land 
von der Bedrohung durch Nachbarn 
befreit? „Solange wir ein anderes Volk 
beherrschen, sind wir kein freies Volk“, 
sagt schon damals einer der Sechs-Ta- 
ge-Krieger fast seherisch. Ein anderer 
erwartet eine Zukunft ohne Frieden: 
„Sind wir jetzt dazu verdammt, zu un¬ 
serer Verteidigung alle zehn Jahre Dör¬ 
fer zu bombardieren? Und was macht 
das mit uns?“ Auch wenn die Details 
ihrer Erfahrungen kaum einen ande¬ 
ren Schluss zulassen, geht keiner der 
Interviewten so weit, die Legitimität 
dieses Krieges generell zu bestreiten. 
Ihre Aussagen klingen eher wie private 
Geständnisse, eine Mischung aus Reue 
und stillem Vorwurf gegen eine Obrig¬ 
keit, die sie unter falschen Vorwänden 
in den Krieg geschickt hat. 


Mor Loushy hat die Tonbandauf¬ 
nahmen zwar mit umfangreichem Ar¬ 
chivmaterial ergänzt, doch Töne und Ar¬ 
chivbilder sind noch kein Film, der An¬ 
blick rotierender Bandspulen ist nicht 
abendfüllend. Doch mit einem kleinen 
Geniestreich macht sie aus der Materi¬ 
alnot eine Tugend: Sie konfrontiert die 
heute noch lebenden Interviewten, die 
heute um die 70 sind, vor der Kamera 
mit ihren eigenen Aussagen, verzichtet 
aber darauf, sie erneut zu befragen. Da 
sitzen sie nun neben dem Tonbandgerät, 
stumm und fast reglos, aber mit einer 
Mimik, die Bände spricht und Ausdruck 
heftiger Bewältigungsarbeit ist. Wir hö¬ 
ren (und sehen!), wie ein ums andere 
Argument der Kriegspropaganda vor 
ihren Erinnerungen wie eine Seifenbla¬ 
se zerplatzt, und unser Wissen um die 
Geschichte danach macht den Blick in 
ihre Gesichter fast unerträglich. Lous¬ 
hys Film kommt nun endlich in unsere 
Kinos - wie eine verspätete Flaschen¬ 
post aus dem Medienmeer. 

Hans-Günther Dicks 


Kultursplitter 


Die Monstranz, die gerne bei Debatten 
über Kunst- und Kulturpolitik vorange¬ 
tragen wird, ist die vom „Föderalismus“, 
der den Bundesländern den ersten 
Platz zuweist. Stimmt zwar dann, wenn 
es um Ausführungsbestimmungen geht, 
aber wenn es grundsätzlich wird, also 
um Bedingungen und Geld geht, ist der 
Bund der oberste Würdenträger. Bei¬ 
spiele mögen deutlich machen, wie die 
Spiele gespielt werden. 

Schutzwürdig 

Die Staatsministerin für Kultur und Me¬ 
dien, Monika Grütters, lässt zur Zeit 
eine Novellierung des sogenannten 
„Kulturschutzgesetzes“ durch das Par¬ 
lament laufen. Die Befürchtungen, dass 
der überhitzte Markt - „Wohin bloß mit 
dem vielen Geld?“ - auch Kommunen 
und Bundesländer dazu verleitet, Kunst¬ 
werke meistbietend zu verscherbeln 
und dass Privatsammler und Galeristen 
sich international positionieren, um den 
„Markt“ zu bedienen, hat die Ministe¬ 
rin auf den Plan gerufen. Mit der For¬ 
mulierung „wo ein wesentlicher Verlust 
für den deutschen Kulturbesitz 44 drohe, 
sollen Sachverständige Kunstwerke in 
eine Liste aufnehmen, um den Verkauf 
ins Ausland zu verhindern. 

Solch ein schwammiger Gesetzes¬ 
text und die Berufung von Experten, 
die sich in diesem Geschäft selber tum¬ 
meln, fördert ein gewünschtes Szenario: 
Was verlustreich wäre, steigt im Wert, 
was dann so wertvoll ist und geschützt 
werden muss, muss auch bezahlt wer¬ 
den. Findet sich kein Privatkäufer, wird 
wohl der Steuerzahler dafür aufkom- 
men. So bedient man Interessen unter 
dem Deckmantel nationaler Tümelei. 

Soft Power 

Dem Auswärtigen Amt untersteht das 
Goethe-Institut, das in über 90 Ländern 
Niederlassungen betreibt. Der oberste 
Dienstherr, Frank-Walter Steinmeier, 
besuchte vor wenigen Tagen die Zentra¬ 
le in München und schwadronierte über 
die Bedeutung deutscher Kulturpolitik. 
Es werden ja nicht nur Deutschkurse an- 
geboten (die sind manchmal recht skur¬ 
ril, wenn man sich die Lehr- und Lern¬ 
materialien ansieht), mehr noch sind es 
die vielen Veranstaltungen aus Vorträ¬ 
gen, Lesungen, Filmvorführungen, die 
Ausstattung der jeweiligen Bibliothek 
usw. über die das, was der Außenminister 
unter „unserem Wertekanon“ versteht, 
der „sanften Macht“, wie in Anlehnung 
an die „soft skills“ die ideologische Ar¬ 
beit genannt und geleistet wird. Stein¬ 
meier redet von Dialog und Verständi¬ 
gung und meint Einübung in die westli¬ 
che Wertegemeinschaft, er meint auch, 
dass Konflikte sich nicht immer friedlich 
lösen lassen, auch dabei muss auswärtige 
Kulturpolitik ihren Beitrag leisten. 

Schauen und Schütteln 

Die Bundeskunsthalle Bonn - Träger 
sind der Bund und die Länder - ist auch 
so ein Vorzeigeobjekt deutscher Kunst- 
und Kulturpolitik. Drei aktuelle Aus¬ 
stellungen sind typisch: 

Im Vorfeld des 100. Geburtstages 
(2019) des Weimarer Bauhauses zeigt 
man in Bonn eine Fülle von Objekten 
in „kritischer Distanz zum modernen 
Design“. Weniger kritisch, nämlich gar 
nicht, geht die Ausstellung auf die Ge¬ 
schichte des Bauhauses ein, also die 
Schließung 1933 und Flucht und Ver¬ 
treibung vieler Lehrer und Mitarbeiter. 

Opulent geraten ist die Ausstellung 
über „Gartenlandschaften des Fürsten 
Pückler“ einschließlich eines entspre¬ 
chend gestalteten Dachgartens. Die 
Macher formulieren, „wie europäi¬ 
sche Gärten zu ausgedehntem Müßig¬ 
gang und der puren Freude am Leben 
im Freien“ eingeladen haben und es 
immer noch tun. Wie viele städtische 
Parks und Gärten verrotten, weil die 
pure Freude am Erhalt den Kommu¬ 
nen abhanden gekommen ist? 

Jürgen Teller, einem international 
bekannten Fotografen, widmet sich 
eine dritte Ausstellung. Er ist begeis¬ 
tert von Models, Musikgruppen und 
Promis, seine Bilder sieht man häufig in 
entsprechenden Magazinen. Die Schau 
ist betitelt „Enjoy Your Life“, als Auf¬ 
forderung an die Reichen und Schönen 
sicherlich passend. Herbert Becker 
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Im Freiburger Gemeinderat wirkt 
eine erfolgreiche linke Liste 

„Es liegt an der DKP selbst, wie stark sie sich in kommunalpolitische Debatten einbringt“ 


Hendrijk Guzzoni war von 1999 bis 
2016 im Gemeinderat Freiburg, nun 
hat er sein Amt abgegeben. Aus diesem 
Anlass führte die UZ das nachfolgende 
Gespräch mit ihm. 

UZ: Die Linke Liste Freiburg ist ein 
recht altes Wahlbündnis. Wie kam es zu 
seiner Gründung? 

Hendrijk Guzzoni: Das Bündnis ist 
1984 entstanden, damals als Friedens¬ 
liste Freiburg. Die Anregung war da¬ 
mals, der Friedensliste, die damals ja 
bundesweit zu den Bundestagswahlen 
angetreten ist, auch ein lokales Gesicht 
zu geben und die Friedenspolitik zu ei¬ 
nem Thema der Kommunalpolitik zu 
machen. Daher war die Friedenspolitik 
ein politischer Schwerpunkt, aber nicht 
der einzige. Die Demokratiefrage, Bür¬ 
gerinnenbeteiligung und vor allem So¬ 
zial- und Mietenpolitik haben von An¬ 
fang an unser Profil ausgemacht. 

Im Laufe der Zeit hat sich das Bünd¬ 
nis dann erweitert, es heißt jetzt „Lin¬ 
ke Liste - Solidarische Stadt“. Aber wie 
gesagt, es entstammt ursprünglich der 
Friedensliste Freiburg vor 32 Jahren. 

UZ: An welchen Themen seid ihr zur 
Zeit besonders intensiv dran? 

Hendrijk Guzzoni: Der jüngste große 
Erfolg, den wir erzielt haben, ist die Ein¬ 


führung eines Sozialtickets für sozial be¬ 
nachteiligte Bürger, Hartz-IV-Empfän- 
ger und Niedriglohnbezieher. Für dieses 
Ticket haben wir zehn Jahre gekämpft. 

Ein anderer großer Erfolg gelang 
uns in der Mietenpolitik. Wir haben 
im letzten Jahr den Beschluss im Rat 
durchgesetzt, dass in Neubaugebie¬ 
ten 50 Prozent als geförderter Miet¬ 
wohnungsbau geschaffen wird. Dieser 
Beschluss hat meines Erachtens Vor¬ 
bildcharakter für die ganze Republik. 
Gerade die neuesten Entwicklungen 
zeigen, wie wichtig es ist, mehr und vor 
allen Dingen mehr geförderte Miet¬ 
wohnungen zu bauen. 

UZ: Sind die Erfolge nur Ergebnis der 
Arbeit im Parlament? 

Hendrijk Guzzoni: Gerade die Ein¬ 
führung des Sozialtickets ist ein Mus¬ 
terbeispiel. Ohne das neu aufgelegte 
Bündnis für ein Sozialticket, das zuletzt 
15 Monate sehr aktiv war, hätten wir 
das nicht erreichen können. 

Wir haben vor zehn Jahren verhin¬ 
dern können, dass die gesamten städ¬ 
tischen Wohnungen verkauft wurden. 
Auch das gelang nur mit Hilfe eines 
breiten Bündnisses, so der Bürgeriniti¬ 
ative „Wohnen ist Menschenrecht“, die 
dann einen erfolgreichen Bürgerent¬ 
scheid durchgesetzt hat. Nur im Parla¬ 
ment bewegt man nicht viel. 



Hendrijk Guzzoni ist seit 1976 Mitglied 
der DKP und gehörte von 2001 bis 2013 
ihrem Parteivorstand an. Aufgehört 
im Gemeinderat hat er„aus persönli¬ 
chen Gründen“. Er findet es aber auch 
richtig,„dass es auch mal Wechsel 
gibt oder weil ich mehr Zeit für 
andere, neue Dinge haben wollte, u a. 
ein Waisenkinderprojekt in Hawassa, 
Äthiopien..." 

Manchmal gibt es aber zu Themen 
überhaupt keine Bewegung. Da liegt 
es dann an uns, Themen in den Rat 
und in die Öffentlichkeit zu bringen, 
du kannst ja schließlich nicht immer 


auf die außerparlamentarischen Be¬ 
wegungen warten. Aber klar ist: Die 
großen Erfolge sind nur mit außer¬ 
parlamentarischen Aktivitäten mög¬ 
lich. 

UZ: Du bist seit Jahrzehnten Mitglied 
der DKP. Siehst du die Gefahr, dass die 
DKP in solchen Bündnissen untergeht? 

Hendrijk Guzzoni: Ich möchte eines 
vorausschicken: Es ist uns nicht gelun¬ 
gen, die DKP mit dieser Bündnisar¬ 
beit zu stärken. Das ist sehr bedauer¬ 
lich, wir hatten uns mehr gehofft. Auf 
der anderen Seite ist der Einfluss, den 
die DKP oder Mitglieder der DKP ha¬ 
ben, deutlich stärker gewesen, als wenn 
die DKP allein agiert hätte. Vor die¬ 
sem Hintergrund sehe ich nicht, dass 
die DKP in einem Wahlbündnis unter¬ 
geht. Es liegt an uns, an unserer Partei 
selber, wie stark wir uns in kommunal¬ 
politische Debatten einbringen. Das ist 
eine viel wichtigere Frage als die De¬ 
batte: Soll jetzt die DKP allein auftre- 
ten. Wichtig scheint mir, wie stark sich 
die Partei in lokalen Wahlbündnissen 
verankert und außerparlamentarische 
Initiativen dort einbringt - und natür¬ 
lich in diesen Initiativen selbst veran¬ 
kert ist. 

UZ: Du bist nun nach 16 Jahren Mit¬ 
gliedschaft im Rat ausgestiegen, hast die 


silberne Stadtmedaille bekommen. Was 
ist dein Fazit nach diesen Jahren? 
Hendrijk Guzzoni: Ich höre ja nicht 
ganz auf, ich bleibe im Vorstand der 
Bürgerinitiative „Wohnen ist ein Men¬ 
schenrecht“, ich bleibe im Vorstand der 
„Linken Liste - Solidarische Stadt“, ich 
habe ja lediglich die Arbeit im Gemein¬ 
derat beendet. 

Für mich hat sich das sehr gelohnt. 

Als erstes habe ich sehr viel ge¬ 
lernt. Ich glaube aber auch, dass es 
politisch sinnvoll und notwendig war. 
Ich habe anfänglich nicht geglaubt, 
dass ich für viele Abstimmungen eine 
Mehrheit im Rat finden würde, es wa¬ 
ren dann aber doch mehr, als ich an¬ 
genommen hatte. 

Was aber für mich das Entscheidende 
war: Ich wollte als Kommunist, dass sich 
die Öffentlichkeit mit unseren Themen 
auseinandersetzen sollte, wir wollten mit 
unseren Beiträgen in die öffentliche De¬ 
batte eingreifen. Ich wollte dabei nicht 
als Lehrmeister auftreten, aber die ei¬ 
genen Positionen so attraktiv darstellen, 
dass in der Stadt darüber geredet wird. 

Ich glaube, das ist relativ oft gelun¬ 
gen, und ich kann daher alle Genos¬ 
sinnen und Genossen ermutigen, sich 
in kommunalpolitische Auseinander¬ 
setzungen einzubringen, mit eigenen, 
konkreten Positionen, um die Debat¬ 
te zu bereichern. Das kann funktionie¬ 
ren. Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Hafenalarm in Düsseldorf 

Bürgerinitiative will Containerhafen verhindern 



So wie im Containerhafen Dortmund soll es demnächst auch in Düsseldorf-Reisholz zugehen. 


I ndustrie und Politik - mit Ausnah¬ 
me der Partei „Die Linke“- sind 
fest entschlossen, an dem giganti¬ 
schen Bauvorhaben festzuhalten, den 
kleinsten Industriehafen der Region 
in Düsseldorf-Holthausen zum mo¬ 
dernsten trimodalen Containerter¬ 
minal der EU auszubauen als inter¬ 
nationales Drehkreuz nach Osteu¬ 
ropa. Zumindest schwebte dies den 
Projektplanern ursprünglich vor, und 
vieles deutet darauf hin, dass sie diese 
Option auch weiterhin in der Hinter¬ 
hand halten. Im Frühjahr haben die 
Stadträte Düsseldorf und Neuss ge¬ 
gen die Stimmen der Linksfraktionen 
die Gründung der Projektgesellschaft 
„Hafen Düsseldorf-Reisholz Entwick¬ 
lungsgesellschaft mbH“ beschlossen, 
bestehend aus der städtischen Aktien¬ 
gesellschaft Industrieterrain Düssel¬ 
dorf-Reisholz (IDR) sowie der kom¬ 
munalen Tochtergesellschaft Neuss- 
Düsseldorfer Häfen GmbH & Co. 
KG (NDH). 

In der letzten Woche wurde das 
Verfahren für die Änderung des Flä¬ 
chennutzungsplans sowie Aufstellung 
des Bebauungsplans „D.Port/Reishol- 
zer Hafen“ im Rahmen der nach „Stutt¬ 
gart 21“ verwaltungs-, aber auch bau¬ 
rechtlich vorgesehenen sogenannten 
„frühen Öffentlichkeitsbeteiligung“ 
eingeleitet. Rund 200 Bürgerinnen 
und Bürger taten dort ihren Unmut 
kund hinsichtlich der Kurzfristigkeit 
der amtlichen Bekanntmachung (eine 
Woche) sowie der Auslage der Pläne 
(vier Tage), der mangelhaften Infor¬ 
mation (veraltetes Zahlenmaterial aus 
Gefälligkeitsgutachten) und der feh¬ 
lenden Alternative eines Planes B bei 
schwerwiegenden Eingriffen in ökolo¬ 
gisch geschützte Gebiete. 

Auf den Weg gebracht hatten dies 
bereits im Rahmen des sogenannten 
„Masterplans Industrie“, um den Stand¬ 
ort zu entwickeln, im Jahr 2011 die 
IDR, IHK, sowie der Industriekreis -, 
allerdings auch unter Beteiligung des 
DGB! 

Im Sommer 2012 lädt eine Projekt¬ 
gruppe „Ausbau des Hafens Reisholz“, 
hinter der sich die NDH verbirgt, zu 
einem ersten so genannten „Bürger¬ 


dialog“ ein - die Geburtsstunde der 
Bürgerinitiative Reisholzer Hafen, 
später mit dem Zusatz „Hafenalarm“. 
Bereits früh beteiligt sich neben den 
Anwohnerinnen, den NaturFreunden 
und der Linkspartei auch die DKP 
an den Aktivitäten der BI. Dem vo¬ 
rausgegangen war eine von der „Lin¬ 
ken Süd“ initiierte Podiumsdiskussi¬ 
on u.a. mit dem DGB, der sich auch 
dort, trotz aller nachvollziehbaren 
Kritik der anderen Teilnehmer, offen 
für das Projekt zeigte, und dies sogar 
auch künftig zu unterstützen gedenkt, 
wie er erst kürzlich in einer Presseer¬ 
klärung bekräftigt hat: „Der Reishol¬ 
zer Hafen ist wichtig für die Sicherung 
von industriellen Arbeitsplätzen“, so 
der örtliche DGB-Vorsitzende Klaus 
Churt. 

Der containerorientierte Hafenaus¬ 
bau sicherte aber keine Arbeitsplätze, 
erst recht schaffte er kaum neue. Selbst 
die Projektgruppe sprach von Arbeits¬ 
plätzen im lediglich zweistelligen Be¬ 
reich, d.h. zehn bis 99. 


Keine nachvollziehbare 
Zahlengrundlage 

Ein Problem von Anfang an: Legitimiert 
werden soll der Ausbau aufgrund eines 
vorgeblich lokalen Bedarfs der ortsan¬ 
sässigen Betriebe BASF, Henkel und 
Terex u.a. Gestützt wird dies auf die 
„Bedarfsanalyse“, ein von der Projekt¬ 
gruppe in Auftrag gegebenes Privatgut¬ 
achten der einschlägig bekannten Firma 
Planco, in dem ein Warenumschlag von 
über 300 000 bis 450 000 TEU (Stan¬ 
dardcontainer mit einer Länge von 20 
Fuß, ca. sechs Meter) prognostiziert 
wird, ohne die Zahlengrundlagen of¬ 
fen zu legen. Wie jetzt bekannt wurde, 
haben sich die Auftraggeber gegenüber 
den Unternehmen angeblich zur Ge¬ 
heimhaltung verpflichtet. Alle anderen 
seriösen Zahlen zur Entwicklung im 
weltweiten Containerumschlag jeden¬ 
falls sprechen dieser „Analyse“ Hohn. 

Entsprechend sinnvoller wie um¬ 
weltfreundlicher wäre der längst ge¬ 
plante und in den Niederlanden bereits 
fertig gestellte Ausbau der Betuwe- 


Eisenbahn-Linie (Oberhausen - Ze¬ 
venaar) bzw. des „Eisernen Rheins“ 
(Duisburg - Antwerpen). 

Von lokalem Bedarf kann indes kei¬ 
ne Rede sein: BASF verschifft Flüssig¬ 
gut, Terex Stückgut und Henkel hat erst 
kürzlich ein Hochregallager errichten 
lassen, weil der LKW-Transport renta¬ 
bler für das Großunternehmen ist. 

Tatsächlich geht es um die Hinter¬ 
landanbindung der Seehäfen Zeebrüg- 
ge, Antwerpen, Rotterdam und Ams¬ 
terdam; dabei soll der kleine Reisholzer 
Hafen nicht nur als landesbedeutsam, 
sondern gleich als Hafen im „EU- 
Kernnetz“ (!) aufgewertet werden - 
trotz nach wie vor zurückgehenden 
Wachstums. 

Weitere ökologische 
Belastungen 

Mit dem Hafenausbau einher geht die 
geplante Rheinvertiefung. Die Lan¬ 
desregierung will um eine Aushebung 
des Flusses auf 2,80 m kämpfen, wie 
NRW-Verkehrminister Groschek bei 


der Vorstellung des Landeshafenkon¬ 
zepts in den Düsseldorfer Rheinter¬ 
rassen im Frühjahr verkündete. Dies 
bedeutete die Trockenlegung, mithin 
Vernichtung von etlichen zusammen¬ 
hängenden Naturschutzgebieten der 
Region. 

Die Flussvertiefung verstieße zu¬ 
dem eklatant gegen die EU-Wasser¬ 
rahmenrichtlinie, die nicht nur ein Ver¬ 
schlechterungsverbot der Wasserquali¬ 
tät, sondern darüber hinaus sogar ein 
Verbesserungsgebot vorsieht, was mit 
der Vertiefung nicht zu erreichen sein 
wird. Deutliche Hinweise gehen inso¬ 
weit von den jüngsten Entscheidungen 
des Europäischen Gerichtshofs zur ge¬ 
planten Elb- und Weservertiefung aus, 
die - wenn überhaupt - nur unter stren¬ 
gen Auflagen möglich wären. 

Der Landesentwicklungsplan habe 
laut Groschek auch Schutzschirmfunk¬ 
tion gegenüber dem Bund und den 
Kommunen sowie „anderem Unge¬ 
mach“ - wie einer Bürgerinneninitia¬ 
tive? Damit ist deutlich geworden, dass 
das Problem weit über ein kommunal¬ 
politisches hinaus reicht. Der DKP-Be- 
zirk Rheinland-Westfalen war deshalb 
gut beraten, den Widerstand gegen den 
geplanten Hafenausbau in seinen aktu¬ 
ellen Arbeitsplan aufzunehmen. 

Duisburg hat als landeseigener Ha¬ 
fen Überkapazitäten; dort schadet die 
privatwirtschaftliche Konkurrenz. Die 
Situation enormer „Überkapazitäten 
vor allem beim Containerumschlag“ 
wird laut dem Gewerkschaftssekretär 
Stam noch „mindestens zehn Jahre an- 
halten“. In einem vernünftigen System 
zumindest landesweiter wirtschaftli¬ 
cher Planung ließe sich das Problem 
leicht lösen. Dagegen haben Düsseldorf 
und Neuss ihren Haupthafen bzw. das 
Hafenbecken eins zu Vergnügungsmei¬ 
len, Medienhafen und Uferpark, um¬ 
gebaut. Nach dem Profitprinzip muss 
wohl auch in Düsseldorf ein Millionen¬ 
grab geschaufelt werden. Leidtragen¬ 
de wird ausschließlich die arbeitende 
Bevölkerung sein, profitieren werden 
alleine die Investoren. 

Tim Engels 

Weitere Informationen: http://www.ha- 
fenalarm.de/ 
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Abgehängt 

Ratsmehrheit in Mörfelden-Walldorf will Protest gegen den Frankfurter Flughafen 
nicht mehr sehen - und zeigen 



G esundheit geht vor Profit“ diese 
Forderung stand auf einem der 
Transparente, die empörte Bür¬ 
gerinnen und Bürger den Stadtverord¬ 
neten am Rathaus in Mörfelden-Wall¬ 
dorf vor die Nase hielten. Die jedoch 
entschieden mit Stimmen der SPD, der 
Freien Wähler, der CDU und der FDP, 
dass solche Meinungen nicht mehr 
auf städtischem Gelände gezeigt wer¬ 
den sollen. DKP/LL, Grüne und zwei 
CDU-Abgeordnete stimmten für den 
Verbleib. 

Zur Vorgeschichte 

Bei der Kommunalwahl am 6. März 
2016 legte die „DKP/Linke Liste“ zu. 
Der Stimmenanteil der DKP/LL ist da¬ 
mals von 8,7 auf 14 Prozent angewach¬ 
sen, sie hat jetzt sechs von 45 Sitzen 
in der Stadtverordnetenversammlung. 
Vorher waren es vier. Die SPD ver¬ 
lor 11,6 Prozent, die CDU 6,9 Prozent, 
die Grünen 13,4 Prozent. Die FDP er¬ 
reichte 6,5 Prozent. Erstmals kandi¬ 
dierten „Freie Wähler“ und erreichten 
25,9 Prozent - wohl auch, weil die AfD 
nicht antrat. 

Die neue Koalition aus SPD, FW, 
FDP will jetzt eine tiefgreifende Wende 
in der Flughafenpolitik einleiten und 
setzte im Stadtparlament den Antrag 
durch, die Protest-Banner gegen Flug¬ 
hafenerweiterung und für ein Nacht¬ 
flugverbot von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr 
im ganzen Stadtgebiet zu entfernen. 

Die DKP forderte vorher: Sorgen 
wir dafür, dass das nicht ohne Protest 
über die Bühne geht! 

Es gab eine erste Kundgebung am 
7. Juni vor dem Rathaus mit 200 Teil¬ 
nehmern. Es sprachen der Erste Stadt¬ 
rat von den Grünen und Rudi Hech¬ 
ler von der DKP. Der erinnerte an den 
Kampf gegen die Startbahn/West, an 
frühere Kämpfe, an den Hungerstreik 
der Parteienaktionsgemeinschaft. 

Rudi Hechler sagte u.a.: „Damals 
sagten wir ,Wenn am Meer die Sturm¬ 
flut droht, müssen alle zusammen ste¬ 
hen!’ Damals hieß es: ,Wir stehen zu¬ 
sammen, die Langhaarigen und die 
Grauhaarigen. Gewaltfrei und gewal¬ 
tig muss der Widerstand sein!’“ 

Er erinnerte an Kurt Oeser, der als 
Pfarrer und als Sozialdemokrat viel 
dafür getan hat, dass sich der Wider¬ 
stand in unserer Stadt breit entwickeln 
konnte. 

Städtische Großtransparente 
waren weit sichtbar 

Damals schon initiierte die DKP 
erste Großtransparente, die am Rat¬ 
haus und am Wasserturm angebracht 
wurden, sie waren schon von weitem zu 
lesen. Die Aufschrift lautete: „Stoppt 
den Flughafen - rettet unseren Wald“. 

Eine Massenbewegung entstand in 
der Stadt, ein Hüttendorf im Wald. Fast 
an jedem Haus gab es Plakate gegen 
den Ausbau. 

Die SPD verlor die Hälfte ihrer 
Mitglieder - es gab gewaltige Kundge¬ 


bungen und Aktionen - aber die Bahn 
wurde in den Wald betoniert. 

Danach hieß es in Wiesbaden: 
„Kein Baum darf mehr fallen“ und „Ei¬ 
nen weiteren Ausbau darf es nur geben, 
wenn ihn die Anwohner mittragen.“ 

Die Menschen wurden jedoch belo¬ 
gen und betrogen. 

Es gab neue Rodungen, neue Ter¬ 
minals, neue Bahnen und Zugangs¬ 
straßen, mehr Flugbewegungen, mehr 
Krach und Schadstoffe - und neuen 
Widerstand. 

Bei den neuen Ausbauplänen initi¬ 
ierte die DKP-Stadtverordneten-Frak- 
tion neue Transparente und ein neues 
Wasserturm-Banner. Heute haben wir 
keine Massenbewegung - aber die Er¬ 


innerung an eine große Massenbewe¬ 
gung. 

Rudi Hechler: „Erinnerung ist kei¬ 
ne Nostalgie - weil die Belastungen, 
die vom Flughafen ausgehen, geblieben 
sind. Machen wir uns nichts vor: Der 
Flughafen wird weiter wuchern, wenn 
es profitabel erscheint. Neues Terminal, 
neue Rodungen, mehr Zugangsstraßen, 
mehr Flüge. Der Flughafen frisst sich 
wie ein Braunkohle-Tagebau durch die 
Landschaft. Sollen wir da ruhig sein - 
sollen wir da schweigen?“. 

Illussionen überden Flughafen 

„Wer sieht den Ausbau gerne - die 
Banken und Konzerne!“, so heißt ein 
über 30 Jahre alter örtlicher DKP- 


Spruch. Er stimmt nach wie vor und 
wir sagen es auch. 

Seit dem Brexit-Referendum am 
23. Juni 2016 haben Wohnungsmak¬ 
ler, Stadtentwickler und Flughafenbe¬ 
treiber die Euro-Zeichen in den Au¬ 
gen. Man erwartet größere Profite im 
Rhein-Main-Gebiet. Wir wissen und ha¬ 
ben nicht vergessen, dass auch in den 
vergangenen Jahren bei Abstimmungen 
zum Thema Flughafen einige Mitglie¬ 
der der SPD-Fraktion regelmäßig den 
Sitzungssaal verließen, weil sie - am 
Flughafen arbeitend - sich als „betrof¬ 
fen“ bezeichneten. Das erklärt ein we¬ 
nig, wie leicht es der SPD offenbar fiel, 
dem Vorschlag der Freien Wähler zur 
Transparententfernung zuzustimmen. 

Die örtlichen „Abhänger“ wollen 
eine „unternehmerfreundliche Poli¬ 
tik“ am Beginn der Legislaturperode 
durchsetzen. 

Sie setzen auf eine neue Straße 
durch den Wald zum Flughafen, sind 
bereit für Flächenversiegelung im grö¬ 
ßeren Ausmaß. „Betonpolitik“, sagen 
wir. 

„Wir wollen auf den Flughafenbe¬ 
treiber zugehen und neues Vertrauen 
gewinnen ... ,„ sagen sie, die neue neo¬ 
liberale Koalition. 

Gedacht ist, man hängt alle Schil¬ 
der, alle Erinnerungen, alle Mahnun¬ 
gen ab, dann kommt das große Geld 
und die Aufträge vom Flughafen. 

Uns fällt dazu nur J. W. v. Goethe 
ein: „O glücklich, wer noch hoffen 
kann, aus diesem Meer des Irrtums 
aufzutauchen!“ 

Der Kampf wird weitergehen. 

RH 



Fraktion der DKP-Linke Liste in Mörfelden-Walldorf 


Mehrheit für Shopping-Mall 

Trotz Niederlage konnte Bürgerinitiative eine Bresche in den neoliberalen Filz in Singen schlagen 


Das Ergebnis des Bürgerentscheids in 
Singen über die Shopping-Mall: 7 813 
Ja- und 5 502 Nein-Stimmen. Die Pro- 
Fraktion schaffte mit 21,6 Prozent da¬ 
mit auch das Quorum von 20 Prozent. 
Gegen die Pläne des „Großinvestors“ 
ECE sprachen sich 15,2 Prozent der 
Wahlberechtigten aus. Die Wahlbetei¬ 
ligung lag wie befürchtet bei niedrigen 
36,8 Prozent. 

Triumphieren kann jetzt erst einmal 
der ECE, ein Ableger des Hamburger 
Otto-Konzerns. Die Weichen sind in 
der Hohentwielstadt endgültig für ein 
gigantisches Einkaufszentrum gestellt, 
das mit großer Wahrscheinlichkeit nicht 
nur Teile des bestehenden Einzelhan¬ 
dels, seine Inhaber und Beschäftigten, 
in existentielle Nöte stürzen, sondern 


auch die Spielräume für eine bürger¬ 
gerechte Stadtentwicklung empfind¬ 
lich einengen wird. Den Hamburger 
Profitrittern ist es damit gelungen, der 
Stadt ihren Stempel aufzudrücken. Ihre 
professionell aufgezogene Propaganda¬ 
show für grenzenlosen Konsum hat of¬ 
fensichtlich gefruchtet. Den Oberbür¬ 
germeister und eine erdrückende Ge¬ 
meinderatsmehrheit (der mit 26 zu 3 für 
das Projekt votiert hatte) wussten sie 
dabei sowieso hinter sich. 

Natürlich herrscht nach diesem Er¬ 
gebnis erst einmal Enttäuschung. Doch 
auch nach der Niederlage ist eines fest¬ 
zuhalten: Der Bürgerinitiative „Für Sin¬ 
gen“ und ihren Unterstützern ist es ge¬ 
lungen, viele Menschen für die Vision 
einer Stadt zu mobilisieren, in der nicht 


nur das neoliberale Credo des Mark¬ 
tes und des Konsums zählt, in der Platz 
für alle bleibt. Deutlich geworden ist, 
dass der Gemeinderat nicht die in der 
Stadt vorhandenen Meinungen wider¬ 
spiegelt und sich über die Interessen 
und Wünsche eines nicht unbeträchtli¬ 
chen Teils der Bevölkerung hinwegge¬ 
setzt hat. Auch das macht das Ergeb¬ 
nis des Bürgerentscheids vom Sonntag 
deutlich, den es überhaupt nur wegen 
des Engagements von „Für Singen“ ge¬ 
geben hat. Einer kleinen Gruppe aus 
Händlern, ver.di-Kolleginnen und -Kol¬ 
legen, Mitgliedern von Grünen, Linken 
und DKP sowie Parteilosen ist es gelun¬ 
gen, eine Bresche in den neoliberalen 
Filz aus Oberbürgermeister, Gemein¬ 
derat, Fußballklub und ECE-Konzern 


zu treiben. Keine im Rathaus vertrete¬ 
ne Partei hatte bei der letzten Kommu¬ 
nalwahl 41,3 Prozent erreicht. Dieses 
Wahlergebnis spiegelt keinesfalls das 
Abstimmungsverhalten im Gemeinde¬ 
rat wieder: hatten doch fast 90 Prozent 
der Gemeinräte für die Shopping-Mall 
gestimmt. 

Das zeigt, wie notwendig öffentli¬ 
cher Druck auf die Mandatsträger und 
die Stadtspitze ist. Daran gilt es jetzt 
anzuknüpfen, denn in Singen harren 
zahlreiche Baustellen ihrer Lösungen, 
hauptsächlich im Sozial- und dabei vor 
allem im Wohnungsbereich. Man sollte 
sie nicht dem Rathaus überlassen. In der 
Bürgerinitiative wird bereits über eine 
gemeinsame Liste zur nächsten Ge¬ 
meinderatswahl diskutiert. -ler 


Die Verdoppelung der 
Schulden in zehn Jahren 

Die Soziale Liste Bochum sieht in der 
jahrelangen Unterdeckung und der da¬ 
durch drastisch gestiegenen Verschul¬ 
dung der Stadt den Hauptgrund für die 
aktuellen Probleme bei der Aufstellung 
für den Haushalt 2017. Sie widerspricht 
damit auch Oberbürgermeister Eis- 
kirch, der „die Herausforderung der 
Flüchtlingsaufnahme und Flüchtlings¬ 
unterkunft“ kürzlich als Grund für die 
aktuelle Haushaltssperre und die Auf¬ 
stellung des Haushalts 2017 genannt 
hatte. 

In den Jahren 2009 und 2010 wur¬ 
de die Ausgleichsrücklage „vollständig 
aufgezehrt“ und anschließend die all¬ 
gemeine Rücklage (das Eigentum der 
Stadt Bochum) „in Anspruch genom¬ 
men“. In den vergangenen zehn Jahren 
wurden jährliche Defizite um 60 Mio. 
Euro produziert. Der Schuldenstand 
erhöhte sich ebenso drastisch wie die 
Kreditaufnahme. Auf die Stadtbevöl¬ 
kerung umgerechnet hat sich die „Pro- 
Kopf-Verschuldung“ von 2 220 Euro 
(2005) auf 4 717 Euro (2014) mehr als 
verdoppelt. 

DKP tritt in Friedrichshain- 
Kreuzberg an 

Die DKP in Berlin tritt am 18. Sep¬ 
tember nicht nur zu den Abgeordne¬ 
tenwahlen, sondern auch zur mit einer 
Kommunalwahl vergleichbaren Wahl 
zur Bezirksvertreterversammlung 
BVV im Stadtbezirk Friedrichshain- 
Kreuzberg an. Die DKP hat die zur Zu¬ 
lassung erforderlichen Unterstützungs¬ 
unterschriften fristgerecht eingereicht. 
Über die Zulassung wurde aber erst am 
Donnerstag (nach Redaktionsschluss 
dieser Ausgabe) entschieden. 

Rechtsunsicherheit bleibt 

„Die Hoffnung, die seit Jahren beste¬ 
hende Rechtsunsicherheit bei freien 
WLAN-Angeboten von Kommunen 
in Deutschland endlich aufzulösen, er¬ 
füllt die Große Koalition mit ihrem ak¬ 
tuellen Gesetzentwurf und ihren Än¬ 
derungsanträgen nicht“, erklärte die 
Sprecherin für Kommunalfinanzen der 
Linksfraktion im Bundestag, Susanna 
Karawanskij (Sachsen), zum Thema 
Störerhaftung, das im Juni im Unteraus¬ 
schuss Kommunales behandelt wurde. 

„Die Störerhaftung in Deutschland 
ist weltweit einmalig und behindert 
den Ausbau der Funknetze. Gerade für 
die Kommunen im ländlichen Raum 
kann freies WLAN ein Standortvorteil 
sein. Außerdem würden die digitale 
Chancengleichheit und die Förderung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse in 
den Kommunen gefördert werden. 
Sollte der Gesetzentwurf durchkom¬ 
men, werden deutsche Kommunen im 
Bereich der Digitalisierung weiter den 
Anschluss an Europa verlieren.“ 

Kita-Gebühren in NRW 

Die Eltern von Vorschulkindern zahlen 
in NRW keine Kita-Gebühren. Dies gilt 
auch für ein zweites, jüngeres Kind, da 
das erste Kind laut Landesgesetz the¬ 
oretisch als beitragszahlend gilt und 
jüngere Geschwisterkinder beitragsfrei 
betreut werden müssen. Das Oberver¬ 
waltungsgericht NRW hat einer Klage 
von Eltern stattgegeben, deren Kom¬ 
mune für das zweite, jüngere Kind 
Beiträge erheben wollte. Die Satzung 
der entsprechenden Kommune ist so¬ 
mit unwirksam und muss überarbeitet 
werden. 

DKP kandidiert in Hannover 

Die DKP tritt zur Kommunalwahl 
am 11. September in Hannover an. 
Ihr Wahlprogramm ist nun auf ihrer 
Homepage zu finden: www.dkp-han- 
nover.de. 

Reinheim nicht abgekoppeln 

Der Verkehrsclub Deutschland (VCD) 
machte darauf aufmerksam, dass eine 
Verschlechterung der Busverbindun¬ 
gen zwischen Reinheim und Darmstadt 
droht, und fordert eine Überarbeitung 
der Pläne. Die DKP-Fraktion bean¬ 
tragte daraufhin, dass die Reinheimer 
Stadtverordnetenversammlung sich 
dieser Forderung anschließt. Die DKP 
fordert, dass die geplante Abkopplung 
Reinheims von der Buslinie K85 ver¬ 
hindert werden muss. 

















14 Freitag, 22. Juli 2016 


Anzeigen 


unsere zeit m 


nNur wer selbst brennt, kann andere entzünden." 

Augustinus von Hippo (354-430) 

Robert Steigerwald 

24. 3. 1925-30.6.2016 

Unser Freund und Genosse Robert Steigerwald ist tot. 

Wir trauern um einen begeisternden Lehrer, einen klugen 
und streitbaren Gesprächspartner. 

Wir sind dankbar, dass wir ihn gehabt haben. 

Elisabeth Abendroth, Horst Ahlbrecht, Ravi Ahuja, Ulrike Al Dihni, Alfred J. Arndt, Norbert Arndt, Farhad Assemi, Ludger 
Baack, Willi Baer, Manfred Balder, August Ballin, Friedrich Martin Balzer, Matin Baraki, Simone Barrientos, Peter Bathke, Tan¬ 
ja Bauder-Wöhr, Marion Baur (Dungiven), Phillip Becher, Rolf Becker, Mary Beer, Günter Benser, Rüdiger Bernhardt, Marga 
Beyer, Achim Bigus, Gretchen Binus, Norbert Birkwald, Gisela Blomberg, Falko Blumenthal, Jochen Boczkowski, Karl Heinz 
Braun, Dietmar Breme, Hans Peter Brenner, Thomas Brenner, Otto Bruckner (Wien), Rosemarie Brombach, Ellen Bromba¬ 
cher, Gerrit Brüning, Bernd Bücking, Gretel und Lothar Bühler, Rosemarie Buhr, Doris Busche, Oie Chmilewski, Siegfried 
Damerow, Kai Degenhardt, Diether Dehrn, Melina Deymann, Matthias Dohmen, Elke und Helmut Dunkhase, Wolfgang Ehms, 
Ludwig Elm, Klaus Emmerich, Tim Engels, Raimund Ernst, Werner Ettelt, Ulrich Farin, Gerhard Feldbauer, Edeltraut Felfe, 
Dieter W. Feuerstein, Peter Fleissner (Wien), Bruni Freyeisen, Edith Fröse, Klaus Fuchs-Kittowski, Michael Fuchs, Georg Fül- 
berth, Wolfgang Garbers, Andras Gedö (Budapest), Wolfgang Gehrcke-Reymann, Lothar Geisler, Michael Gerber, Willi Gerns, 
Silvia Gingold, Vera Glitscher-Bailey und lan Bailey, Hermann Glaser-Baur (Dungiven), Horst Gobrecht, Rüdiger Gorkisch, 
Pablo Graubner, Arno Grieger, Martin Gruber, Paul Grünewald, Männe Grüß, Gottlieb und Michaela Gudopp-von Behm, An¬ 
gelika und Klaus-Detlef Haas, Thomas Hagenhofer, Nina Hager, Erich Hahn, Georg Hallermayer, Olaf Harms, Jürgen Harrer, 
Klaus Hartmann, Elfriede Haug, Wolfgang Fritz Haug, Christel Hausladen-Sambale, Gert Hautsch, Conni Hechler-Birkwald, 
Wladislaw Hedeler, Else Heiermann, Friederike Heinzei, Barbara Heller, Michael Henk, Ursula Herrmann, Rainer Hess, Rena¬ 
te Heß, Joachim Hetscher, Jörg Högemann, Erik Höhne, Klaus Höpcke, Helga und Herbert Hörz, Stefan Hofer (Basel), Gerald 
Hoffmann-Mittermaier, Willi Hoffmeister, Gebhard Hofner, Sylvia Holz, Fritz-Walter Hornung, Andreas Hüllinghorst, Manfred 
Idler, Siegfried Ittershagen, Uwe Jakuttis, Wolfgang Jantzen, Ulla Jelpke, Gert Julius, Volker Jung, Rolf Jüngermann, Peter 
M. Kaiser, Ernest Kaltenegger (Graz), Jürgen Karbe, Heinz und Lore Karl, Sima Kassaie, Dieter Keller, Mario Keßler, Peter 
Kirchner, Hermann Klenner, Christian Koberg, Robert und Marianne Konze, Uwe Koopmann, Eike Kopf, Hermann Kopp, Axel 
Koppey, Sigrid Koppey, Alfred Kosing, Patrik Köbele, Axel Köhler-Schnura, Ingrid und Klaus Köpnick, Inge Kosel, Peter Krä¬ 
mer, Werner Krämer, Dieter Kraft, Werner Krause, Egon Krenz, Monika Krotter-Hartmann, Stefan Kühner, Volker Külow, Erich 
Kundel, Brigitte Kustosch, Beate Landefeld, Annelies Laschitza, Manfred Lauermann, Ingeborg Lay-Ruder, Herbert Lederer, 
Klaus Leger, Erich Leinweber, Andre Leisewitz, Ekkehard Lieberam, Karoline Liebscher, Renate Linsen von Thenen, Walter 
Listl, Hanne List-Weidner, Jürgen Lloyd, Dieter Lohaus, Angelika und Peter Lommes, Birgit Lossdörfer, Domenico Losurdo 
(Urbino), Ernst und Ilse Luther, Klaus Lübberstedt, Peter Maaßen, Michael Mäde, Michael Maercks, Bruno Mahlow, Gerd 
Manecke, Angelika Richter-Manecke, Lars, Maike und Nele Manecke, Morus Markard, Otto Marx, Karin Masche, Christel 
und Thomas Matthes, Max Matthes, Olaf Matthes, Ewald Maurer, Jan Meier, Jürgen Meier, Herbert Meißner, Priscilla und 
Thomas Metscher, Dr. Erich Meurer, Gert Meyer, Gerda und Herbert Mies, Mario Berrios Miranda, Reinhard Mocek, Hans 
Modrow, Ursel Möllenberg, Lars Mörking, Brigitte Müller, Ilse Müller, Peter Müller, Herbert Münchow, Hacki Münder, Frank 
Münschke, Georg Neubauer, Heinz Niemann, Elke Nordbrock, Bettina Ohnesorge, Willi van Ooyen, Heinrich Opitz, Ute Os¬ 
terkamp, Jossy Oswald, Norman Paech, Claudia Paliwoda, Udo Paulus, Eva Petermann, Helmut Peters, Werner Philipp, Gün¬ 
ter Pohl, Anne Polikeit (Biel), Renate und Georg Polikeit, Thea Rann, Bernd Raths, Peter Rath-Sangkhakorn, Roman Reisch, 
Jürgen Reusch, Hans-Bert Reuvers, Christiane Reymann, Ula und Wolfgang Richter, Wera Richter, Anne Rieger (Graz), Lisi 
Rizy (Wien), Paul Rodermund, Peter Römer, Gerd-Rolf Rosenberger, Werner Roß, Werner Rügemer, Wolfgang Runge, Marita 
und Harff-Dieter Salm, Tatjana Sambale, Sascha Sambale, Ulli Sander, Tina Sanders, Günter Sanne, Werner Sarbok, Walter 
Schäfer, Gregor Schirmer, Walter Schmidt, Hans E. Schmitt-Lermann, Dorothea Schneider, Horst Schneider, Paul Schnitt- 
ker, Christiane Schnura, Luise Scholz, Wolfgang Scholz, Arnold Schölzel, Siegfried Schönfeld, Erich Schreier, Jürgen Schuh, 
Herbert Schui, Gerd Schulmeyer, Willi Schulz-Barantin, Ingrid Schuster, Rudi Schuster, Winfried Schwarz, Katja Seidel, Axel 
Seiderer, Friedrich Sendelbeck, Gunnar Siebecke, Frank Skischus, Manfred Sohn, Richard Sorg, Eckart und Lydia Spoo, 
Herbert Steffes, Klaus Stein, Regina Stein, Edwin Stößinger, Armin und Christa Stolper, Hans Christoph Stoodt, Magdalena 
Storm-Wahlich, Monika Strauß, Helmuth Sturmhöbel, Leander Sukov, Ute Szalkowski, Ingo Thiee, Martin Timm, Inge Tram- 
bowsky, Horst Trapp, Bernhard Trautvetter, Wolfram Triller, Jörg Trinogga, Eckhard Trümpler, Wolfgang Trunk, Ursula Vogt, 
Regine Voss, Otto Wagner, Roland Wanitschka, Ellen Weber, Robert Weber, Peter Wegner, Klaus Weidner, Steffen Weise, 
Harald Werner, Harald Wessel, Matthias Wietzer, Helmut Woda, Heinz Wohlert, Jane Zahn, Beate Zeidler, Lucas Zeise, Roland 
Zenk, Tibor Zenker (Wien), Ewald Ziegler, Daniel Zimmermann 
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„Beendigung der Kriege, 

Friede unter den Völkern, 

Aufliören von Raub und Gewalt - 
das ist fürwahr unser Ideal. “ 

Lenin 

Der konsequente Friedensaktivist, unser Genosse 

Aloys Stoff 

29. November 1925 - 4. Juli 2016 
lebt nicht mehr. 

Mit der „Ohne mich-Bewegung" gegen die Remilitarisie¬ 
rung, gegen die Aufstellung der Bundeswehr wurde Aloys 
aktiv. Erst in der IDK (Internationale der Kriegsdienstgeg¬ 
ner/innen), später in der DFG-VK übernahm er Verantwor¬ 
tung und Funktionen. Schon als junger Mann wurde er 
Kommunist, den Weg in die DKP fand er in den 1980er 
Jahren. 

1961 hat Aloys den Ostermarsch mitbegründet, er war 
bekannt für spektakuläre Aktionen, Sitzstreiks und Anti- 
kriegs-Blockaden, er war Gewerkschafter und Betriebs¬ 
rat, er war mutig, hartnäckig und Optimist! Er war bis 
zuletzt bei vielen Aktionen dabei und hatte für jeden ein 
aufmunterndes Wort. 

Mit seiner Lebensgefährtin Christa trauern wir um Aloys. 
ln unseren Gedanken wird er weiterhin beim Oster¬ 
marsch dabei sein! 

Nie wieder Faschismus - nie wieder Krieg! 

Die Genossinnen und Genossen der DKP Essen 

Die Trauerfeier ist am Freitag, dem 22. Juli 2016, um 11.30 Uhr in 
der Kapelle des Hallo-Friedhofes, Essen-Schonnebeck. Anschlie¬ 
ßend erfolgt die Urnenbeisetzung. 



Wir müssen Abschied nehmen von unserem Genossen 

Fritz Glümer 

Jahrzehnte seines Lebens hat er unser Partei die Treue 
gehalten. Musik bestimmte sein Leben. Wir werden ihn in 
guter Erinnerung behalten. 

Genossinnen und Genossen der DKP Bremen 



Frieden und Abrüstung waren die Ziele, für die Du über 
ein halbes Jahrhundert gekämpft hast. 

Ihre Verwirklichung durftest Du nicht mehr erleben. 

Nach einem langen erfüllten Leben verstarb 

Aloys Stoff 

* 29.11.1925 f4. 7. 2016 

Im Namen aller Angehörigen: 

Christa Clausen 

Die Trauerfeier ist am Freitag, dem 22. Juli 2016, um 11.30 
Uhr in der Kapelle des Hallo-Friedhofes, Essen-Schonne¬ 
beck. Anschließend erfolgt die Urnenbeisetzung. 

Von Beileidsbekundungen am Grabe bitten wir höflichst 
Abstand zu nehmen. 

Anstelle zugedachter Kränze und Blumen bitten wir um 
eine Spende an: Hospiz Essen-Werden, Pax-Bank Essen, 
IBAN DE60 3706 0193 2003 8840 18 Kennwort: 

Aloys Stoff. 
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Ausstellung 

1 

Zeichnungen von Erich Wegener 

2 

(1904-1956) 

Der Arbeiterzeichner Erich Wegener war Mitglied 

f ^ 

der KPD und der Assoziation Revolutionärer Bilden¬ 

IE* P 

der Künstler Deutschlands« (ASSO). Es ist die erste 


größere Werkschau des Künstlers. 

• j.V'.- 

Eintritt frei! Spenden erbeten! Ausstellung bis 29.7.2016 

Abb.: Erich Wegener, Sodafabrik in Würselen 

t 

(wahrscheinlich 1930/Ausschnitt) 


junge eit ■ L aden alerie 

Galerie ■ Buchhandlung ■ Treffpunkt ■ Torstr. 6 ■ 10119 Berlin ■ Mo.-Do. 11-18 Uhr, Fr. 10-14 Uhr 


www.jungewelt.de/ladengalerie 


Arbeitstreffen der Bildungs¬ 
kommission des Parteivorstands 

Die nächste zentrale Sitzung der Bildungskommission und 
der Bildungsverantwortlichen der Bezirke findet statt 

Samstag, den 23. 7. 2016 
10.00 - 17.00 in Frankfurt 

Gewerkschaftshaus, Wilhelm-Leuschner-Straße 69 - 77 
Themen: 

1. ) Referat: Dr. Hans-Peter Brenner: Aktuelle Aufträge 

des 21. Parteitags, Anforderungen an das ideolo¬ 
gische Auftreten und Wirken der DKP im Vorfeld der 
Bundestagswahl 

2. ) Stand der Bildungsarbeit in den Bezirken 

3. ) Vorbereitung Bildungsthema „100 Jahre Oktober¬ 

revolution". Diskussion über ein erstes Expose des 
Bildungsmaterials 

4. ) Verschiedenes: 

• Veranstaltung 60 Jahre KPD-Verbot (10. 9. Karlsruhe) 

• Weitere Termin- und Arbeitsplanungen: 

Arbeitsstrukturen und AGen der Kommission 

• Planung der Bildungsmaterialien zu Antimilitarismus 
und Antifaschismus 

• Sitzungen der Kommissionen in 2016/2017 

Anmeldung unter: www.dkp.pv@t-online.de 



Die nächsten 
Veranstaltungen 

Marx Engels 
Stiftung 



SA | 17. September j 10-18 Uhr | Stuttgart 


Die BRICS-Staaten und wir 

Mit: Georges Haliermayer, Prof. Dr. Eike Kopf, Rainer 
Rupp P Lucas Zeise ORT: Waldheim Gorth-Fötk-Str. 26 


SA j 17. September | 10-13 Uhr | Nürnberg 


60 Jahre KPD-Verbot 

ORT: Nachbarschaftshaus Gostenhof 


SA | 15. Oktober 1 Stadt im Rutirgebiet 


Kapitalismus, Ökologie und 
marxistische Zukunftsdiskussion 

Website: www. marx-engels-stiftung.de 



WWW. 


.stb-mannherz.de 


Ste uenBenaterKanzlei 


Peter Mannherz 


m n 


Pächter gesucht 

Pächter für das Naturfreundehaus Eggeklause in Wetter 
zum 1.1.17 gesucht. Das Haus hat ca. 40 Betten. Zusätz¬ 
lich gibt es am Wochenende zahlreiche Lauf(Wander-) 
kundschaft. Interessenten bitte unter 
langendreer@naturfreunde.de melden. 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Toskana, nah am Meer 


Öküho-f im Olivenhain, 

weite* Blick, Stille: 
große belle Zimmer, 
viele gute GikHer r 
Haus oder HaLschen; 
KinderpöTudics. 



r \ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 

s_> 



Entschleunigung 

Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 FeWo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 
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unsere zeit 


Kommen das nächste Mal als 
Helfer 

Betr.: Unser Pressefest 

Einen schönen guten Tag aus Sachsen! 
Hiermit möchte ich unseren Dank für 
das gelungene Fest der DKP und UZ 
in Dortmund aussprechen. Mein Mann 
und ich waren zum ersten Mal dabei 
und sagen jetzt schon, beim nächsten 
Fest möchten wir als Helfer kommen. 

Einen Tipp zum Schluss: Vielleicht 
könnt ihr die Bühnen das nächste Mal 
anders einordnen, so dass die Fautstär- 
ke der Bands die Vorträge in den be¬ 
nachbarten Zelten nicht behindert. 
Lidia und Bernd Norzinski , Berthels- 

dorf 

Eine Kraftspende 

Betr.: Unser Pressefest 

(...) Unsere Partei lebt, wird wahrge¬ 
nommen und wird gebraucht. Wie sonst 
erklärt sich das große Treffen, Disku¬ 
tieren, gemeinsames Feiern, Singen und 
Reden, wie diese Welt besser zu machen 
ist, zu verändern sein wird. Wie sonst er¬ 
klärt sich, dass Finke, Gewerkschafter, 
Friedensbewegte, politisch Interessier¬ 
te, Jung und Alt mit Kommunistinnen 
gern das Gespräch führen? Wir alle wis¬ 
sen, wie sehr eine kleine Partei, die wir 
sind, auch die Kraftspende des Festes 
für seine Mitglieder braucht. Zahlreiche 
Gesprächsrunden vom Thema Krieg 
und Frieden, Europa, Flüchtlinge bis 
zu brennenden sozialen Themen haben 
deutlich gemacht, was nicht nur Kom¬ 
munisten bewegt. Vielleicht hat der eine 
oder andere Zuhörer und Teilnehmer 
der verschiedenen Runden dabei auch 
bemerkt, wie zumeist über das Besser 
machen bestehender Verhältnisse der 
Disput geführt wird. 

(...) Müssen wir aber nicht vor allem 
mit allen Gleichgesinnten, mit den Op¬ 
fern kapitalistischen Wirtschaftens und 
Strebens über das Verändern dieser Welt 
reden, das Überwinden des Kapitalismus 
diskutieren und dabei die Klassenfragen 
wieder in das Zentrum stellen? 

Welche politische Kraft stellt diese 
Fragen so wie die DKP und welches Ge¬ 
wicht erlangt eine kleine Partei, wenn 


Der Wechsel an der Spitze der UZ-Re- 
daktion ist vollzogen. Seit dem Presse¬ 
fest ist Fucas Zeise verantwortlicher 
Chefredakteur. Nina Hager wird zwar 
in den Redaktionsräumen in Essen 
schmerzlich vermisst, leistet nun je¬ 
doch als Korrespondentin aus der fer¬ 
nen Hauptstadt Berlin eine wichtige 
Arbeit für unsere kleine Wochenzei¬ 
tung. Außerdem bleibt sie für Theorie 
und Geschichte verantwortlich. 

Aber nicht nur an der Spitze hat es 
einen Wechsel gegeben, auch darun¬ 
ter wurde neu sortiert: Werner Sarbok 
übernimmt gemeinsam mit Fucas Zeise 
das Ressort „Wirtschaft und Soziales“, 
ist fortan „Chef vom Dienst“ und zu¬ 
ständig für die Kommunalpolitik. Man¬ 


sie es einheitlich und revolutionär mit 
der 11. Feuerbachthese hält, wie Marx 
es fordert? 

Roland Winkler ; Aue 

Trauriges Fest 

Betr.: Unser Pressefest 

Ich habe chilenische Wurzeln und lebe 
seit 40 Jahren in der BRD. Wie oft, 
bin ich auch dieses Mal beim Presse¬ 
fest gewesen. Ich war etwas entäuscht. 
Ich empfand es als ein trauriges Fest 
und manche Veranstaltungen einfach 
schlecht organisiert. Als Beispiel die 
Diskussion über Bayer und Monsanto 
in der Eishalle am Sonntag, dem 3.7. Im 
Prinzip wurde nichts Konkretes erzählt, 
und der Mann, der angeblich überall ak¬ 
tiv ist, wusste nicht mal, was Monsanto 
in Chile macht, obwohl das auch im In¬ 
ternet zu finden ist. Im Cuba-Zelt lief 
ständig eine komische Musik statt der 
schönen und warmen kubanischen Mu¬ 
sik. 

Das einzige schöne Erlebnis war die 
chilenische Gruppe Musicandes. 

Sicherlich leben wir heute in schwie¬ 
rigen Zeiten. Trotzdem ist das kein 
Grund, um alles negativ zu sehen und 
mit langen Gesichtern herumzulaufen. 

Dr. Patricia Valenzuela G.-Stein, 
München 

Kein fauler Kompromiss! 

Betr.: Regierungsfähigkeit 

Hauptamtliche Politiker der Partei „Die 
Finke“ schwadronieren kurz nach dem 
Magdeburger Parteitag mit der SPD 
und das ganz unverfroren entgegen 
den Grundsatzreden und Beschlüssen 
für eine politisch nicht verantwortbare 
Regierungsfähigkeit. 

Bodo Ramelow empfindet dabei 
das dringend zu klärende Thema NATO 
(Kriegstreiber Nr. 1) als störend und möch¬ 
te es beiseite legen, nachdem er die DDR, 
den ersten deutschen Friedensstaat, schon 
als „Unrechtsstaat“ ausgemacht hat. Völlig 
unhistorisch bewertet, wurde auf sein Be¬ 
treiben auch der 17. Juni zum Gedenktag 
in Thüringen erhoben und das bei nur ei¬ 
ner Gegenstimme aus der Fraktion „Die 
Linke“ Dank an Dr. Scheringer-Wright, die 


fred Idler ist weiterhin für die Kultur 
und für die Qualitätskontrolle zustän¬ 
dig. Olaf Matthes verlässt das Ressort 
„Internationales“ und kümmert sich 
um die „Politik“. Fars Mörking über¬ 
nimmt „Internationales“ - soweit die 
Verantwortlichkeiten. 

Die sozialistische Wochenzeitung 
UZ ist mehr als die Summe der Ressort¬ 
seiten, sie ist das Ergebnis kollektiver 
Planung, Umsetzung und Kritik. Das ist 
gerade bei einer so kleinen Redaktion 
wie der unseren Voraussetzung dafür, 
dass die UZ Woche für Woche erschei¬ 
nen kann, komme was da wolle: Krank¬ 
heiten, Urlaub, UZ-Pressefeste,... 

Was ändert sich für die Leserinnen 
und Leser? 


sich der einseitigen Bewertung deutscher 
Geschichte entgegenstellte. (...) 

Sigmar Gabriel sucht verzweifelt 
nach dem rettenden Strohhalm, der die 
SPD aus dem Umfragetief herausho¬ 
len soll und da ist dem staatlich sankti¬ 
onierten Rüstungslieferanten plötzlich 
die Partei „Die Linke“ ein Augenzwin¬ 
kern wert. (...) Die Chancen für eine 
andere friedfertige und soziale Politik 
hat die SPD bisher immer ungenutzt 
gelassen. Wieso müssen sich immer die 
Anderen ändern und nicht auch einmal 
die Sozialdemokratie? 

Mit diesen wankelmütigen, unzuver¬ 
lässigen und zum Teil selbstzerstöreri¬ 
schen öffentlichen Bekundungen linker 
Politiker verliert die Partei „Die Linke“ 
weiter an Vertrauen und dies auch in 
den eigenen Reihen. Was gelten noch 
Programme und Parteitagsbeschlüsse, 
wenn sie denn bei linken Berufspoliti¬ 
kern der Vergessenheit anheim fallen. 
(...) 

Müssen wir Mitglieder und Sympa¬ 
thisanten dies alles sang und klanglos 
hinnehmen? Es ist zu wünschen, dass 
die „Basis“ sich kraftvoll zu Wort mel¬ 
det und dass ein scharfer sowie befrei¬ 
ender Wind durch linke Abgeordne¬ 
tenbüros weht und unsere Grundsätze 
für eine antikapitalistische und antimi¬ 
litaristische sowie sozial gerechte Poli¬ 
tik wieder zu einem steten und aktiven 
Leben erweckt werden. 

Raimon Brete, Chemnitz, Vors. OV 
Sonnenberg/Chemnitz, Partei „Die 

Linke“ 

Ausreichende Argumentation? 

Betr.: „Ist Antifaschismus 
verfassungsfeindlich?“, UZ vom 
8.7.2016, S. 4 

Das Urteil des Münchner VG gegen die 
VVN-BdA stützt sich wesentlich auf 
zwei Vorwürfe: Mitarbeit von Kommu¬ 
nisten und Nähe zu einem klassenmä¬ 
ßig begründeten Antifaschismus, der 
den Faschismus als Form bürgerlicher 
Herrschaft versteht. Daran ist aus zwei 
Gründen nichts Außergewöhnliches: 1. 
weil beides schlicht selbstverständlich 
sein sollte und 2. weil von staatlichen 


Den ganz Aufmerksamen ist viel¬ 
leicht aufgefallen: Die Seiten 4 und 5 
heißen jetzt Politik und nicht mehr 
Innenpolitik, weil das so klingt, als 
würden wir uns auf diesen beiden 
Seiten vorzugsweise mit dem Treiben 
des Herrn de Maiziere befassen. In¬ 
haltlich wollen wir diese beiden Sei¬ 
ten stärken, mit Ninas Hilfe, aber vor 
allem auch mit Unterstützung durch 
die Grundeinheiten der DKP, die ja in 
diesem Land Politik machen. 

Und die UZ soll nachrichtlicher 
werden. Das bedeutet, dass wir über 
die UZ mehr und konkret darüber in¬ 
formieren wollen, was der Imperialis¬ 
mus so treibt, warum er trotz seiner 
deutlich sichtbaren Unfähigkeit, die 


bürgerlichen Institutionen gar nichts 
anderes zu erwarten ist, als dass sie 
daraus den Vorwurf der Demokratie- 
bzw. Staatsfeindlichkeit konstruieren. 
Derartige Vorwürfe von bürgerlicher 
Politik und Justiz kennen Kommunis¬ 
ten zur Genüge, sie ziehen sich durch 
die Geschichte von der Weimarer Zeit, 
dem Faschismus, der BRD der Ade¬ 
nauer-Zeit über die Berufsverbote bis 
heute, wo sie die Antikommunismus¬ 
keule gegen die VVN-BdA schwingen. 
Faschismus soll nicht als terroristische 
Diktatur des imperialistischen Mo¬ 
nopolkapitals bzw. seine vorbereiten¬ 
de Massenbewegung begriffen, politi¬ 
sches Handelns auf der Grundlage der 
Erkenntnis, dass im antifaschistischen 
Kampf die Interessen des Monopol¬ 
kapitals gegen die der überwiegenden 
Mehrheit der Menschen stehen, soll 
kriminalisiert und unterbunden wer¬ 
den. Eine moralisierende Rassismus- 
Kritik ä la „hier die Guten, da die Bö¬ 
sen“ ist erlaubt und erwünscht, weil 
sie die Ursachen des Faschismus ver¬ 
schleiert und bürgerliche Herrschaft 
stabilisiert, nicht jedoch das Ziel der 
„Vernichtung des Nazismus mit seinen 
Wurzeln“, d.h. seiner kapitalistischen 
Klassengrundlage. 

So weit, so klar. Aber wie geht nun 
die VVN-BdA mit diesen „Vorwürfen“ 
um? (...) Vertritt sie den Standpunkt, 
wenn die bayerische Staatsregierung 
wirklich demokratisch sein wollte, 
müsste sie den Antikommunismus auf¬ 
geben? (...) 

Thomas Mehner ; Krefeld 

Die Herrschenden in der Türkei 

Betr.: Putschversuch 

Nach der Inszenierung einer gewis¬ 
sen Demokratie, der Inszenierung ei¬ 
nes menschenverachtenden Putsches 
und den wirklich diktatorischen Maß¬ 
nahmen in der Folge des inszenierten 
Putschversuches, bleibt die bittere Er¬ 
kenntnis: Der Bürgerkrieg wird immer 
wahrscheinlicher und der wird keine In¬ 
szenierung sein. 

Werner Engelmann, Wahlbeobachter 
in der Türkei am 1.11.2015, Lahr 


Bedürfnisse der Mehrheit der Men¬ 
schen zu befriedigen, so stark ist und 
vielen unbesiegbar erscheint. Woche 
für Woche das Wichtige zu berichten 
und ggf. zu kommentieren, das ist die 
Aufgabe der UZ. Wenn wir das schaf¬ 
fen, hat sie einen hohen Gebrauchs¬ 
wert für unsere Leserinnen und Le¬ 
ser. 

„Erkennt den Imperialismus, der 
euch beherrscht“, so hat es der neue 
Chefredakteur formuliert. Dazu woll¬ 
te und will unsere Zeitung einen Bei¬ 
trag leisten. Dazu, dass danach der - 
natürlich geordnete - Übergang zum 
Sozialismus erfolgt, selbstverständlich 
auch. 

Imö 


Termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 23. JULI 


Nürnberg: „Fiesta Moncada“, FG-Cuba, 
DFV, DKP, KAZ, Partei „Die Linke“ und 
SDAJ laden ein aus Anlass des 90 Ge¬ 
burtstages von Fidel Castro am 13. Au¬ 
gust sowie des Jahrestages des Sturms 
auf die Moncada. Es gibt Gegrilltes, Vege¬ 
tarisches, Musikalisches sowie Alkoholi¬ 
sches und Solidarisches zu Kuba und La¬ 
teinamerika. Biergarten der „Villa Leon“, 
Philipp-Koerber-Weg 1,17.00 Uhr. 


Dl ★ 26. JULI 


Recklinghausen: DKP Treffen. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 


DO ★ 28. JULI 


Freiburg: „Erinnern an Berndt Koberstein. 
Am 28. Juli 1986 wurde Berndt Koberstein 
in Nicaragua ermordet. Berndt, der auch 
Mitglied der DKP war, wäre in diesem 
Jahr 60 Jahre alt geworden.Der Wiwili- 
Verein macht am 28. Juli von 15.00 Uhr 
bis 17.00 Uhr mit einem Informationsstand 
auf der Freiburger Wiwili-Brücke auf den 
Gedenktag aufmerksam. Um 19.00 Uhr 
findet im neuen Gewerkschaftshaus in 
Freiburg in der Friedrichstraße 41-43 die 
Gedenkveranstaltung für Berndt Kober¬ 
stein statt. An dieser Gedenkveranstaltung 
nimmt auch die Botschafterin Nicaraguas, 
Karla Beteta Luzette Brennes, teil und 
wird dort sprechen. Hendrijk Guzzoni, ein 
Freund von Berndt Koberstein, wird spre¬ 
chen über „Was Berndt bewegte“, und der 
DGB- Stadtverbandsvorsitzende Werner 
Siebler wird an Berndt Kobersteins Einsatz 
ais junger Gewerkschafter erinnern. Marlu 
Würmell-Klauss berichtet über die vielfäl¬ 
tigen Aktivitäten nach Berndt Kobersteins 
Tod und über den derzeitigen Stand der 
Projekte in Wiwili. Der Lateinamerikachor 
Freiburg singt Lieder aus Lateinamerika. 


FR ★ 29 JULI 


Buchholz: „90 Jahre Heideruh“, Heideruh 
feiert runden Geburtstag mit einem Som¬ 
merfest vom 29. bis 31. Juli 2016. 

Freitag: Schalmeien-Konzert der Agit¬ 
prop-Truppe „Roter Pfeffer“, großes Hei- 
deruher Kuchenbuffet und alkoholfreie 
Cocktailbar der Antifa-Jugend-Heideruh, 
musikalische Reise durch die Geschichte 
der Arbeiterbewegung mit Achim Bigus. 
Danach liest um 16 Uhr Ruth Stender (an¬ 
gefragt), die Nichte des Hamburger Antifa¬ 
schisten und Widerstandskämpfers Ernst 
Stender, der 1926 mit Genossen Heideruh 
erwarb, aus ihrem Buch „Gertigstraße 56“ 
und Reinhold Ändert bietet aus seinem 
reichhaltigen Repertoire Nachdenkliches, 
Dialektisches und Heiteres von damals 
und heute. 

Samstag: Ausstellung zur Buchholzer 
Geschichte, Kinderbetreuung, Tischtennis, 
Bücher-Flohmarkt und Wandern. 

Sonntag: Veranstaltung „90 Jahre Hei¬ 
deruh: Hintergründe und Anekdoten“ und 
Lesung „Deutschland, deine Nazis“ mit 
Sören Kohlhuber Das Sommerfest findet 
in der antifaschistischen Erholungs- und 
Begegnungsstätte Heideruh in Buchholz- 
Seppensen, Ahornweg 45 statt. 

Weitere Informationen: 
http://www.heideruh.de 


Unsere „UZ“ 

Geordnete Übergänge 


Jetzt abonnieren und 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 


□ Zeitung / Drei-Monats-Abo (10,- €) 

□ Zeitung/Normal (132,-€/Jahr) 

□ Zeitung/Ermäßigt (66,-€/Jahr) 

□ Zeitung / Förderabo (min. 180,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Normal (96,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Ermäßigt (48,- € / Jahr) 

□ Online-Abo / Förderabo (144,- € / Jahr) 
Alle Preise inkl. MwSt. und Versand. 


Prämie 

3-Monats-Abo 

„Tag der Befreiung 
vom Faschismus - 
der Kampf geht weiter“ 
(Broschüre, 60 Seiten) 



sichern! 




Prämie ^ 
Jahresabo 

„Gespenst des 
Kommunismus“ 
(T-Shirt, schwarz) 
Herren: M - XXL 
Damen: S - XL 
Bitte Größe angeben! 
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Die letzte Seite 
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Danke! 

Wir bedanken uns herzlich bei allen Helferinnen und 
Helfern, die das 19. UZ-Pressefest ermöglicht haben. 


Wirwissen,eswardiesmal manch¬ 
mal hart an der Grenze. Dennoch 
haben wir ein tolles Fest auf die 
Beine gestellt. 

Ihr wart großartig! 

Danke für die Arbeit in den Berei¬ 
chen: 

Sicherheit 

Ärztliche Versorgung 

Hygieneberatung 

Helferversorgung 

Packen & Laden 

Strom- und Wasserbrigade 

Stapler- und LKW-Fahrer 

Keks-Brigaden 


Ton-Technik & Turmbauer 

Dekoration 

Agitation 

Spülmobil 

Künstlerbetreuung und Betreuung 

der Kleinstände 

Zelt- und Wohnwagenplatz 

Internationale Kommission 

Casa Cuba 

Cafe K 

Kunst- und Literaturmarkt 

an den zentralen Bier-, Imbiss- und 

Fischwagen 

sowie in allen Bezirks- und zentra¬ 
len Beiträgen 


Dank den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des Revierparks und 
den Kolleginnen und Kollegen vom 
Roten Kreuz 

Ein besonderer Dank geht an die 
SDAJ! 

DenTermin fürdie Helferparty wer¬ 
den wir in Kürze bekannt geben! 


Wera Richter, Uli Abcynski und 
Klaus Leger für die Pressefestkom¬ 
mission 

DKP-Parteivorstand 
UZ-Redaktion und Verlag 



Flüchtlinge auf dem UZ-Pressefest 


„Hoch die internationale Solidarität!“ 
steht auf dem Banner des „Bündnis 
Dortmund gegen Rechts“, daneben die 
gemalte Nelke der Arbeiterbewegung, 
die das Hakenkreuz sprengt. 

Die Antifa-Aktivistinnen des 
Bündnisses haben diese Parole ein 
Stück umgesetzt, indem sie 100 Flücht¬ 
linge zum Pressefest der DKP einluden. 
Die kinderreichen Familien, die zur 
Zeit in einem Dortmunder Flüchtlings¬ 


heim untergebracht sind, kommen aus 
Nord-Syrien und sind dem alles zerstö¬ 
renden Krieg und dem blutigen Terror 
des IS entkommen. 

Hans Peter Brenner, 2. Vorsitzen¬ 
der der DKP, begrüßte mit herzlichen 
Worten die Familien, die aus dem über¬ 
vollen Bus kletterten, den das Bündnis 
angemietet hatte. 

Versehen mit einem Pressefest-But¬ 
ton und einem kleinen Taschengeld, 


das auch die Dortmunder DKP dazu 
geben konnte, gab es kein Halten mehr: 
Allen voran die Kinder, schwärmte die 
Gruppe in’s Pressefest-Gelände aus. 
Ein Nachmittag der Solidarität und 
Fröhlichkeit, voller Erlebnisse, die den 
schweren Alltag für ein paar Stunden 
in den Hintergrund gedrängt haben. 
Vielleicht für einige der großen und 
kleinen Besucher/innen unvergesslich. 

UR 


Walter Vielhauer 

Kommunist und Widerstandskämpfer, 
starb vor 30 Jahren 


Walter wurde als Funktionär der KPD 
am 3. März 1933 zusammen mit Erich 
Leucht, Adolf Herrmann, Konrad Erb, 
Karl Biehler, Wilhelm Egerter, Karl 
Feidengruber, Hermann Schmidt, 
Otto Kirchner und Erich Ceffinato im 
Polizeigefängnis in der Heilbronner 
Wilhelmstraße eingesperrt. Mit etwa 
60 weiteren Gefangenen wurde er ins 
KZ Heuberg verlegt, kam dann zwar 
frei, wurde aber im Rahmen des Auf- 
fliegens der Transportkolonne Otto 
(Widerstandsgruppe, die u.a. Zeitun¬ 
gen und Flugschriften schmuggelte) 
erneut verhaftet. Jahrelange Einzel¬ 
haft im Zuchthaus Ludwigsburg, und 
das KZ Dachau, das KZ Mauthausen 
und das KZ Buchenwald waren seine 
weiteren Stationen, bis er am 11. April 
1945 die Befreiung des KZ Buchen¬ 
wald miterleben konnte. Durch Folter 
während der Verhöre blieb seine linke 
Gesichtshälfte gelähmt. Im KZ Dach¬ 
au und dem KZ Buchenwald gehörte 
er jeweils der illegalen internationalen 
Lagerleitung an. 

Am 6. Juni 1945 war er in Stuttgart 
Referent auf der ersten öffentlichen 
Versammlung ehemaliger politischer 
Häftlinge im Staatstheater. Zurück in 
Heilbronn, setzte er sich für die Errich¬ 
tung einer „Einheitsliste“ aus KPD und 
SPD ein, die von der SPD jedoch kurz 
vor den ersten Nachkriegs-Gemeinde- 
ratswahlen Anfang Mai 1946 endgül¬ 
tig abgelehnt wurde. 1946 wurde er für 
die KPD in den Gemeinderat gewählt 
und blieb über das KPD-Verbot hin¬ 
aus bis 1958 Mitglied des Heilbronner 
Stadtrats. 

Ein zweites Mal, dieses Mal unter 
Adenauer, musste Walter infolge des 
KPD-Verbots für 12 Jahre in die Il¬ 
legalität. Am 5. Oktober 1968 wurde 
von 44 Genossinnen und Genossen 
der Landesausschuss der DKP für Ba¬ 
den-Württemberg gebildet, einer von 
ihnen ist Walter Vielhauer - bis zu 
seinem Tod einer der führenden und 
profiliertesten Genossen innerhalb 


der DKP. Insbesondere im Kampf ge¬ 
gen Neonazis sowie um Frieden und 
gegen den Krieg war Walter in vor¬ 
derster Front. 

Bis ins hohe Alter trat er bei un¬ 
zähligen antifaschistischen Anlässen 
auf und bekräftigte den Schwur von 



Buchenwald. Nach seinem Tod fand 
sein Name Aufnahme in das Buch der 
Gerechten in Yad Vashem in Israel. 

Walter Vielhauer hat einen Kampf 
geführt, den wir heute weiterführen: 
Gegen Ausbeutung, Imperialismus 
und Krieg, für Freiheit und soziale Ge¬ 
rechtigkeit für alle Menschen. Walter 
steht für die Menschen, die sich nicht 
haben brechen lassen, sich bis zuletzt 
gegen den Faschismus stellten. Er hat 
nur die Sache und nicht sich selbst - 
nicht wer er ist und warum er kämpft - 
in den Vordergrund gestellt. Walter ist 
ein Beispiel für das gemeinsame Auf¬ 
stehen gegen rassistische Hetze auf al¬ 
len Ebenen: Im Betrieb, auf der Stra¬ 
ße, in den Parlamenten. Er hat die Lo¬ 
sung „nie wieder Krieg“, „nie wieder 
Faschismus“ mit Leben gefüllt. Walter 
zu ehren heißt von seinem Leben und 
seinen Erfahrungen zu lernen. 

Helmut Woda 


An dieser Stelle wollen wir zukünftig in loser Reihenfolge„eine(n) von uns“ vor¬ 
stellen und damit die Erinnerung an diese Kommunistinnen aufrecht erhalten 

Die Redaktion 


Ehrung 

mit Schwierigkeiten 

Bei der Ehrung verdienter Genossinnen und Genossen im Rahmen der 
Matinee „70 Jahre Vereinigung von KPD und SPD zur SED", die wir im 
Rahmen des Pressefests durchführten, sind uns Fehler unterlaufen. 

Konkret lagen uns die Namen von Genossinnen und Genossen nicht 
vor, die wir auszeichnen wollten. Dafür möchten wir uns sehr entschul¬ 
digen. Wir sind mit den Bezirken und Landesvorständen dabei einen 
Weg zu finden diesen Fehler zu korrigieren. 

DKP-Parteivorstand 
Patrik Köbele 


Der rote Kanal 


Min Dit - Die Kinder von Diyarbakir 

Auf einer Landstraße stoppen drei 
Uniformierte nachts das Auto, in 
dem Gulistan mit ihren Eltern, ih¬ 
rem jüngeren Bruder Firat und dem 
wenige Wochen alten Baby von ei¬ 
ner Hochzeitsfeier bei Verwandten 
zurückkehrt. Die vermeintliche Ver¬ 
kehrskontrolle ist ein Mordanschlag: 
Vor den Augen der Kinder werden 
die Eltern erschossen. Ihre Tante 
versucht, über ihre Kontakte zu lin¬ 
ken Gruppen für die drei Waisen ein 
Visum nach Schweden zu besorgen - 
und verschwindet. Die Kinder müssen 
auf der Straße leben, das Baby kön¬ 
nen sie nicht retten. 

Sa. 23.7., 23.50 Uhr, einsfestival 

Berlin direkt - Sommerinterview 

mit Sahra Wagenknecht. Vielleicht 
versteht man sie danach wieder bes¬ 
ser. 


So, 24.7., 21.45 Uhr, 3Sat 

Zweimal sterben ist einmal zuviel 

In der brasilianischen Burleske steh¬ 
len Obdachlose, Huren und Säufer 
die Leiche ihres einst gutbürgerlichen 
Freundes Quincas, um mit ihm einen 
letzten Zug durch Bahia zu machen. 
Die literarische Vorlage stammt von 
Jorge Amado. 

So, 24.7., 21.45 Uhr, 3Sat 

Lenin - Drama eines Diktators 

Schon der Titel ist Stuss. Unser In¬ 
teresse findet die Frage, wie viele 
Windungen der Hals von Koautor 
Hans-Dieter Schütt, Chefredakteur 
der FDJ-Zeitung „Junge Welt“ von 
1984 bis 1989, inzwischen aufweist. 
Di, 26.7., 21.45 Uhr, Arte 























